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Im Zentrum der Tätigkeit des Ressorts Präsidium standen 
im Berichtsjahr verschiedene Gesetzesvorhaben wie die Re-
form des Staatskirchenrechts, die Schaffung eines Gerichts-
organisations- und Richterdienstgesetzes, die Revision des 
Staatspersonalgesetzes und des Pensionsversicherungs-
gesetzes, die Erarbeitung eines neuen Ausländergesetzes, 
das betriebliche Mobilitätsmanagement in der Landesver-
waltung sowie verschiedene Gesetzesvorhaben im Bereich 
der am Finanzmarkt teilnehmenden freien Berufe. Im Wei-
teren wurde im Berichtsjahr das Projekt «Corporate Gover-
nance im öffentlichen Sektor» gestartet. Es wurde eine Ge-
nerationenbilanz erstellt, ein Zukunftsbarometer in Auftrag 
gegeben und verschiedene Reorganisationsprojekte durch-
geführt. Im Rahmen des Vorsitzjahres Liechtensteins bei 
der Internationalen Bodenseekonferenz fanden zwei Regie-
rungscheftreffen in Vaduz statt. 

Reform des Staatskirchenrechts
Die Regierung hat in der zweiten Jahreshälfte ein Kon-
zept zur Reform des Staatskirchenrechts zustimmend 
zur Kenntnis genommen. Die Reform gemäss dem vor-
liegenden Vorschlag hat die Trennung bzw. Entflechtung 
des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche zum Inhalt. 
Dies bedeutet, dass die Religionsgemeinschaften künftig 
nicht mehr in die staatliche Organisation eingegliedert 
und nicht der staatlichen Aufsicht unterstehen werden. 
Die Reform sieht auf Verfassungsebene vor, dass das 
Verhältnis des Staates zu den Kirchen und Religionsge-
meinschaften in einem neuen Hauptstück unter der Be-
zeichnung «Kirchen und Religionsgemeinschaften» gere-
gelt wird. Die Neuordnung umfasst unter anderem auch 
die öffentlich-rechtliche Anerkennung von Religionsge-
meinschaften. Das vorgesehene Religionsgesetz befasst 
sich mit den Beziehungen des Staates zu den öffentlich-
rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften in den 
Bereichen der gemeinsamen Angelegenheiten, wie z.B. 
die Religionsmündigkeit, den Religionsunterricht, die 
Seelsorge in öffentlichen Anstalten und Einrichtungen 
sowie die administrative Zusammenarbeit. Ein Finanzie-
rungsgesetz wird die Finanzierung der öffentlich-recht-
lich anerkannten Religionsgemeinschaften regeln. 

Vorsitz der Internationalen Bodenseekonferenz
Das Fürstentum Liechtenstein hatte im Jahre 2007 erst-
mals den Vorsitz der Internationalen Bodenseekonferenz. 
Unter der Leitung des Regierungschefs fanden zwei Re-
gierungscheftreffen in Vaduz statt. Im liechtensteinischen 
Vorsitzjahr standen vor allem die Weiterentwicklung des 
Bodenseeleitbildes bis zu einem vernehmlassungsfähigen 
Entwurf sowie die künftige Ausrichtung der Internationa-
len Bodenseehochschule im Vordergrund. 

Daneben fanden in Fortführung einer langjährigen 
Tradition im Berichtsjahr wiederum Regierungstref-

fen mit den Regierungen der Kantone Graubünden und 
St. Gallen sowie der Regierung des Bundeslandes Vorar-
lberg statt. Diese Regierungstreffen dienen nicht nur der 
Erörterung von gemeinsam interessierten Fragen son-
dern auch der Kontaktpflege. Zum zweiten Mal nach 
2005 traf sich die Regierung im Berichtsjahr mit der 
Tiroler Landesregierung zu einem Meinungsaustausch 
in Liechtenstein. Schliesslich weilte auch die Walliser 
Staatsregierung zu einem zweitägigen Treffen mit der 
liechtensteinischen Regierung in Vaduz. 

Generationenbilanz
Erstmals wurde im Berichtsjahr im Auftrag der Regierung 
eine Generationenbilanz erstellt. Die vom Forschungs-
zentrum Generationenverträge der Albert-Ludwigs-Uni-
versität Freiburg erstellte Studie «Zur Nachhaltigkeit der 
liechtensteinischen Fiskal- und Sozialpolitik: Die Gene-
rationenbilanz» stellt die erste Generationenbilanzierung 
für das Fürstentum Liechtenstein dar. Sie gibt Auskunft 
darüber, welche impliziten Belastungen für die öffent-
lichen Haushalte Liechtensteins aus der zukünftigen de-
mografischen Entwicklung resultieren werden und zeigt, 
in welchen Bereichen der Handlungsbedarf besonders 
gross ist. Die Studie zeigt, trotz hohem Staatsvermögen, 
dass die Fiskal- und Sozialpolitik eine Nachhaltigkeitslü-
cke aufweist. 

Revision des Staatspersonalgesetzes
Zu Beginn des Jahres hat die Regierung dem Landtag 
einen Bericht und Antrag zur Schaffung eines Gesetzes 
über das Dienstverhältnis des Staatspersonals unterbrei-
tet. Zielsetzung des neuen Personalrechts ist es, eine 
umfassende und übersichtliche Ordnung des öffent-
lichen Dienstrechts zu schaffen, welches den Anforde-
rungen an eine moderne Verwaltung entspricht und die 
Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ange-
messen berücksichtigt. Mit dem neuen Staatspersonal-
gesetz, welches das Beamtengesetz aus dem Jahr 1938 
ablöst, sollen zahlreiche Lücken im Bereich des öffent-
lichen Dienstrechtes geschlossen werden. Der Landtag 
hat im Berichtsjahr die erste Lesung durchgeführt. 

Ausländerrecht
Die Regierung hat im Herbst das neue Ausländergesetz in 
die Vernehmlassung gegeben. Im vorliegenden Entwurf 
werden Rechte und Pflichten von Drittstaatsangehörigen 
geregelt. Das Gesetz schafft erstmals ein eigenständiges 
liechtensteinisches Ausländerrecht. Es bezweckt eine 
umfassende Regelung der rechtlichen Stellung von Aus-
länderinnen und Ausländern ohne EWR- oder Schwei-
zer Staatsangehörigkeit. Geregelt werden die Ein- und 
Ausreise, der Aufenthalt, der Familiennachzug und die 
Beendigung des Aufenthaltes. Schwerpunkte bilden die 
Zulassung zum Aufenthalt mit Erwerbstätigkeit, der Fa-
miliennachzug, die Integration und die Missbrauchs-
bekämpfung. Am Grundsatz des beschränkten Zuzuges 
und der hohen Zuzugsvoraussetzungen wird weiterhin 
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festgehalten. Nach dem Grundsatz «Fordern und För-
dern» sollen Drittstaatsangehörige mit einer Integrati-
onsvereinbarung verpflichtet werden, sich mit den Ge-
gebenheiten in Liechtenstein auseinanderzusetzen und 
insbesondere die deutsche Sprache in Wort und Schrift 
zu erlernen. Die Integration rechtmässig und längerfri-
stig anwesender Ausländerinnen und Ausländer soll mit 
diesem Gesetz gezielt gefördert werden. Ziel der Inte-
gration ist ein friedliches Zusammenleben der liech-
tensteinischen und ausländischen Bevölkerung auf der 
Grundlage der Verfassung. 

Für die Realisierung eines Rechts- und Staatskun-
dekurses im Sinne des künftigen Bürgerrechts und des 
Ausländergesetzes hat die Regierung eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt. Spätestens bis zum Inkrafttreten der beiden 
Gesetzesvorlagen ist es notwendig, ein solches Kursan-
gebot zu schaffen. Die Arbeitsgruppe wurde beauftragt, 
ein entsprechendes Konzept im Sinne der Vorgaben der 
direkt betroffenen Ressorts zu erarbeiten.

Die Regierung hat im Berichtsjahr den Abschluss-
bericht der Arbeitsgruppe «Islamischer Religionsunter-
richt» zur Kenntnis genommen. In der Folge hat sie be-
schlossen, die Durchführung eines Religionsunterrichtes 
für Primarschüler muslimischer Religionszugehörigkeit 
in deutscher Sprache im Sinne eines Pilotprojektes im 
Schuljahr 2007/2008 zu fördern und zu unterstützen.

Corporate Governance im öffentlichen Sektor 
Die Regierung hat ein Postulat betreffend Corporate Go-
vernance für Organisationen und Unternehmen im öf-
fentlichen Sektor beantwortet. Mit dem Postulat wurde 
die Regierung beauftragt, aufzuzeigen, mit welchen ein-
heitlichen Grundsätzen, Leitsätzen und Standards eine 
Steigerung der Effizienz, Transparenz und Kontrolle 
bei den staatlichen Organisationen und Unternehmen 
erreicht werden könnte, und entsprechende Massnah-
men sowie eine Umsetzungsplanung vorzuschlagen. Zur 
Schaffung einer sachlichen Entscheidungsgrundlage 
hat die Regierung eine Arbeitsgruppe unter der Leitung 
eines ausgewiesenen Fachexperten eingesetzt. Die Emp-
fehlungen der Arbeitsgruppe sollen gemäss Beschluss 
der Regierung auf drei verschiedenen Ebenen umgesetzt 
werden: Durch die Anpassung spezialgesetzlicher Be-
stimmungen, die Schaffung eines Rahmengesetzes mit 
für alle öffentlichen Unternehmen gleichermassen gül-
tigen Bestimmungen und durch die Ausarbeitung eines 
Codes für öffentliche Unternehmen mit empfehlendem 
Charakter. Zu den wichtigsten Themenbereichen in die-
sem Zusammenhang gehören die Zuständigkeiten und 
Vorgehensweisen für die Wahl sowie die Abwahl von 
Mitgliedern strategischer Führungsebenen, die Zusam-
mensetzung dieser Organe sowie die Vorgehensweise in 
Bezug auf die Festlegung der strategischen Ausrichtung 
der einzelnen Unternehmen. 

Neubestellung von Stiftungsräten und Kommissionen 
Im Berichtsjahr lief die Mandatsperiode verschiedener 
gesetzlich vorgesehener Kommissionen, Beiräte und 
Stiftungsräte ab, welche von der Regierung neu zu be-
stellen waren:
–	Stiftungsrat Erwachsenenbildung Liechtenstein
–	Stiftungsrat Liechtensteinische Landesbibliothek
–	Stiftungsrat Liechtensteinisches Landesspital
–	Dreigliedrige Kommission zur Beobachtung des Ar-

beitsmarktes
–	Kosten- und Qualitätskommission
–	Kommission zur Prüfung von provisorisch angestellten 

Lehrern
–	Prüfungskommission für Patentanwälte
–	Schätzungskommission
–	Landesführungsstab
–	Landestierzuchtkommission
–	Prüfungskommission für Rechtsanwälte
–	Kommission «Obligatorische Unfallversicherung im 

Fürstentum Liechtenstein»

Reorganisation der Landesverwaltung
In Entsprechung des Regierungsprogrammes, gemäss 
dem die Regierungs- und Verwaltungsreform in der lau-
fenden Legislaturperiode schrittweise umgesetzt wer-
den soll, hat die Regierung im Berichtsjahr verschiedene 
Massnahmen beschlossen und durchgeführt. So wurde 
der Fachbereich «Heilmittelkontrolle des Amtes für Le-
bensmittelkontrolle und Veterinärwesen» in das Amt für 
Gesundheit integriert. Dadurch konnte ein wichtiger Bei-
trag zur Vereinfachung der Führungs- und Verwaltungs-
organisation sowie eine Aufgabenbereinigung beim Amt 
für Lebensmittelkontrolle und Veterinärwesen erreicht 
werden. Im Berichtsjahr erfolgte ebenfalls die Zusam-
menführung der Berufsberatungsstelle und des Amtes 
für Berufsbildung zum Amt für Berufsbildung und Be-
rufsberatung. Mit dieser Zusammenlegung konnten 
zahlreiche Verbesserungen im Hinblick auf bedarfs- und 
kundenorientierte Dienstleistungen erzielt werden. Eben-
falls erfolgte 2007 die Integration der Schulzahnpflege 
vom Schulamt in das Amt für Gesundheit. Im August hat 
die Regierung die Durchführung eines Vorprojektes be-
treffend die Neuorganisation der Aufgabenerfüllung im 
Bereich «Verkehr» innerhalb der Landesverwaltung be-
schlossen. Als Ziel des Vorprojektes soll geprüft werden, 
in welchem Rahmen die Aufgaben und Strukturen zum 
Thema Verkehr bei der Landesverwaltung reorganisiert 
werden müssen, um bestehende Reibungsverluste und 
Schnittstellenprobleme zu minimieren. Die Regierung 
hat im Dezember den Schlussbericht des Projektteams 
zur Kenntnis genommen und beschlossen, die organi-
satorischen, rechtlichen und personellen Konsequenzen 
der vom Projektteam vorgeschlagenen Variante vertieft 
zu untersuchen.

Die Verordnung über die Geschäftsverteilung und 
den Ressortplan der Regierung wurde im Berichtsjahr 
in verschiedenen Punkten angepasst. So wurde das Un-
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terressort «Altershilfe», welches vor allem die stationäre 
Pflege sowie die ambulante Pflege und die Dienstlei-
stungen beinhaltet und bisher dem Ressort Gesundheit 
zugeordnet war, neu dem Ressort Soziales zugeteilt. 
Die Zuständigkeit für den Bereich «Unfallversicherung» 
wurde vom Ressort Wirtschaft neu dem Ressort Gesund-
heit übertragen. Im Ressort Gesundheit wurde ein neues 
Unterressort «Gesundheitsförderung und Prävention» 
aufgenommen, im Ressort Soziales ein neues Unterres-
sort «Suchtfragen» und im Ressort Verkehr und Kommu-
nikation ein neues Unterressort «Betriebliches Mobili-
tätsmanagement». 

Im Hinblick auf die Umsetzung der Empfehlungen 
und Vorgaben des Pandemieplanes für Massnahmen am 
Arbeitsplatz in der Landesverwaltung hat die Regierung 
eine Arbeitsgruppe bestellt. Diese wurde beauftragt, zu-
handen der Regierung ein Konzept für Massnahmen am 
Arbeitsplatz im Falle einer Grippepandemie auszuarbei-
ten. Das Konzept soll auch Angaben in Bezug auf Anschaf-
fungen und finanzielle Auswirkungen enthalten. Der Ar-
beitsgruppe unter dem Vorsitz des Regierungssekretärs 
gehören verschiedene Vertreter von Amtsstellen an. 

Betriebliches Mobilitätsmanagement in der Landes-
verwaltung
Die Regierung hat im Regierungsprogramm 2005–2009 
die Einführung eines betrieblichen Mobilitätsmanage-
ments in der Landesverwaltung als einen Schwerpunkt 
der Mandatsperiode festgelegt. Sie hat dem Landtag eine 
entsprechende Gesetzesvorlage unterbreitet und das 
Konzept des geplanten Mobilitätsmanagementsystems 
vorgestellt. Durch ein kombiniertes Anreiz- und Regle-
mentierungssystem sollen Anreize geschaffen werden, 
um freiwillig auf das private Auto zu verzichten und alter-
native Verkehrsmittel für den Arbeitsweg zu verwenden. 
Bestandteil dieses Konzeptes ist die Einführung einer 
allgemeinen Parkplatzbewirtschaftung. Die eingenom-
menen Parkplatzgebühren werden vollständig an die 
Mitarbeitenden zurückerstattet. Der Landtag hat das von 
der Regierung vorgelegte Gesetz verabschiedet, sodass 
das betriebliche Mobilitätsmanagement in der Landes-
verwaltung auf den 1. Januar 2008 in Kraft gesetzt wer-
den konnte. Im Vorfeld der Einführung des betrieblichen 
Mobilitätsmanagements wurden von der Regierung für 
alle Amtsstellen Fahrräder angeschafft und Fahrrad-
boxen in Tiefgaragen erstellt.

Qualitätsmanagement
Im Berichtsjahr befassten sich die Regierung und der 
Lenkungsausschuss intensiv mit der Frage «Qualitäts-
management in der Landesverwaltung: Wie weiter?» In 
der Folge hat die Regierung auf Antrag des Lenkungs-
ausschusses beschlossen, ein Konzept zur besseren 
Verankerung des TQM-Prozesses in den Regierungs- 
und Amtsstellen zu entwickeln. Die Regierung hat das 
entsprechende Konzept in der Sitzung vom 14. August 
zur Kenntnis genommen. Weiter hat die Regierung an 

derselben Sitzung dem Vorschlag des Lenkungsaus-
schusses für eine Handlungsanleitung zur Umsetzung 
des Leitbildes der Landesverwaltung in den Regierungs- 
und Amtsstellen zugestimmt. Diese Handlungsanleitung 
soll den Amtsstellen für die Umsetzung des Leitbildes 
bei der täglichen Arbeit dienen. Im April hat die Regie-
rung die Ergebnisse des Pilotprojektes zur Durchfüh-
rung von Kundenbefragungen durch die Motorfahrzeug-
kontrolle sowie durch das Presse- und Informationsamt 
zur Kenntnis genommen. Die Gesamtbeurteilung war bei 
beiden Amtsstellen für alle Zielgruppen vorwiegend sehr 
gut bis gut. Aufgrund der Kundenbefragungen wurden 
verschiedene Verbesserungsbereiche festgelegt. Vom 
Lenkungsausschuss wurde ein Leitfaden für die künftige 
Durchführung von Kundenbefragungen durch die Amts-
stellen der Landesverwaltung entworfen. Der im Rahmen 
des Pilotprojektes entworfene Fragebogen wurde in ver-
schiedenen Punkten angepasst. Die Regierung hat im 
April den Fragebogen sowie den Leitfaden genehmigt. 
Die Amtsstellen wurden beauftragt, Kundenbefragungen 
künftig im Rahmen dieses Leitfadens und Fragebogens 
durchzuführen. Schlussendlich hat die Regierung be-
schlossen, das Projekt zur Deregulierung und Delegation 
von Amtsgeschäften auch im Jahre 2007 fortzusetzen 
und wichtige Massnahmen und Projekte in die Zielver-
einbarungen 2007/2008 aufzunehmen.

Die Regierung hat festgestellt, dass das Thema «Pro-
zessmanagement» im Hinblick auf eine kundenorientierte 
und effiziente Landesverwaltung von grosser Bedeutung 
ist und dieses Thema im Rahmen der vorhandenen Mög-
lichkeiten möglichst proaktiv angegangen werden soll. 
Die Regierung hat im Hinblick auf die Einführung eines 
Prozessmanagements verschiedene Grundsätze festge-
legt und das Amt für Personal und Organisation mit der 
schrittweisen Einführung beauftragt.

Als ein Ergebnis des Selbstbewertungsprozesses hat 
die Regierung beschlossen, ein Führungshandbuch für 
die liechtensteinische Landesverwaltung zu erarbeiten. 
In einem ersten Schritt wurden von einer Projektgruppe 
in Zusammenarbeit mit den Amtsstellenleiterinnen und 
Amtsstellenleitern Führungsgrundsätze erarbeitet. Diese 
sollen nun einfliessen in ein Führungshandbuch, welches 
den Führungkräften künftig als Hilfestellung für die täg-
liche Führungsarbeit dienen soll. 

Verlängerte Schalteröffnungszeiten
In der ersten Jahreshälfte wurden versuchsweise bei ver-
schiedenen Amtsstellen verlängerte Schalteröffnungs-
zeiten eingeführt, und zwar jeweils am Mittwoch bis 
19.00 Uhr. Die Versuchsphase wurde bis Ende Dezem-
ber 2007 verlängert. Die verlängerten Schalteröffnungs-
zeiten wurden bei den einzelnen Amtsstellen unter-
schiedlich genutzt. Aufgrund der positiven Erfahrungen 
im Rahmen der Versuchsphase hat die Regierung be-
schlossen, die verlängerten Schalteröffnungszeiten ab 
1. Januar 2008 beim Ausländer- und Passamt, bei der 
Abteilung Grundbuch des Grundbuch- und Öffentlich-
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keitsregisteramtes, bei der Motorfahrzeugkontrolle, bei 
den Abteilungen Arbeitslosenversicherung und Arbeits-
marktservice des Amtes für Volkswirtschaft sowie beim 
Zivilstandsamt definitiv einzuführen. Aufgrund der Er-
fahrungen während der Versuchsphase wurde die Ver-
längerung der Schalteröffnungszeiten bis 18.00 Uhr 
festgesetzt und die Regierungskanzlei wurde von diesem 
Projekt ausgenommen. 

Personalangelegenheiten
Die Regierung hat verschiedene Führungspositionen in 
der Landesverwaltung neu besetzt, so insbesondere den 
Leiter des Amtes für Volkswirtschaft, den Leiter der Steu-
erverwaltung, den Leiter der Landeskasse, den Amtslei-
terstellvertreter des Amtes für Volkswirtschaft sowie den 
Geschäftsführer der Agentur für Internationale Bildung-
sangelegenheiten. 

Dem Landtag wurde wie jedes Jahr ein Bericht und 
Antrag zum Bedarf an Stellen bei der Regierung, der 
Landesverwaltung, den Gerichten und dem Landtags-
sekretariat zugestellt. Die Regierung beantragte, für das 
Jahr 2008 5.9 ständige Stellen zu schaffen, 1.9 nichtstän-
dige Stellen in ständige Stellen umzuwandeln und 3 stän-
dige Stellen durch Rückgliederung von Ausgleichstellen 
zu bewilligen. Gemäss Stellenplan sind per 30. Dezem-
ber 2007 733.80 ständige Stellen vorhanden. Dies sind 
17.50 Stellen mehr als im Vorjahr. Mit der Erweiterung 
von 10.8 Stellen und den im September-Landtag ge-
schaffenen 4.7 ständigen Stellen beim Schulamt erhöhte 
sich per 1. Januar 2008 die Zahl der ständigen Stellen um 
15.5 Stellen oder 2.11% auf 749.30 Stellen.

Revision Pensionsversicherungsgesetz
Im Auftrag der Regierung wurde von einer Projektgruppe 
ein Entwurf für die Abänderung des Pensionsversiche-
rungsgesetzes für das Staatspersonal erarbeitet. Ziel 
der Gesetzesrevision ist eine verstärkte Autonomie der 
Pensionsversicherung für das Staatspersonal, die Neure-
gelung der Finanzierung sowie die Erhöhung der Flexi-
bilität. So sollen unter anderem die Staatsgarantie aufge-
hoben und ein Bandbreiten-Modell eingeführt werden. 
Die prozentuale Aufteilung der Beiträge auf Dienstgeber 
und Dienstnehmer soll sich am Landesdurchschnitt ori-
entieren. Auf der Leistungsseite soll für die Staatsange-
stellten am Leistungsprimat festgehalten werden, für die 
angeschlossenen Betriebe sollen zusätzliche Vorsorge-
pläne angeboten werden, die sich am Beitragsprimat ori-
entieren. Der Bericht und Antrag wird dem Landtag im 
Frühjahr 2008 zur Behandlung zugeleitet werden. 

Auf Antrag der Regierung hat der Landtag im Be-
richtsjahr gestützt auf die versicherungsmathematische 
Bilanz per 1. Januar 2007 einen Sonderbeitrag von 1% 
der versicherten Besoldungen des Staatspersonals an die 
Pensionsversicherung für das Staatspersonal pro 2007 
genehmigt. Auf Antrag des Stiftungsrates hat die Regie-
rung ein neues Anlagereglement sowie das Funktionen-
diagramm und die Bandbreite für die Vermögensverwal-

tung der Pensionsversicherung für das Staatspersonal 
genehmigt. 

Informationen und Erscheinungsbild
Im Berichtsjahr hat die Regierung die erste Ausgabe des 
Liechtenstein Magazins «Journal.li» herausgegeben. In 
Zukunft soll dieses Magazin 2–3-mal pro Jahr erschei-
nen und die Öffentlichkeit insbesondere über die grossen 
Reformprojekte direkt informieren. 

Im Bereich des Verwaltungsportals www.llv.li gab 
es im Berichtsjahr verschiedene Neuerungen. So ist seit 
dem 1. April auch die Regierung mit einem eigenen Auf-
tritt im Internet-Portal der Landesverwaltung vertreten. 
Interessierte finden hier Informationen über die Regie-
rung, die Ressorts, die Regierungsmitglieder sowie die 
Organisation der Regierung. Als weitere Neuerung kön-
nen seit Frühjahr 2007 über das Verwaltungsportal auch 
die Kleinen Anfragen aus dem Landtag mit den entspre-
chenden Antworten der Regierung abgerufen werden. 

Im Hinblick auf den Erlass eines Gesetzes über die Wei-
terverwendung von Informationen öffentlicher Stellen hat 
die Regierung eine Vernehmlassung bei den Gemeinden, 
Gerichten sowie öffentlich-rechtlichen Körperschaften so-
wie bei den Amtsstellen durchgeführt. Mit diesem Gesetz 
soll der Rahmen für die Bedingungen der Weiterverwen-
dung von Informationen des öffentlichen Sektors im Sinne 
der Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates 
über die Weiterverwendung von Informationen des öffent-
lichen Sektors festgelegt werden. Mit dem Gesetz soll ins-
besondere gewährleistet werden, dass die Bedingungen 
für die Nutzung solcher Informationen gerecht, angemes-
sen und nicht diskriminierend sind. 

Die Regierung hat das Konzept der Arbeitsgruppe 
«Filmdokumentation Liechtenstein» zur Erstellung und 
Archivierung von Filmmaterial zur Kenntnis genommen. 
Im Konzept werden die filmisch zu dokumentierenden 
Ereignisse (politische wie wirtschaftliche, kulturelle und 
sportliche Themen bzw. Anlässe, Naturereignisse, Ver-
anstaltungen von landesweitem Interesse) bezeichnet. 
Die Arbeitsgruppe hat im Auftrag der Regierung die not-
wendigen Aufträge für einen filmischen Jahresrückblick 
2007 in Auftrag gegeben. 

Die Regierung hat beschlossen, einen Dokumen-
tarband «Liechtenstein 1988–2008» als Weiterführung 
der Dokumentarbände «Liechtenstein 1938–1978» und 
«Liechtenstein 1978–1988» herauszugeben. Der neue 
Dokumentarband soll nahtlos an die bisher erschienenen 
Bände anschliessen und in Methodik, Aufbau und Ge-
staltung den früheren Bänden entsprechen. Im Laufe des 
Jahres hat die Regierung die Projektleitung sowie ein Ex-
pertenteam für die Erstellung dieses Dokumentarbandes 
bestellt. Das Expertenteam ist für die Auswahl der wich-
tigsten Ereignisse des Zeitraums 1988–2008 im Hinblick 
auf die Aufnahme in den Dokumentarband zuständig. 

Seit Anfang 2007 verfügt das Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt über die notwendige Infrastruktur, 
um Dokumente mit Hilfe von qualifizierten Signaturen 
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elektronisch unterschreiben zu können. Aufgrund der 
positiven Erfahrungen hat die Regierung die nächsten 
Schritte beschlossen: Einerseits werden die massge-
benden Mitarbeitenden der Landesverwaltung mit einer 
entsprechenden Infrastruktur ausgestattet und ander-
seits werden gezielte Massnahmen zur Verbreitung von 
qualifizierten Signaturen sowohl im Geschäfts- als auch 
im Privatumfeld eingeleitet. 

Weiters hat die Regierung im Berichtsjahr die Ver-
linkung der Internetanwendung für die Berichte und 
Anträge der Regierung an den Landtag mit der Land-
tagsprotokollanwendung bewilligt. 

Nachdem die Regierung bereits im Jahre 2005 die 
Einführung des neuen Erscheinungsbildes für sämtliche 
Broschüren und Informationsmaterialien von Regierung 
und Verwaltung beschlossen hat, erfolgt die Umstellung 
sämtlicher Briefschaften der Landesverwaltung auf das 
neue Erscheinungsbild auf 1. September 2008. Im Hin-
blick auf diese Umstellung hat die Regierung verschie-
dene Grundsatzbeschlüsse in Bezug auf das Papier, die 
Schriften, die Formulare sowie die Gestaltungsrichtlinien 
gefasst. 

Öffentliches Auftragswesen
Die Richtlinien über die Vergabe öffentlicher Aufträge in 
der Sektion Autogewerbe wurden einer Abänderung des 
Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen entspre-
chend angepasst. Die Abänderung betrifft die Erhöhung 
der Summe für Direktvergaben von CHF 30 000 auf neu 
CHF 50 000.

Gerichtswesen
Die Regierung hat dem Landtag im Berichtsjahr einen 
Bericht und Antrag zur Schaffung eines Gerichtsorga-
nisationsgesetzes sowie einen Bericht und Antrag zur 
Schaffung eines Richterdienstgesetzes unterbreitet. Der 
Landtag hat beide Gesetze, welche auf den 1. Juli 2008 
in Kraft treten werden, verabschiedet. Das neue Ge-
richtsorganisationsgesetz bietet die rechtliche Grund-
lage für die Umsetzung der Ergebnisse der im Herbst 
2003 eingeleiteten Reorganisation der Strukturen der 
ordentlichen Gerichte. Mit dem neuen Gesetz erhalten 
die ordentlichen Gerichte (Landgericht, Obergericht und 
Oberster Gerichtshof) eine moderne Struktur. Die zentra-
len Punkte der Gesetzesvorlage sind die verstärkte Wahr-
nehmung der Dienstaufsicht über die Richter durch die 
vorgesetzten Gerichtspräsidenten, die Schaffung einer 
Konferenz der Gerichtspräsidenten, die Definition der 
Aufgaben und die Festlegung der Kompetenzverteilung 
zwischen den verschiedenen Organen der Justizverwal-
tung, die Schaffung einer Verwaltungsleiterstelle, die Re-
gelung der Rechte und Pflichten der nicht-richterlichen 
Angestellten sowie die Regelung der Ausschluss- und 
Ablehnungsgründe für die Richter und die anderen Ge-
richtspersonen. Mit dem Richterdienstgesetz wurde erst-
mals eine dienstrechtliche Grundlage für die Richter der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit geschaffen. Bis anhin fehlte 

eine klare Rechtsgrundlage für die Rechte und Pflichten 
der Richter sowie für deren disziplinarische Verantwort-
lichkeit. Dieses Gesetz schafft die Voraussetzungen für 
die Sicherstellung der richterlichen Unabhängigkeit. 

Im Berichtsjahr wurde ein Projekt zur Schaffung ei-
ner gemeinsamen Publikationsplattform von Gerichts-
entscheiden im Internet gestartet. Ziel ist die Schaffung 
einer gemeinsamen Publikationsplattform im Internet für 
rechtskräftige letztinstanzliche Gerichtsentscheide des 
Staatsgerichtshofs, des Verwaltungsgerichtshofs, des 
Obersten Gerichtshofs sowie des Obergerichts. Künftig 
soll auch eine Verknüpfung dieser Publikationsplattform 
mit den Internetanwendungen der Berichte und Anträge, 
der Landtagsprotokolle sowie der Gesetze ermöglicht 
werden.

Um der besonderen Rolle des Staatsanwaltes als Or-
gan der Justiz und dem Erscheinungsbild einer unab-
hängigen und glaubwürdigen Strafjustiz entsprechen 
zu können, hat die Regierung die Ausarbeitung eines 
Staatsanwaltschaftsgesetzes in Auftrag gegeben. Damit 
sollen die Staatsanwälte künftig als Teil der Gerichts-
barkeit wie die Richter vom Staatspersonalgesetz ausge-
nommen werden.

Rechtsanwälte, Patentanwälte, Wirtschaftsprüfer und 
Treuhänder 
Die Regierung hat dem Landtag die Gesetzesvorlage un-
terbreitet, wonach es künftig Rechtsanwälten ermöglicht 
wird, sich in der Rechtsform einer juristischen Person zu 
organisieren. Die Regierung ist damit einer internationa-
len Entwicklung gefolgt.

Die Regierung hat einen Bericht und Antrag zur Än-
derung des Gesetzes über die am Finanzmarkt teilneh-
menden freien Berufe zuhanden des Landtags verab-
schiedet. In den vorgeschlagenen Gesetzesentwürfen 
wurde in erster Linie den Kritikpunkten der EFTA-Über-
wachungsbehörde nachgekommen. Die Kritik der ESA 
im Hinblick auf die Falschumsetzung des allgemeinen 
Systems der Diplomanerkennung bezog sich auf die am 
Finanzmarkt teilnehmenden freien Berufe (Rechtsanwalt, 
Patentanwalt, Wirtschaftsprüfer und Treuhänder), wel-
che in Liechtenstein in Spezialgesetzen geregelt sind.

In einem weiteren Bericht und Antrag hat die Re-
gierung dem Landtag den Antrag unterbreitet, das in-
ländische Wohnsitzerfordernis für die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit aufzuheben, nachdem dieses eine Be-
schränkung der Personenfreizügigkeit darstellt und dem 
Sinn und Zweck des EWR-Abkommens widerspricht. Es 
besteht mittlerweile eine ständige Rechtsprechung des 
EFTA-Gerichtshofes, wonach ein inländisches Wohnsit-
zerfordernis für die Übernahme eines Geschäftsführer- 
bzw. Verwaltungsratsmandates mit der Niederlassungs-
freiheit gemäss EWR-Abkommen unvereinbar ist. 

Die Regierung hat einen Vernehmlassungsbericht 
zur Abänderung des Gesetzes über die Rechtsanwälte, 
des Gesetzes über die Treuhänder sowie des Gesetzes 
über die Patentanwälte in die Vernehmlassung gegeben. 
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Mit der Vorlage soll primär die EG-Richtlinie über die 
Anerkennung der Berufsqualifikationen umgesetzt wer-
den. Diese hat zum Ziel, die zeitweilige und gelegent-
liche Ausübung von Dienstleistungen zu erleichtern und 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen zu verbes-
sern. 

Zukunftsbüro
Im Rahmen einer Interpellationsbeantwortung hat die 
Regierung über die Tätigkeit des Zukunftsbüros in der 
Vergangenheit informiert. Das Zukunftsbüro soll dem-
nach Zukunftsfragen bearbeiten, welche zur Sicherstel-
lung einer nachhaltigen Entwicklung des Landes im Rah-
men einer ganzheitlichen Betrachtung dienen. Durch das 
Einbeziehen von Informationen aus der Wirtschaft, dem 
akademischen Bereich, der Verwaltung sowie privaten 
Institutionen und Personen soll eine Schnittstelle zur Po-
litik hergestellt werden. Mit dem Einbinden möglichst 
vieler Akteure in die Bearbeitung zentraler Herausforde-
rungen für die Zukunft will die Regierung einen breiten 
Konsens bei der Lösung dieser Frage erzielen.

Die Regierung hat das Zukunftsbüro beauftragt, mit 
fachlicher Begleitung ein Zukunftsbarometer für Liech-
tenstein zu erstellen. Dieses Zukunftsbarometer hat das 
Ziel, aus Sicht der Bevölkerung des Landes die wich-
tigsten gegenwärtigen und zukünftigen Probleme aufzu-
zeigen und sie in eine Rangordnung zu bringen. Weiters 
wird das bevölkerungsseitige Politik- und Wirtschafts-
vertrauen sowie das Institutionenvertrauen der Bevölke-
rung mit diesem Zukunftsbarometer gemessen. 

Weiters wurde das Zukunftsbüro von der Regierung 
beauftragt, eine Studie zur Freiwilligenarbeit in Auftrag 
zu geben. Liechtenstein verfügt derzeit im Gegensatz 
zu den Nachbarstaaten über keine fundierten Daten zur 
Freiwilligenarbeit. Schliesslich wurde von der Regierung 
die Erarbeitung eines Vereinshandbuches in Auftrag ge-
geben. Dieses Vereinshandbuch soll den ehrenamtlich 
tätigen Personen eine Hilfe bei der täglichen Arbeit sein. 
Es soll einerseits Informationen zu den rechtlichen Vo-
raussetzungen, der Organisation von Veranstaltungen 
und der Weiterbildung bieten.

Amtsstellen

Amt für Personal und Organisation

Amtsleiter: Peter Mella

Die wirtschaftliche Entwicklung der vergangenen Jahre 
bringt es mit sich, dass ein Mangel an qualifizierten Fach-
kräften herrscht, was nach dem Gesetz von Angebot und 
Nachfrage zu steigenden Preisen, sprich Löhnen, führt. 
Die Privatwirtschaft reagiert sehr schnell auf solche Markt-
veränderungen. Die öffentliche Verwaltung kann hier nicht 
Schritt halten. Die Landesverwaltung ist zwar im unteren 
und mittleren Lohnsegment durchaus konkurrenzfähig, 
schwierig wird es bei der Rekrutierung von Fach- und Füh-
rungskräften. Zum Rekrutierungsproblem gesellt sich eine 
höhere Fluktuationsrate, weil viele Fachkräfte der Landes-
verwaltung von der Privatwirtschaft mit teilweise sehr lu-
krativen Angeboten abgeworben werden. Die Landesver-
waltung wird im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 
ihre Attraktivität als Arbeitgeberin auf dem Arbeitsmarkt 
verbessern müssen.

Diese Entwicklung führte im Personalwesen während des 
ganzen Jahres zu einem sehr hohen Bestand an Ausschrei-
bungen. Vielfach mussten Stellen mehrmals ausgeschrieben 
werden, weil auf die erste Ausschreibung keine qualifizierten 
Bewerbungen eingingen. Unter dieser hohen Auslastung 
durch das Tagesgeschäft litt die Projektarbeit in der Abteilung 
Personal/Aus- und Weiterbildung. Das hatte beispielsweise 
auch Auswirkungen auf das Projekt Gesundheitsmanage-
ment, das nicht im gewünschten Ausmass vorbereitet wer-
den konnte. Der Landtag bewilligte für diesen Bereich eine 
Stelle, sodass dieses für alle Mitarbeitenden wichtige Thema 
nun auch mit der entsprechenden Konsequenz angegangen 
werden kann.

Im Bereich Organisationsentwicklung lag ein Schwer-
punkt in der Einführung eines umfassenden Management-
Systems, das die Führungskräfte und Mitarbeitenden der 
Landesverwaltung in den vielfältigen Personal- und Organi-
sationsthemen unterstützt. Im Weiteren wurden in verschie-
denen Organisations- und eGovernment-Themenbereichen 
Grundlagen erarbeitet, welche in den nächsten Jahren als 
fundierte Basis für die jeweiligen Detailarbeiten dienen. Ein 
dritter Schwerpunkt bestand in der Abwicklung diverser Or-
ganisationsprojekte im Zusammenhang mit der Regierungs- 
und Verwaltungsreform. Die Tätigkeit des Bereichs Organi-
sationsentwicklung wird abgerundet durch eine permanente 
Erweiterung der Dienstleistungen im Verwaltungsportal www.
llv.li sowie die Erledigung von Organisationsarbeiten im ope-
rativen Bereich.

Die Abteilung Besoldungsadministration/Versicherungen 
hat im Jahr 2007 vor allem ihre IT- Lösungen analysiert und 
entsprechende Massnahmen eingeleitet. Seit der Einführung 
des auch für die Lohnzahlungen verwendeten Personalinfor-
mationssystems LOGA im Jahr 2001 ist das System immer 
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wieder ergänzt und angepasst worden. Durch die Einführung 
der Kosten- und Leistungsrechnung in mehreren Amtsstellen 
drängte sich eine Überarbeitung der sehr komplexen Kontie-
rungsmatrix mit über 4500 Kombinationsmöglichkeiten auf. 
Die Budgetierung der Personalkosten wurde bisher mit Hilfe 
von Auswertungen aus dem Personalinformationssystem und 
diversen Excel-Tabellen durchgeführt. Dieses sehr aufwändige 
Ermittlungs- und Abstimmungsverfahren wurde überdacht 
und der Grundstein für einen IT-unterstützten Budgetpro-
zessablauf gelegt. Im Bereich der Sozialen Sicherheit wurde 
das Projekt EWR 1408/71 angegangen und die dazu nötigen 
Grunddaten aller betroffenen Angestellten erfasst. Dies ergab 
eine Übersicht aller möglichen Fälle, woraus dann die ent-
sprechenden Massnahmen abgeleitet werden konnten. 

Im Informatikbereich mussten im Jahr 2007 etliche 
Fachapplikationen an neue Bedürfnisse angepasst werden. 
Zudem wurden neue Lösungen entwickelt und Standardpro-
dukte angeschafft. Auffällig war das zunehmende Bedürfnis 
der BenutzerInnen, zeit- und ortsunabhängig auf ihre eMails 
und Daten zugreifen zu können. Mobilität, Flexibilität und 
ständige Erreichbarkeit sind auch in der Landesverwaltung ein 
wichtiges Thema. Die Infrastruktur für den Fernzugriff sowie 
die damit verbundenen Sicherheitseinrichtungen wurden des-
halb ausgebaut. Eine stetige Zunahme der Tätigkeiten wurde 
auch im Bereich EU/EWR festgestellt. Die Umsetzung der EU-
Richtlinien im Bereich des Aufbaus der europäischen Infor-
mationsgesellschaft ist für die Landesverwaltung eine grosse 
Herausforderung. Die Vertretung der liechtensteinischen Inte-
ressen bei Besprechungen, Fachtagungen und Workshops in 
verschiedenen Expertengruppen erfordert daher immer mehr 
Reisetätigkeit der IT-Mitarbeiter. Ein weiterer wichtiger Punkt 
war der Aufbau des zusätzlichen Rechenzentrums im neuen 
Landtagsgebäude. Aufgrund der räumlichen und technischen 
Engpässe beim jetzigen Rechenzentrum ist eine Entlastung 
durch die Aufteilung der IT-Systeme und Kommunikations-
komponenten auf zwei Räume dringend notwendig. Um die 

Weichen für die nächsten Jahre zu stellen, wurde auch die IT-
Strategie der Landesverwaltung überarbeitet. Dabei spielen 
neue Technologien wie SOA (Service Orientierte Architektur) 
eine wichtige Rolle. Um sich mit den Möglichkeiten und Ri-
siken einer solchen Architektur vertraut zu machen, wurde 
ein Prototyp realisiert. Die Telefonanlage der Landesverwal-
tung wurde um einen zusätzlichen Hauptknoten erweitert und 
die Ausbreitung der Voice over IP Technologie weiter forciert. 
Ein Grossteil der Mitarbeitenden der Landesverwaltung tele-
foniert bereits mittels dieser neuen Technologie. Nicht uner-
wähnt bleiben darf der Bereich IT-Sicherheit, der die gesamte 
IT-Branche wie schon in den Vorjahren intensiv beschäftigte. 
Neue Technologien und immer vernetztere Systeme stellen 
die Informatik vor neue Herausforderungen. Diese Entwick-
lung macht auch vor der Landesverwaltung nicht halt, wes-
halb in diesem Bereich ein erheblicher Aufwand betrieben 
wurde.

Personalwesen

Stellenplan 2007
Für das Jahr 2007 bewilligte der Landtag die Schaffung 
der folgenden Stellen:

Hochbauamt / Landespolizei	 3.00
Amt für Lebensmittelkontrolle und Veterinärwesen	 1.00
Amt für Personal und Organisation	 0.60
Steuerverwaltung	 1.00
Mitarbeitende der Regierung und der Ressorts	 1.00
Rechtsdienst der Regierung	 1.00
Stabsstelle EWR	 1.00

Total	 8.60

Personalbestand per 31. Dezember 2007

Übersicht Personalbestand 	 Beschäftigungsgrad	 Total Mitar-	 Männer	 Frauen  

		  beiterInnen		

(Ständige Stellen, Ausgleichsstellen, Nichtständige Stellen)

Stabstellen der Regierung inkl. Sekretariate	 72.80	 86	 36	 50

Landesverwaltung	 659.75	 724	 461	 263

Gerichte	 52.40	 59	 27	 32

Landtagssekretariat	 7.30	 8	 3	 5

Zwischensumme 1	 792.25	 877	 527	 350

Anstalten und Stiftungen	 32.95	 49	 13	 36

Übrige	 1.50	 3	 1	 2

Zwischensumme 2	 34.45	 52	 14	 38

Ausbildung	 50.10	 51	 23	 28

Hilfskräfte	 96.73	 118	 50	 68

Zwischensumme 3	 146.83	 169	 73	 96

Total	 973.53	 1098	 614	 484
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Unter dem nichtständigen Personal werden jene Personen 
geführt, die ein zeitlich befristetes Arbeitsverhältnis ha-
ben.

Personalselektion
Im Berichtsjahr wurden 84 (85) Stellen ausgeschrieben. 
Auf diese Ausschreibungen sind 1038 (1177) Bewer-
bungen eingegangen und es wurden mit insgesamt 179 
(196) Personen Gespräche geführt. 

Leider musste bei der Selektion festgestellt werden, 
dass bei Ausschreibungen für qualifizierte Stellen auf 
eine erste Ausschreibung wenig bis keine geeigneten 
Bewerbungen eingingen und dies in der Folge zu Mehr-
fachausschreibungen führte.

Ausgleichsstellen
Per Ende 2007 sind von 22.10 bewilligten Ausgleichsstel-
len 17.40 Stellen mit 21 Personen besetzt. Die Gesamt-
zahl der besetzten Ausgleichsstellen hat sich von 17.90 
Stellen (Stand 31. Dezember 2006) um 0.50 Stellen bzw. 
um eine Person reduziert.

Diverse Praktika
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 61 (47) Praktikan-
tInnen (zwischen einem Monat und einem Jahr) sowie 
22 (20) FerialpraktikantInnen (zwischen zwei und sechs 
Wochen) beschäftigt. Bei den PraktikantInnen handelte 
es sich in der Regel um StudentInnen, die während oder 
nach dem Studium ein Praktikum zu absolvieren hatten, 
ausser den kaufmännischen Praktikanten, die für ein Jahr 
angestellt werden.

Im Berichtsjahr haben 13 (16) Personen ein Gerichts
praktikum absolviert.

Projekte im Personalbereich

Kinderbetreuung in der Landesverwaltung
Die Kindertagesstätte der Landesverwaltung wurde im 
Frühjahr 2002 mit einer Betreuungskapazität von 10 
Plätzen eröffnet. Im Oktober 2006 konnte die Betreu-
ungskapazität aufgrund des Umzugs in ein grösseres Ge-
bäude ohne zusätzliches Personal auf 12 Plätze erweitert 
werden. Einer der zusätzlichen Plätze wurde befristet bis 
Ende 2008 der Hochschule Liechtenstein zur Verfügung 
gestellt. Die Hochschule übernimmt für diesen Betreu-
ungsplatz das anteilige Betriebsdefizit. 

Im Betreuungsteam arbeiten zwei ausgebildete Klein-
kindererzieherinnen, zwei Auszubildende (Lehrtoch-
ter/Praktikantin), zwei Aushilfen für Stellvertretungen 
(Ausbildung/Krankheit/Ferien) und eine Köchin (40%). 
Lehrlinge und Praktikanten wechseln ausbildungsbe-
dingt jährlich resp. halbjährlich. Beim fest angestellten 
Betreuungspersonal gab es 2007 keine Wechsel zu ver-
zeichnen.
Nachdem die KITA LLV im 2005 viele Wechsel zu ver-
zeichnen hatte – viele Kinder erreichten damals das Kin-
dergartenalter und traten deshalb im Sommer 2005 aus 

der KITA LLV aus – haben sich die Auslastungszahlen 
im 2006 und 2007 wieder stabilisiert. Im 2005 wurde 
die Betreuung von durchschnittlich 21 Kindern mit den 
10 Betreuungsplätzen abgedeckt. 2006 teilten sich dann 
durchschnittlich 26 Kinder die 10 resp. (ab Oktober 
2006) 11 Betreuungsplätze. Und im 2007 konnten mit 
den 11 Betreuungsplätzen durchschnittlich fast 32 Kin-
der betreut werden.

Revision Beamtenrecht – Neues Personalrecht
Der Landtag befasste sich in seiner Sitzung vom März 
2007 mit der Vorlage für ein neues Staatspersonalgesetz. 
Es gab einige Punkte, die im Hinblick auf die zweite Le-
sung geklärt respektive korrigiert werden mussten. Das 
Projektteam verfasste zu Handen der Regierung eine 
entsprechende Stellungnahme. Die weiteren Arbeiten 
konzentrierten sich auf die Detaillierung bestimmter Ge-
setzesbestimmungen im Hinblick auf die Erarbeitung 
einer Personalverordnung. Die bestehenden Verord-
nungen müssen überarbeitet und zu einer Personalver-
ordnung zusammengefasst werden. Um auch die Anlie-
gen der Amtsstellen zu berücksichtigen, wurden diese 
eingeladen, ihre Wünsche und Anregungen in Bezug auf 
die Überarbeitung einzubringen. 

Elektronisches Zutritts- und Zeiterfassungssystem
Das im Jahre 2006 stufenweise eingeführte WEB Gemini-
TIME konnte den Bedürfnissen der AnwenderInnen an-
gepasst werden. Das System hat sich sehr bewährt und 
die Handhabung bei den Vorgesetzten und Mitarbeiten-
den funktioniert einwandfrei.

Leistungsdialog 
Die Personalbewertungen konnten per Mitte Oktober 
2007 erfolgreich abgeschlossen werden. Die Vorgesetz-
ten haben im Berichtsjahr über 800 Leistungsdialoge 
mit den Mitarbeitenden geführt und über deren Leistung 
und Verhalten ein Feedback abgegeben.

Durchführung Lohnrunde
Der Landtag hat in seiner November-Sitzung ein Bud-
get für die Verteilung des fixen Leistungsanteils von 2% 
sowie eine Erhöhung des variablen Leistungsanteils um 
0.5% auf insgesamt 1% bewilligt. Das Gesamtbudget des 
fixen Leistungsanteils wurde aufgrund des Beschlusses 
der Regierung basierend auf der Verteilungsrichtlinie auf 
die Amtsstellen verteilt. Die Vorgesetzten wurden mit den 
notwendigen Informationen ausgestattet, um die Lohn-
zuteilung vorzunehmen. Die Verteilung des variablen 
Leistungsanteils wird im Frühjahr 2008 durchgeführt. 

Gesundheitsmanagement
Der Landtag hat mit dem Stellenplan 2007/08 beim Amt 
für Personal und Organisation, Abteilung Personal/Aus- 
und Weiterbildung, 1.00 Stellen für das Gesundheitsma-
nagement neu bewilligt. Diese Stelle sollte ab Frühjahr/
Sommer 2008 besetzt sein. 
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Im Gesundheitsmanagement ist die Analyse des Ist-
Zustandes zentral, um die zur Verfügung stehenden Mit-
tel zielgerichtet und sinnvoll einsetzen zu können. Vor-
gängig wurde im Herbst 2007, in Zusammenarbeit mit 
einem liechtensteinischen Arzt, innerhalb des Amtes für 
Personal und Organisation ein Pilotprojekt gestartet, 
dessen Resultate im Frühjahr 2008 vorliegen sollten. Die 
Teilnahme wurde den Mitarbeitenden freigestellt, war 
aber mit über 90% erfreulich hoch. Die Erfahrungen aus 
dem Pilotprojekt sollen in die Erarbeitung eines optimal 
an die Bedürfnisse der Landesverwaltung angepassten 
Analyseinstruments einfliessen.

TQM – Umsetzung im Amt für Personal und Organisation
Das Leitungsteam des Amtes konkretisierte und priori-
sierte die aus der Leitbild-Diskussion abgeleiteten Mass-
nahmen in zwei Workshops. Nicht zuletzt auch aus Grün-
den der knappen Ressourcen mussten die Massnahmen 
und Projekte auf das machbare Mass reduziert werden. 
Im Laufe des Jahres konnten aber doch einige Massnah-
men umgesetzt werden, so wurde eine Dienstleistungs-
übersicht erstellt, ein Musterprozess aufgenommen und 
ein monatlicher APO-Znüni eingeführt. Andere Mass-
nahmen wie z.B. die Erarbeitung eines Kommunikations- 
und Marketingkonzepts oder die Einführung eines um-
fangreichen Personalcontrollings befinden sich noch in 
der Umsetzungsphase.

Revision des Gesetzes über die Pensionsversicherung 
für das Staatspersonal
Insgesamt gingen im Rahmen der Vernehmlassung 57 
Stellungnahmen ein, die teilweise sehr umfangreich wa-
ren. Die Auswertung und anschliessende Anpassung der 
Vernehmlassungsvorlage waren sehr zeitintensiv. Dies 
auch deshalb, weil zu einzelnen Punkten sehr kontro-
verse Stellungnahmen eingingen. Zudem erforderten 
die Stellungnahmen neue Berechnungen der Experten. 
Im Juni befasste sich dann der Stiftungsrat mit den Eck-
punkten der Gesetzesvorlage und genehmigte nach ein-
gehender Diskussion die Grundzüge der Revision. Die 
Projektgruppe erhielt im Dezember Gelegenheit, den Be-
richt und Antrag der Regierung vorzustellen. Der Land-
tag sollte sich somit in einer der ersten Sitzungen im 
neuen Jahr mit der Vorlage befassen können.

Individuelle Gehaltsanpassung und  
Teuerungsausgleich für das Staatspersonal

Für das Jahr 2007 wurden vom Landtag ein Teuerungs-
ausgleich von 2% und eine individuelle Gehaltsan-
passung von 2% bewilligt. Gemäss Art. 27 des Besol-
dungsgesetzes beantragte die Regierung beim Landtag 
die angemessene Anpassung des fixen Teils der or-
dentlichen Besoldung sowie der Pensionen aus vorzei-
tiger Pensionierung an die Teuerung. Massgebend wa-
ren dabei der Landesindex der Konsumentenpreise im 
Monat August, die wirtschaftliche und finanzielle Lage 

sowie die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Letztmals 
wurde die Teuerung im Jahr 2005 auf einen Indexstand 
von 98.1 Punkten (Basis Index Dezember 2005 = 100 
Punkte) ausgeglichen. Im August 2006 erreichte die Teu-
erung auf derselben Basis den Stand von 100.5 Punk-
ten, was einem Zuwachs von 2.4 Punkten oder 2.4% ent-
sprach. Die Regierung hat sich dazu entschieden, dem 
Landtag den Antrag auf einen teilweisen Teuerungsaus-
gleich von 2% zu stellen, womit die Teuerung auf den 
Stand von 100.5 Punkten ausgeglichen wurde. Nebst 
dem Teuerungsausgleich beschliesst der Landtag ge-
mäss dem neuen Besoldungsgesetz jährlich über einen 
prozentualen Anteil an der Gesamtlohnsumme, welcher 
für Anpassungen des individuellen Besoldungsanteils 
zur Verfügung steht. Dieser Anteil wird in einen fixen 
und variablen Leistungsanteil unterschieden. Während 
der fixe Leistungsanteil zu einer dauerhaften Erhöhung 
der Besoldung bis zum Erreichen der Höchstgrenze ge-
mäss Lohnband führt, handelt es sich beim variablen Teil 
um einen einmaligen Bonus. Für das Jahr 2007 bean-
tragte die Regierung einen Anteil von 1.5% für den fixen 
Leistungsanteil sowie erstmals einen Anteil von 0.5% für 
den variablen Leistungsanteil der Gesamtlohnsumme. 
Im Gegensatz zum fixen Leistungsanteil, welcher nicht 
sämtlichen Staatsangestellten (Lehrer) oder nur bis zur 
Ausschöpfung des Lohnbandes gewährt wird, findet der 
Teuerungsausgleich bei sämtlichen Staatsangestellten 
Anwendung.
Aufgrund der aktuellen Budgetsituation, welche gemäss 
Besoldungsgesetz Art. 27 zu berücksichtigen ist, hat die 
Regierung entschieden, im Voranschlag 2008 nur eine 
individuelle Gehaltsanpassung von 3% beim Landtag 
zu beantragen. Nachdem die Teuerung auf den Stand 
von 100.5 Punkten (Basis Index Dezember 2005 = 100 
Punkte) ausgeglichen wurde, erreichte die Teuerung auf 
derselben Basis im August 2007 den Stand von 101.0, 
was einem Zuwachs von 0.5% entsprach. Augrund des 
geringen Anstiegs der Teuerung hat die Regierung ent-
schieden, keinen Antrag für einen Teuerungsausgleich 
2008 zu stellen.

Veranstaltungen

Im Berichtsjahr wurden vom Amt für Personal und Orga-
nisation folgende Veranstaltungen organisiert:
–	Skitag der Landesverwaltung am 3. März 2007 im Mal-

bun
–	Konferenz der AmtsstellenleiterInnen am 23. März 

2007, 8. November 2007, 18. Dezember 2007
–	Pensionistentreffen am 25. September 2007
–	Verwaltungsabend der Landesverwaltung in der Spörry-

Halle in Vaduz am 30. November 2007
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Personalinformation

FLip – Die Personalzeitschrift
Die Personalzeitschrift FLip er-
schien turnusgemäss im Drei
monatsrythmus. Die Auflage 
beträgt 1860 Exemplare. Die 
Personalzeitschrift ist mittler-
weile im 13. Jahrgang und nicht 

mehr aus der Informationslandschaft der Landesverwal-
tung wegzudenken.

Rundschreiben
Wichtige Informationen wurden im Intranet veröffent-
licht und zusätzlich an den Personal-Informationstafeln 
ausgehängt.

Amtliche Kundmachungen
Im Auftrag der Regierung und der Amtsstellen (ohne 
Landgericht und Grundbuch- und Öffentlichkeitsregi-
steramt) wurden 955 (822) Amtliche Publikationen in 
den beiden Landeszeitungen veröffentlicht.

Aus- und Weiterbildung

Allgemeines
Wie in den letzten Jahren hat die Regierung auch im Jahr 
2007 keine einschneidenden Budgetkürzungen bei der 
Aus- und Weiterbildung vorgenommen. Dank dieser an-
tizyklischen Haltung konnte die Landesverwaltung im 
Ausbildungsbereich den hohen Standard halten und ihre 
Pflicht als Arbeitgeberin mit der systematischen und kon-
tinuierlichen Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiten-
den erfüllen. Eine sinnvolle Investition, die sich längerfri-
stig in Form von qualifizierten, einsatzfähigen und hoch 
motivierten MitarbeiterInnen auszahlt. Auch in Zeiten, 
in denen sich bereits ein Fachkräftemangel abzeichnet, 
ist eine kontinuierliche Aus- und Weiterbildung der Mit-
arbeiterInnen für die Landesverwaltung ein wichtiger 
Imagefaktor auf dem Arbeitsmarkt. Das heutige Konzept 
der Aus- und Weiterbildung wurde im Jahre 2000 von der 
Regierung bewilligt und in den letzten Jahren sukzessive 
umgesetzt. Weitere und neue Anforderungen an die Aus- 
und Weiterbildung werden in den nächsten Jahren durch 
das Führungsleitbild und das Führungshandbuch hinzu-
kommen.

Teilnehmerkreis
In der Landesverwaltung wurden im Berichtsjahr ge-
samthaft 3260 (3879) Weiterbildungstage absolviert. 
Dies ergibt durchschnittlich 3.07 (3.85) Weiterbildungs-
tage pro MitarbeiterIn.

Insgesamt haben 458 (542) verschiedene Mitarbei-
terInnen (220 Mitarbeiterinnen und 238 Mitarbeiter) die 
Angebote der allgemeinen und fachspezifischen Aus- und 
Weiterbildung genutzt. Im Weiteren standen 25 (26) Ler-
nende in Ausbildung an verschiedenen Berufsschulen. 

Die Gesamtzahl von 608 (674) absolvierten Ausbil-
dungseinheiten können wie folgt den verschiedenen Be-
reichen der Aus- und Weiterbildung zugeordnet werden.

Ausbildungseinheiten aufgeteilt in die Fachbereiche:

Fachspezifische Aus- und Weiterbildung
Im Berichtsjahr wurden für 221 verschiedene Mitar-
beiterInnen (80 Mitarbeiterinnen und 141 Mitarbeiter) 
fachspezifische Kurse und Seminare sowie Fremdspra-
chenkurse bewilligt. Zusätzlich wurden für einzelne Mit-
arbeiterInnen für die Arbeitsbewältigung fachspezifische 
Ausbildungen und Lehrgänge bewilligt.

Lehrlingswesen

Mit Ende der ersten Hälfte des Berichtsjahres absol-
vierten 7 von 8 angetretenen Lernenden erfolgreich ihre 
Abschlussprüfungen. Im Einvernehmen mit dem Amt für 
Berufsbildung, wurden in der ersten Hälfte des Berichts-
jahres zwei Lehrverträge aufgelöst. In der zweiten Hälfte 
des Jahres d.h. seit August 2007 werden bei der Landes-
verwaltung in folgenden Lehrberufen 25 Lernende aus-
gebildet:

 

Fremdsprachen (31 
Personen) 5%

PC-Schulung (94 
Personen) 15%

Lehrlingsausbildung
 (25 Personen) 5%

externe Kurse und 
Seminare (221 
Personen) 36%

allg. Kurse und Seminar 
(237 Personen) 39%

Lehrlingsausbildung Fachspezifische 
Ausbildung

Allgemeine Aus-  
und Weiterbildung
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Jede Amtsstelle, welche Lernende ausbildet, hat eine zustän-
dige ausbildungsverantwortliche Person. Diese führt den 
Lernenden/die Lernende in die Amtsaufgaben ein und ist 
Ansprechperson. Der Kontakt zwischen den Ausbildungs-
verantwortlichen/BerufsbildnerInnen und der Lehrlings-
betreuerin ist wichtig. Die Ausbildungsverantwortlichen/ 
BerufsbildnerInnen für den Beruf Kauffrau/Kaufmann be-
werten die in den Amtsstellen durchgeführten Arbeits- und 
Lernsituationen (ALS) und Prozesseinheiten (PE).

Im Berichtsjahr absolvierten 30 SchülerInnen eine ein-
tägige Schnupperlehre als Kauffrau/Kaufmann, Fachfrau/
Fachmann Betriebsunterhalt oder als Informations- und 
DokumentationsassistentIn. Eine oder mehrere Schnupper-
lehren zu absolvieren, hilft den jungen Leuten einen Ein-
blick in verschiedene Berufe zu erhalten. Diese Möglichkeit 
ist eine wichtige Entscheidungshilfe beim bevorstehenden 
Berufswahlprozess.

Von den LehrabgängerInnen konnten vier Kauffrauen, 
ein Kaufmann und eine Informations- und Dokumentati-
onsassistentin als Aushilfen bei der Liechtensteinischen 
Landesverwaltung weiterbeschäftigt werden.

Fachfrau/Fachmann Betriebsunterhalt EFZ
Per 1. Januar 2007 änderte die Berufsbezeichnung von 
Betriebspraktiker zu Fachfrau/Fachmann Betriebsunter-
halt EFZ. Mit dieser Änderung trat die neue Verordnung 
über die berufliche Grundbildung und damit der neue 
Bildungsplan in Kraft. Die zwei Fachrichtungen, Werk-
dienst und Hausdienst, bleiben weiterhin bestehen und 
werden von der Landesverwaltung auch angeboten.

Lager
Im Berichtsjahr fand während den Herbstferien mit allen 
Lernenden ein gemeinsames einwöchiges Lager statt. Die 
25 Lernenden leisteten die ersten drei Tage einen frei-
willigen Arbeitseinsatz auf der Alp Waldboden (Valüna). 
Es wurden verschiedene Aufräumarbeiten erledigt, neue 
Setzlinge angepflanzt und neue Zäune angelegt. Die rest-

lichen zwei Tage durften die Lernenden die Stadt Basel 
erkunden und im Europapark Rust verbringen.

Versicherungswesen

Laufende Versicherungsverträge per 31. Dezember 2007
Im Jahr 2007 sind gemäss Vertrag folgende Versiche-
rungspolicen um ein Jahr verlängert worden:
–	All-Risk Versicherung (inkl. Erdbeben- und Terrorri-

siko)
–	Haftpflichtversicherung
–	Organhaftpflichtversicherung
–	Fahrrad-Haftpflichtversicherung
–	Motorfahrrad-Haftpflichtversicherung

Kollektiv-Unfallversicherung

Unfallstatistik 2007

Art der Unfälle	 2007	 2006	 Veränderung abs.

Berufsunfälle Männer	 27	 26	 1

Berufsunfälle Frauen	 9	 16	 -7

Nichtberufsunfälle Männer	 137	 110	 27

Nichtberufsunfälle Frauen	 103	 113	 -10

Total Berufsunfälle	 36	 42	 -6

Total Nichtberufsunfälle	 240	 223	 17

Nach einer Abnahme im Vorjahr hat die Zahl der Unfälle 
im vergangenen Jahr leider wieder leicht zugenommen. 

Zusammenfassung BU- und NBU-Statistik

Berufsunfallstatistik
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Nichtberufsunfallstatistik

Sachversicherungen

Schadenstatistik 2007

Art der Schäden	 2007	 2006	 Veränderung 

			    abs.

Dienstfahrten-Kasko	 6	 2	 4

Gebäude-Fahrhabe (All-Risk)	 0	 0	 0

Haftpflichtversicherung	 3	 3	 0 

Motorfahrzeug-Flottenversicherung	 0	 0	 0

Total	 9	 5	 4

Organisation der Amtsstellen

Übergreifende Projekte

Einführung des Management-Systems «PER.ORG»
Die erfolgreiche Einführung und der Ausbau der Stellen-
beschreibungs- sowie der Leistungsbeurteilungs-Appli-
kation im Jahr 2006 haben das Amt für Personal und Or-
ganisation veranlasst, diese sowie weitere Applikationen 
derart zusammenzuführen, dass die Mitarbeitenden die 
gewünschte Funktion über eine einheitliche Einstiegs-
maske auswählen können.

Zu diesem Zweck wurde eine Einstiegsmaske kreiert, 
die die einzelnen Funktionen in Form eines Mitarbei-
ter-Lebenszyklus (d.h. von der Anstellung bis zur Kün-
digung) darstellt und somit grafisch den ganzheitlichen 
Ansatz dieses Managment-Systems aufzeigt. Gleichzeitig 
erfolgte eine Funktionserweiterung um die Module «Un-
terschriftenregelung» sowie «Austrittsgespräch».

Das Managment-System PER.ORG ist seit Dezember 
2007 online und unterstützt die Führungskräfte und Mit-
arbeitenden mit insgesamt 11 Modulen in vielfältigen 
Personal- und Organisationsthemen.

Prozessmanagement
Das Thema «Prozessmanagement» ist für öffentliche Ver-
waltungen je länger je wichtiger, da mit diesem Ansatz 
eine erhöhte Kundenorientierung und Kundenzufrieden-
heit, eine effizientere Verwaltungsarbeit und somit auch 
eine Verbesserung des Verwaltungsimages erreicht wer-

den kann. Abgesehen von dieser grundsätzlichen Wich-
tigkeit des Themas ist es von der Landesverwaltung auch 
zu beachten, weil je länger je mehr Fragestellungen auf-
tauchen, die direkt oder indirekt damit zu tun haben (z.B. 
Umsetzung von EU-Vorgaben oder Resultate aus Quali-
tätsmanagement-Massnahmen).

Aus diesen Gründen hat sich das Amt für Personal 
und Organisation im Jahr 2007 intensiv mit dem «Pro-
zessmanagement» auseinandergesetzt. In einem ersten 
Schritt wurden die notwendigen Grundsätze erarbeitet, 
damit dieses Thema im Rahmen der vorhandenen Mög-
lichkeiten und Ressourcen möglichst proaktiv angegan-
gen werden kann. Neben der Klärung der inhaltlichen 
Aspekte erfolgte im Rahmen dieser Arbeiten auch die 
Definition derjenigen Rollen, welche für eine erfolg-
reiche Einführung und Umsetzung des Prozessmanage-
ments in den Amtsstellen notwendig sind. 

Die Verabschiedung der Grundsätze durch die Regie-
rung erfolgte im Herbst 2007. Das Amt für Personal und 
Organisation hat gleich anschliessend mit der Erarbei-
tung der notwendigen Detailunterlagen begonnen und 
wird im ersten Quartal 2008 mit ausgewählten Amtsstel-
len die ersten Praxisprojekte angehen.

Audit zum Thema «Stelleneinstufungen»
Im Herbst 2007 wurde von einer externen Fachfirma ein 
Audit zur Thematik «Stelleneinstufungen in der Liechten-
steinischen Landesverwaltung» durchgeführt. Mit Hilfe 
dieses Audits sollten die in der Landesverwaltung einge-
setzten Grundlagen, Prozesse und Instrumente evaluiert 
sowie Vertrauen und Akzeptanz in die Qualität der er-
zielten Ergebnisse aufgebaut werden. 

Die Audit-Resultate sind äusserst positiv und beschei-
nigen dem Amt für Personal und Organisation sowohl in 
der Systempflege als auch in der konkreten Bewertung 
Qualitätsarbeit. Die Einstufungsarbeiten (s. auch Kapitel 
«Durchgeführte Stellenüberprüfungen») können deshalb 
im gleichen Stil weitergeführt werden.

Projekt «Verlängerte Schalteröffnungszeiten»
Das Amt für Personal und Organisation wurde im Juni 
2006 mit der Leitung des Projekts «Verlängerte Schal-
teröffnungszeiten» betraut. Mit diesem Projekt sollte im 
Rahmen einer Versuchsphase evaluiert werden, wie die 
Verlängerung der Öffnungszeiten bei den Schalterstel-
len jeweils am Mittwoch bis 19.00 Uhr bei den Kunden 
ankommt.

Die vorerst auf ein halbes Jahr festgelegte Versuchs-
phase wurde bis Ende 2007 verlängert, damit alle mög-
lichen saisonalen Schwankungen und Einflüsse in die 
Auswertung einfliessen konnten.

Die qualitativen und quantitativen Auswertungen 
der einjährigen Versuchsphase haben ergeben, dass die 
Kunden die neue Dienstleistung bis 18.00 Uhr sehr gut 
nutzen, danach aber ein starker Rückgang erfolgt, wel-
cher ein dementsprechendes Angebot nicht mehr recht-
fertigt. Aus diesem Grund hat die Regierung die defini-
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tive Einführung der verlängerten Schalterstunden jeweils 
am Mittwoch bis 18.00 Uhr in folgenden Bereichen be-
schlossen:
–	Ausländer- und Passamt
–	Abteilung Grundbuch beim Grundbuch- und Öffent-

lichkeitsregisteramt
–	Motorfahrzeugkontrolle
–	Abteilungen Arbeitslosenversicherung und Arbeits-

marktservice beim Amt für Volkswirtschaft
–	Zivilstandsamt

Public Key Infrastructure (PKI) sowie Projekt «Elek-
tronische Identitätskarte/Elektronischer Ausländer-
ausweis»

Unter PKI wird die eindeutige elektronische Feststel-
lung der Identität von Kunden verstanden, so dass eine 
vertrauliche, gesicherte und rechtlich verbindliche Kom-
munikation zwischen den Kunden und der Verwaltung 
sowie innerhalb von Behörden nach standardisierten 
Prozeduren stattfinden kann. PKI ist somit eine wichtige 
Basisfunktion für die Einführung von elektronischen Ver-
waltungsprozessen und somit zwingender Bestandteil 
eines modernen eGovernment-Auftrittes.

Ausgehend von einem umfassenden Schlussbericht 
zur Einführung einer PKI wurde im Jahr 2007 intensiv 
an der Realisierung der in diesem Bericht festgehaltenen 
Phasen gearbeitet:
–	Phase 1: Ausstattung der massgebenden Personen im 

Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt mit qualifi-
zierten Zertifikaten auf der Basis von Smartcards

–	Phase 2: Ausstattung aller Mitarbeitenden der Landes-
verwaltung mit qualifizierten Zertifikaten auf der Basis 
von Smartcards 

–	Phase 3: Ausstellung von Zertifikaten für die Kunden 
durch die Landesverwaltung auf der Basis einer elek-
tronischen Identitätskarte (eID) sowie eines elektro-
nischen Aufenthaltsausweises im APA

Die erste Phase, die insbesondere im Hinblick auf die 
Umsetzung der EU-Publizitätsrichtlinie notwendig war, 
wurde erfolgreich und fristgerecht abgeschlossen. Dies 
bedeutet, dass das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregi-
steramt im Öffentlichkeitsregisterbereich die entspre-
chenden elektronischen Geschäftsprozesse anbietet und 
somit über sehr moderne Dienstleistungen verfügt.

Gleichzeitig wurden die notwendigen Rahmenbe-
dingungen für die Realisierung der zweiten und dritten 
Phase geschaffen und von der Regierung genehmigt. In 
diesem Zusammenhang lag ein Schwerpunkt in der fun-
dierten Abstimmung dieser beiden Phasen und somit 
der bestmöglichen Nutzung von Synergien. Dank dieses 
Vorgehens kann die vorgesehene Terminplanung nach 
heutigem Kenntnisstand eingehalten werden. Diese sieht 
vor, dass die Phase 2 im Jahr 2008 abgeschlossen und im 
Jahr 2009 dann die eID sowie der elektronische Aufent-
haltsausweis eingeführt werden kann.

Projekt «Enterprise Content Management (ECM)»
Unter «Enterprise Content Management» oder kurz 
«ECM» wird ein System verstanden, das die elektro-
nische Abbildung des gesamten Lebenszyklus von Infor-
mationen in einem Unternehmen, d.h. von deren Erzeu-
gung, über die Bearbeitung bis zur Bereitstellung sowie 
der abschliessenden Archivierung bzw. Vernichtung er-
möglicht.

Basierend auf dem unter der Leitung des Amtes für 
Personal und Organisation entstandenen Grundlagenbe-
richts, der eine umfassende und Amtsstellenübergrei-
fende Basis für die weitergehenden Arbeiten in diesem 
Bereich darstellt, wurde im Berichtsjahr sowohl ein Pro-
totyping im Ausländer- und Passamt als auch eine in-
ternationale Ausschreibung bzgl. Lieferung eines ECM-
Systems durchgeführt. Das Prototyping hat gezeigt, dass 
der Nutzen eines ECM-Systems konkret mess- und spür-
bar ist. Aufgrund der positiven Erfahrungen sowie des 
Umstandes, dass die an das Prototyping gestellten Anfor-
derungen umfassend erfüllt wurden, hat sich die Leitung 
des Ausländer- und Passamtes für die produktive Einfüh-
rung eines ECM-Systems ausgesprochen. Diese Einfüh-
rung ist für das Jahr 2008 vorgesehen.

Die internationale Ausschreibung wurde vom Amt für 
Personal und Organisation derart gestaltet, dass die Of-
ferte sowohl einen Teil für die produktive Einführung im 
Ausländer- und Passamt als auch einen Teil für eine all-
fällig flächendeckende ECM-Einführung in der Landes-
verwaltung umfasst. Die Ausschreibungsresultate wur-
den der Regierung zur Kenntnis gebracht. Basierend auf 
dem entsprechenden Regierungsbeschluss wird das aus-
gewählte Produkt nun im Rahmen der produktiven Ein-
führung im Ausländer- und Passamt eingesetzt.

Verwaltungsportal www.llv.li
Das Verwaltungsportal www.llv.li hat sich im Berichts-
jahr erfreulich weiterentwickelt, was sich an den kon-
stant steigenden Besucherzahlen zeigt. Im Jahr 2007 
konnten insgesamt knapp 835 000 BesucherInnen ver-
zeichnet werden, was einem Schnitt von 70 000 Besuche-
rInnen pro Monat entspricht. Der stärkste Monat war der 
November mit mehr als 81 000 BesucherInnen.

Diese sehr guten Werte sind das Resultat einer lau-
fenden Dienstleistungs-Erweiterung, welche sich stark 
an den Kundenwünschen orientiert. So wurden im Be-
reich der «Portaldienste» folgende neue Dienstleistungen 
aufgeschaltet:

Dienstleistung	 Kurzerklärung

www.magazine.llv.li	� Elektronische Fassungen des Regie-

rungsmagazins und der Mitarbeiter-

zeitschrift «FLip» inkl. Newsletterser-

vices
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Dienstleistung	 Kurzerklärung

www.radwege.llv.li 	� Die Liechtensteiner Radwege mit 

verschiedenen nützlichen Such- und 

Sortiermöglichkeiten sowie weiteren 

Services wie z.B. Download von GPS-

Daten

www.telefonbuch.llv.li 	� Tagesaktuelle Telefonkontaktdaten der 

Verwaltungsmitarbeitenden in Daten-

bank- sowie PDF-Form 

www.kleine-

anfragen.llv.li	� Die Kleinen Anfragen der Landtagsab-

geordneten sowie die Antworten der 

Regierungsmitglieder mit Such-, Ar-

chiv- und weiteren Services wie News-

letter- und RSS-Dienste

Erweiterung von 

www.newsletter.llv.li 

um folgende neue 

Themen:	� Betriebliche Gesundheitsförderung 

	� Berichte und Anträge der Regierung 

an den Landtag 

	 Landtagsprotokolle

	 Vernehmlassungen

	 Wanderwege

Der Bereich «Verwaltung» wurde auf «Regierung und 
Verwaltung» erweitert. Neben einer vollständigen Prä-
sentation aller Amtsstellen ist somit auch die Regierung 
mit einem umfassenden Detailauftritt präsent.

Zusätzlich zu den vorstehenden neuen Dienstlei-
stungen wurden die nachfolgenden Grundlagenarbeiten 
im Bereich der Barrierefreiheit sowie des Formularwe-
sens erledigt, welche eine wichtige Basis für die zukünf-
tige Gestaltung und Nutzung des Portals darstellen.

In www.llv.li sind heute bereits viele Aspekte der Bar-
rierefreiheit realisiert. Dennoch wurden im Hinblick auf 
ein möglichst vollständig barrierefreies Verwaltungs-
portal alle internationalen Richtlinien evaluiert und bzgl. 
der Relevanz für das Verwaltungsportal kategorisiert. Im 
Weiteren wurde die technische Umsetzbarkeit in Ver-
bindung mit dem im Einsatz befindlichen Content Ma-
nagement System geprüft. Basierend auf diesen Arbeiten 
erfolgt im Jahr 2008 nun die effektive Umsetzung des 
Themas.

Das Projekt zur Einführung einer neuen Formularlö-
sung wurde erfolgreich gestartet. Im Rahmen von umfas-
senden Arbeiten erfolgte die Definition aller bereits be-
stehenden sowie zukünftigen Anforderungen im Hinblick 
auf umfassende elektronische Dienstleistungen. Das da-
raus entstandene Pflichtenheft dient nun der Evaluation 
des bestmöglichen Anbieters.

Im Berichtsjahr wurden im Weiteren ein gezieltes 
Marketingkonzept für das Verwaltungsportal erstellt und 
darauf basierend die ersten beiden Kampagnen durch-

geführt. Die Ziele des Marketingkonzepts liegen in der 
Positionierung des Verwaltungsportals als Arbeits- und 
Wissenstool für die Bevölkerung Liechtensteins, in der 
Erhöhung des Bekanntheitsgrades des Produktes www.
llv.li sowie in der Förderung eines positiven Images der 
Landesverwaltung. Zur Erreichung dieser Ziele wur-
den im Rahmen der beiden Kampagnen verschiedene 
Massnahmen durchgeführt, die auf einer einfachen, prä-
gnanten, klaren und direkten Kommunikation, der Kon-
zentration auf die Marke www.llv.li sowie einem ein-
fachen, einheitlichen und plakativen Design mit hohem 
Wiedererkennungseffekt beruhen. Aufgrund der posi-
tiven Rückmeldungen werden die Marketingmassnah-
men im Jahr 2008 fortgesetzt.

Projekte im Rahmen der Regierungs- und 
Verwaltungsreorganisation

Zur Umsetzung verschiedener Massnahmen der Regie-
rungs- und Verwaltungsreform sowie des Regierungs-
programms 2005–2009 wurde das Amt für Personal und 
Organisation im Berichtsjahr mit der Leitung der nach-
stehenden Organisationsprojekte beauftragt.

Im Rahmen von Organisationsprojekten werden vom 
Amt für Personal und Organisation zusammen mit dem 
spezifisch eingesetzten Projektteam Fragestellungen 
aus verschiedensten Teilbereichen wie z.B. Aufbau- und 
Ablauforganisation, Recht, Finanzen, Personal, Raum, 
Technik oder Kommunikation besprochen, auf einen 
koordinierten Zeitpunkt abgestimmt und die dafür not-
wendigen Umsetzungsmassnahmen zu Handen der Re-
gierung oder zu Handen der jeweiligen Amtsleitung er-
arbeitet.

Projekt zur Zusammenführung des Amtes für Berufs-
bildung und der Berufsberatungsstelle
Basierend auf dem durchgeführten Vorprojekt und der 
darin festgehaltenen Grundausrichtung sowie dem vom 
Landtag im Juni 2006 verabschiedeten Gesetz über die 
Zusammenlegung des Amtes für Berufsbildung und der 
Berufsberatungsstelle wurden im Berichtsjahr sämtliche 
Arbeiten erledigt, die für die effektive Zusammenführung 
dieser beiden Amtsstellen notwendig waren.

In diesem Zusammenhang wurden vom Projektteam 
in Zusammenarbeit mit der Belegschaft vielfältige The-
menstellungen bearbeitet. Speziell zu erwähnen ist die 
Erarbeitung und bereits eingeleitete Umsetzung eines 
umfassenden Massnahmenpakets im Hinblick auf die 
Umsetzung der Kernstrategie «Bedarfs- und kundenori-
entierte Dienstleistungen» sowie die damit zusammen-
hängende räumliche und organisatorische Neugestal-
tung der Amtsstelle, die neue Dienstleistungen für die 
Kunden wie z.B. die deutlich erweiterten Öffnungszeiten 
des Berufsinformationszentrums ermöglicht.

Die offizielle Eröffnung des neuen Amtes für Berufs-
bildung und Berufsberatung erfolgte am 1. September 
2007.
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Errichtung einer Anstalt für Internationale Bildung-
sangelegenheiten (AIBA)
Im Zusammenhang mit den EU-Vorgaben bzgl. der drit-
ten Generation der EU-Bildungsprogramme mussten die 
bisher separat auftretenden Nationalagenturen zusam-
mengefasst und mit einer eigenen Rechtspersönlichkeit 
ausgestattet werden. 

Im Hinblick auf möglichst umfassende Dienstlei-
stungen im Bereich der internationalen Bildung wurde 
in die neue Organisationseinheit «Anstalt für Internati-
onale Bildungsangelegenheiten» auch der Aufgabenbe-
reich «Internationale Berufswettbewerbe (World Skills)» 
aufgenommen.

Das Projektteam unter der Leitung des Amtes für Per-
sonal und Organisation hat sich im Rahmen seiner Arbeiten 
mit den Fragestellungen aus den Bereichen Strategie, 
Struktur und Kultur auseinandergesetzt und in diesem Zu-
sammenhang unter anderem das Gesetz über die Agentur 
für Internationale Bildungsangelegenheiten (AIBAG) erar-
beitet. Dieses Gesetz wurde vom Landtag in seiner Sitzung 
vom April 2007 verabschiedet. Nach der Ernennung des 
Geschäftsführers sowie des Verwaltungsrates hat die AIBA 
im Jahr 2007 den produktiven Betrieb aufgenommen.

Vorprojekt «Neugestaltung der Aufgabenerfüllung 
Verkehr innerhalb der Landesverwaltung»
Im Rahmen dieses Vorprojektes wurde vom Projektteam 
unter der Leitung des Amtes für Personal und Organi-
sation geprüft, wie die in der Landesverwaltung beste-
henden Aufgaben und Strukturen im Bereich «Verkehr» 
reorganisiert werden müssen, um einerseits bestehende 
Reibungsverluste und Schnittstellenprobleme zu mini-
mieren und andererseits eine bestmöglichste Zukunfts-
ausrichtung zu erreichen.

Der Schlussbericht zu Handen der Regierung um-
fasste einen Überblick über die aktuelle Situation, mög-
liche Organisationsformen mit den jeweiligen Vor- und 
Nachteilen sowie eine konkrete Empfehlung des Projekt-
teams. Die Regierung hat den Schlussbericht im Dezem-
ber genehmigt und der darin enthaltenen Empfehlung 
des Projektteams bzgl. der zukünftigen Groborganisation 
und den notwendigen Massnahmen zugestimmt. 

Das Hauptprojekt zur effektiven Umsetzung wird 
nach der Ernennung des neuen Leiters des Tiefbauamtes 
gestartet, damit diese Person von Anbeginn an in die Ar-
beiten miteinbezogen werden kann.

Projekt «Integration des Fachbereichs Heilmittelkon-
trolle in das Amt für Gesundheit»
Das Projekt wurde aufgrund der Heterogenität der zu 
bewältigenden Aufgaben im Amt für Lebensmittelkon-
trolle und Veterinärwesen und der damit verbundenen, 
zunehmend schwer erkennbaren Aussendarstellung der 
Amtsstelle angegangen. Gleichzeitig konnte dadurch ein 
weiterer Schritt in Richtung der Zusammenführung aller 
gesundheitsrelevanten Aufgaben in das Amt für Gesund-
heit realisiert werden.

Im Rahmen des Projektes wurden klare und zentrale Zu-
ständigkeiten geschaffen und Kompetenzen an einem 
Ort gebündelt, was Überschneidungen und Doppelspu-
rigkeiten verhindert. Die eindeutige Zuordnung bewirkt 
zudem die Straffung von Arbeitsabläufen, die verbes-
serte Standardisierung von Verfahren und weitere Sy-
nergieeffekte, die bei der vorherigen Situation nicht so 
umfassend genutzt werden konnten. 

Im Rahmen des Projekts wurde unter anderem ein 
Bericht und Antrag zu Handen des Landtags erstellt, der 
sich mit Reorganisationsmassnahmen beim Amt für Le-
bensmittelkontrolle und Veterinärwesen und beim Amt 
für Gesundheit beschäftigte. Dieser Bericht und Antrag 
wurde vom Landtag in seiner Sitzung vom April 2007 
verabschiedet.

Integration der Schulzahnpflege in das Amt für Ge-
sundheit
Gemäss Landtagsbeschluss vom März 2007 wurde die 
Schulzahnpflege vom Schulamt in das Amt für Gesund-
heit verlagert. Die damit verbundenen Massnahmen zur 
gezielten und effektiven Integration (z.B. Verschiebung 
von Stellenprozenten, interner Wechsel der Stelleninha-
berin oder Neuzusammensetzung der Schulzahnpflege-
kommission) wurden von einem anschliessend einberu-
fenen Projektteam erarbeitet.

Amtsstellen-orientierte Projekte

Durchgeführte Stellenzuordnungen
Im Hinblick auf den internen sowie externen Quervergleich 
verfolgt das Amt für Personal und Organisation die Strate-
gie der umfassenden Stellenüberprüfung von ganzen Amts-
stellen. Auf die losgelöste Überprüfung von Einzelstellen 
wird aus diesem Grund so weit als möglich verzichtet.

Im Sinne dieser Strategie wurden im Jahr 2007 in 
den folgenden Amtsstellen so genannte Gesamtüberprü-
fungen durchgeführt:
–	Amt für Berufsbildung und Berufsberatung
–	Amt für Gesundheit
–	Amt für Handel und Transport
–	Amt für Lebensmittelkontrolle und Veterinärwesen
–	Amt für Umweltschutz
–	Amt für Volkswirtschaft
–	Amt für Wald, Natur und Landschaft
–	Landeskasse
–	Motorfahrzeugkontrolle
–	Stabsstelle Finanzen
–	Zivilstandsamt
In den nachfolgenden Amtsstellen erfolgte basierend auf 
bestehenden Schlüsselpositionskonzepten eine verein-
fachte Überprüfung:
–	Amt für Personal und Organisation
–	Amt für Soziale Dienste
–	Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt
Aufgrund entsprechender Dringlichkeiten wurden in fol-
genden Bereichen einzelne Stellen neu zugeordnet:
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–	Ausländer- und Passamt
–	Landgericht

Reorganisation Amt für Volkswirtschaft
Zusammen mit der Amtsleitung wurden im Amt für 
Volkswirtschaft verschiedene organisatorische Massnah-
men erarbeitet und von der Regierung beschlossen. 

Neben der Ernennung eines Leiters für die Abteilung 
Arbeitslosenversicherung ist insbesondere die Neuorga-
nisation des Arbeitsmarktservices und die Umwandlung 
der Fachstelle Energie in eine eigene Abteilung zu er-
wähnen.

Einkauf und Büroplanung
Das grösste Projekt im Berichtsjahr war die Beschaffung 
des Mobiliars für das neue Justizgebäude. Aufgrund der 
geltenden ÖAWG-Richtlinien und des damit definierten 
Schwellenwertes musste die Beschaffung in Form einer 
internationalen Ausschreibung erfolgen. Die damit ver-
bundenen Arbeiten verursachten angesichts der Vielzahl 
an Eingaben einen entsprechend grossen Aufwand.

Im Zusammenhang mit den vielen Umzügen, die nur 
zum Teil vorherseh- und somit budgetierbar sind, muss-
ten auch ungeplante Mobiliar-Anschaffungen vorgenom-
men werden. Dank einer guten Lagerbewirtschaftung 
und der dadurch möglichen Verwendung von vorhan-
denem Mobiliar sowie äusserster Zurückhaltung bei der 
Neuanschaffung konnten die Budgetvorgaben dennoch 
eingehalten werden.

Im Zusammenhang mit der Einführung des betrieb-
lichen Mobilitätsmanagements auf Januar 2008 wurden 
insgesamt vier Fahrzeuge für die Mitarbeitenden der 
Landesverwaltung angeschafft. Die Anschaffung erfolgte 
nach ökologischen Gesichtspunkten wie Treibstoff, CO2-
Ausstoss oder Unterhaltskosten und wurde auf unter-
schiedliche Lieferanten in Liechtenstein verteilt.

Das Amt für Personal und Organisation war auch im 
Jahr 2007 in zahlreichen Baukommissions-, Verwaltungs-
bau- und Bedarfsplansitzungen vertreten. Erwähnenswert 
sind insbesondere die Projekte «Neubauten Auhof» in Va-
duz (Haus der Umwelt) sowie «Lindenpark» in Schaan 
(Haus der Wirtschaft), welche gemäss derzeitiger Planung 
im Jahre 2008 bzw. 2009 bezugsbereit sein sollen.

Raumbedarfsplanung

Generelle Raumbedarfsplanung
Teile der Regierungs- und Verwaltungsreform konnten 
umgesetzt werden, insbesondere was die Zusammenfüh-
rung von Amtsstellen betrifft. Diese organisatorischen 
Zusammenführungen galt es auch räumlich umzuset-
zen. Zusammen mit dem Umstand einer nach wie vor 
wachsenden Verwaltung, wurden grundsätzliche Über-
legungen angestellt.

Um alle Raumfragen der Landesverwaltung in Zukunft 
zentral und koordiniert bearbeiten zu können, institutio-
nalisierte die Regierung die Arbeitsgruppe Verwaltungs-

bauten und genehmigte gleichzeitig ein Reglement, das 
die Aufgaben und Kompetenzen festhält. Der Amtsleiter 
des Amts für Personal und Organisation wurde mit dem 
Vorsitz betraut. Als erste Aufgabe wurden die aktuellsten 
Daten zusammengetragen, um den im Herbst 2006 ver-
fassten Bericht auf den neuesten Stand zu bringen. Die 
Regierung nahm im Mai 2007 diesen Grundsatzbericht 
zur Kenntnis und genehmigte die darin aufgeführten 
Massnahmen.

Arbeitsgruppe Verwaltungsbauten
Die Arbeitsgruppe befasste sich in 6 Sitzungen mit den 
verschiedensten Fragen. Auf die wichtigsten Massnah-
men und Entscheidungen wird in den folgenden Kapi-
teln eingegangen. Zum Themenkreis gehörten aber auch 
Fragen wie der Einbau von Garderoben und Duschen in 
den Verwaltungsgebäuden im Zusammenhang mit dem 
Betrieblichen Mobilitätsmanagement oder die Nutzung 
frei werdender Räumlichkeiten durch die Neuausrich-
tung der Post sowie einzelne Begehren der Amtsstellen. 
Die Arbeitsgruppe sowie das entsprechende Reglement 
wurden zudem an einer Amtsleiterkonferenz vorgestellt.

Lindenpark
Eine der wesentlichsten von der Regierung beschlos-
senen Massnahmen war die Anmietung des Objekts 
«Lindenpark» in Schaan. Dabei handelt es sich um ei-
nen Neubau im Lindenkreisel von Schaan. Angemietete 
Neubauten haben den Vorteil, dass ein entsprechender 
Bedarfsplan und die damit verbundenen Anforderungen 
grösstenteils umgesetzt werden können. Untergebracht 
werden das Amt für Volkswirtschaft sowie das Amt für 
Handel und Transport. Bis Ende Jahr konnten die Vor-
gaben des Bedarfsplans der beiden Amtsstellen vom Ar-
chitekten in eine entsprechende Planung umgesetzt wer-
den. Mit einem Baubeginn ist Anfang 2008 zu rechnen. 

Durch die Verlagerung der beiden Amtsstellen kann 
ein kleineres Mietobjekt in Vaduz aufgelöst und in einem 
anderen Objekt allenfalls der Landesbibliothek zusätz-
licher Raum zur Verfügung gestellt werden.

Überbauung Auhof
In der Überbauung Auhof sind heute das Amt für Wald, 
Natur und Landschaft sowie das Landwirtschaftsamt un-
tergebracht. Die Überbauung wird mit einem weiteren 
Baukörper ergänzt, sodass die Möglichkeit bestand, wei-
tere Amtsstellen unterzubringen. Eine erste Überprü-
fung ergab, dass alle Umweltämter unter einem Dach 
vereint werden könnten. Zusätzlich zu den bereits unter-
gebrachten Umweltämtern wird demnach auch das Amt 
für Umweltschutz in dieser Überbauung untergebracht, 
sodass eine weitere Vorgabe in Bezug auf den Zusam-
menzug von Amtsstellen erfüllt werden kann. Mit den 
Bauarbeiten wurde im Herbst bereits begonnen, sodass 
ein Bezug im Herbst 2008 möglich sein sollte. Durch die 
Verlagerung des Amts für Umweltschutz kann ein wei-
teres kleineres Mietobjekt aufgelöst werden. Probleme 
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ergaben sich in Bezug auf die Nutzung. Aufgrund der 
geltenden Bauordnung der Gemeinde Vaduz kann sich 
die Landesverwaltung nicht mehr in Mietobjekten in Va-
duz einmieten. Da die Landesverwaltung bereits in der 
Überbauung eingemietet ist und es sich demnach um 
eine Erweiterung handelt, genehmigte der Gemeinderat 
eine entsprechende Ausnahme.

Mietobjekt Justizgebäude
Die Baukommission beschäftigte sich vorwiegend noch 
mit den notwendigen Abschlussarbeiten. Es gab wäh-
rend der Endbauphase noch etliche Probleme zu lösen 
und vor allem galt es, den Bezug zu organisieren und zu 
planen. Erfreulich war, dass der Zeitplan und damit der 
Bezugstermin eingehalten werden konnten. So konnte 
das neue Justizgebäude im Beisein des Erbprinzen, der 
Regierungsvertreter sowie den Vertretern der Gerichte 
und den am Bauvorhaben Beteiligten am 4. Mai 2007 
im Rahmen einer kleinen Eröffnungsfeier seiner Bestim-
mung übergeben werden. Erfreulicherweise gab es nach 
dem Bezug nur sehr wenig Anpassungsarbeiten, was al-
len am Projekt Beteiligten ein gutes Zeugnis ausstellt. 
Zudem konnte auch das Budget eingehalten werden. 

Container Minigolfareal/Haus Risch
Der Baurechtsvertrag für den Container auf dem Mi-
nigolf-Areal lief im letzten Jahr aus. Die dort unterge-
brachte Abteilung Statistik des Amts für Volkswirtschaft 
musste demnach verlagert werden. Eine Unterbringung 
bot sich lediglich im Haus Risch an, da dort nach dem 
Auszug der Staatsanwaltschaft entsprechende Flächen 
zur Verfügung standen.

Postgebäude Schaan
Aufgrund der Zusammenführung der Berufsberatungs-
stelle mit dem Amt für Berufsbildung musste ein neues 
Raumprogramm erstellt werden. Die Zielsetzung bestand 
nach wie vor darin, die beiden Amtsstellen im Dachge-
schoss räumlich zusammenzuführen. Das Raumprogramm 
wurde vom Hochbauamt umgesetzt und die notwendigen 
Umbauarbeiten in Angriff genommen. Das interne Zügeln 
der Amtsstellen wurde noch vor den Sommerferien erle-
digt, sodass Anfang September im Rahmen einer kleinen 
Feierstunde das neue Amt für Berufsbildung und Berufs-
beratung inklusive dem Berufsinformationszentrum (BIZ) 
eingeweiht werden konnte. Zusammen mit dem Umbau 
konnten auch die Raumbedürfnisse des Amtes für Lebens-
mittelkontrolle und Veterinärwesen abgedeckt werden. 
Zudem wurden auch der neu geschaffenen Agentur für 
Internationale Bildungsangelegenheiten (AIBA) die benö-
tigen Büros zur Verfügung gestellt. 

Büroräumlichkeiten für das Projekt FUTURO
Es ergab sich die Möglichkeit, die für das Projekt benöti-
gten Flächen in der Überbauung Burg von der Pensions-
versicherung zu mieten. Es wurde bewusst eine Lösung 
ausserhalb der Landesverwaltung gesucht.

Verlagerungen von Amtsstellen
Wie immer gab es auch kleinere Umzüge von Amtsstel-
len und räumliche Anpassungen aufgrund veränderter 
Abläufe oder organisatorischer Anpassungen:
–	Amt für Gesundheitsdienste, diverse Umzüge
–	Amt für Handel und Transport ins Hanfland
–	Provisorium für das Projekt FUTURO im Haus Wille
–	Stabsstelle für Datenschutz ins Haus Wille
–	Amt für Volkswirtschaft, Fachbereich Arbeitssicherheit 

ins Haus Wille
–	Interne Anpassungen bei der Stabsstelle EWR im Euro-

park
–	Dienststelle für Sport
–	Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt

Informatik

Projekte

Aufbau Lohnstatistik-Data Mart für das Amt für Volks-
wirtschaft
Die Regierung beauftragte das Amt für Volkswirtschaft im 
August 2006 mit der Erstellung einer Lohnstatistik für das 
Fürstentum Liechtenstein. Datentechnisch war es für den 
Aufbau der Lohnstatistik ein zentrales Anliegen, Lohndaten 
mit Personendaten zu verknüpfen, um mittlere Bruttolöhne 
nach Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Wirtschaftszweigen 
etc. ausweisen zu können. Hierzu wurde im Berichtsjahr 
ein neuer Data-Mart im Datawarehouse der Landesverwal-
tung integriert und mit den nötigen Daten bestückt.

Neuer MOFA-Fahrzeugausweis
Die EU Richtlinie 1999/37 war in Liechtenstein bis auf die 
Anpassung des MOFA-Fahrzeugausweises bereits umge-
setzt. Um der Richtlinie vollumfänglich zu entsprechen, 
wurde dieser Ausweis ebenfalls EU konform gestaltet. 
Aufgrund dessen wurde die MFK-Lösung BISTRADA um 
alle benötigten zusätzlichen Daten erweitert. Ebenfalls 
mussten aufgrund der Layout-Änderungen die Druck-
routinen angepasst werden.

Datenbanklösung für das Amt für Auswärtige Angele-
genheiten und den Liechtensteinischen Entwicklungs-
dienst
Das Amt für Auswärtige Angelegenheiten ist für die Ge-
samtverwaltung der humanitären Hilfsgelder Liechten-
steins verantwortlich. Beiträge werden von drei verschie-
denen Stellen: vom Amt für Auswärtige Angelegenheiten, 
vom Liechtensteinischen Entwicklungsdienst und vom 
Ausländer- und Passamt, Abteilung Asylwesen, verwal-
tet. Die Verwaltung durch drei getrennte Organisations-
einheiten erschwerte die Kontrolle der ausgeschütteten 
Gelder wie auch das Führen von Statistiken sehr und war 
zudem mit einem erheblichen manuellen Aufwand ver-
bunden. Deshalb wurde für die administrative Abwick-
lung eine internetbasierende Softwarelösung realisiert, 
die mittlerweile erfolgreich im Einsatz ist.
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Einführung des neuen Branchencodes NOGA 2008
Bei der Steuerverwaltung wurden bei den direkten und 
indirekten Steuern die erforderlichen Spezifikations-
arbeiten für die Umstellung der Branchencodes NOGA 
2002 auf NOGA 2008 aufgenommen. Erste Tests mit 
der angepassten Steuerlösung konnten in der Abteilung 
Mehrwertsteuer bereits durchgeführt werden. Bei den 
direkten Steuern stehen die umfassenden Anpassungs-
arbeiten noch bevor.

Softwarebeschaffung für die elektronische Steuerer-
klärung (eTax)
Die Steuerverwaltung wird für das Steuerjahr 2007 ne-
ben der bewährten elektronischen Steuererklärung für 
natürliche Personen auch eine für juristische Personen 
auf dem eGovernment-Portal der Landesverwaltung be-
reitstellen. Die dazu nötige eTax-Software wurde be-
schafft und wird ab März 2008 den Steuerpflichtigen zur 
Verfügung stehen.

Erweiterungen der EDV-Lösung für das Gewerberegister
Aufgrund der Überarbeitung des Gewerbegesetzes wa-
ren diverse Anpassungen der Informatiklösung des Ge-
werberegisters notwendig. Beispielsweise wurden auf-
grund der neuen Gesetzgebung gewisse Bereiche neu in 
Spezialgesetzen geregelt und fallen neu in die Zustän-
digkeit des Amtes für Handel und Transport. Die notwen-
digen Anpassungen wurden termingerecht im Berichts-
jahr realisiert.

Softwarelösung «Gebäudeinformationssystem» bei der 
Liegenschaftsverwaltung
Das Gebäudeinformationssystem wurde im ersten Quar-
tal 2007 in Zusammenarbeit mit der Liegenschaftsverwal-
tung termingerecht auf ein modernes Datenbanksystem 
migriert. Wie gewünscht hat sich die Verarbeitungsge-
schwindigkeit der Anwendung massiv verbessert. Insbe-
sondere können nun die Gebäude- und Raumpläne ohne 
Zeitverzögerung dargestellt und bearbeitet werden. 
Ebenfalls wurde ein Modul für den zentralen Materialein-
kauf eingeführt und das Sicherheitskonzept umgesetzt.

Internetbasierte Handelsregisterlösung beim Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt
Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt beab-
sichtigt eine neue internetbasierte Handelsregisterlö-
sung einzuführen. Zu diesem Zweck wurden die erforder-
lichen Vorarbeiten aufgenommen und die notwendigen 
Anpassungen an der bestehenden Lösung konzeptioniert 
und spezifiziert.

Erweiterungen der EDV-Lösung für das Ausländer- 
und Passamt
Die Regierung beauftragte das Ausländer- und Passamt 
in Zusammenarbeit mit dem Amt für Personal und Or-
ganisation, die Empfehlung Nr. 20, welche vom UN-Ko-
mitee zur Beseitigung von Rassendiskriminierung im 

März 2007 gegenüber Liechtenstein gemacht wurde, 
umzusetzen. Im Wesentlichen geht es dabei darum, sta-
tistische Daten im Bereich des Familiennachzuges von 
Drittstaatsangehörigen zu erheben. Die EDV-Lösung des 
Ausländer- und Passamtes muss dementsprechend an-
gepasst bzw. erweitert werden. Diese Arbeiten wurden 
im Berichtsjahr begonnen und sollten im 1. Quartal 2008 
fertig gestellt sein.

IT-Sicherheit
Für eine erfolgreiche Umsetzung der IT-Sicherheits-
strategie muss eine dynamische Risikobetrachtung und 
Behandlung ermöglicht werden. Hierzu ist ein Manage-
mentsystem für Informationssicherheit (ISMS) unerläss-
lich. Die Evaluation von entsprechenden Softwarehilfs-
mitteln wurde im 4. Quartal 2007 in Angriff genommen.

Beschaffung einer Business Intelligence Lösung (BI) 
für das Amt für Volkswirtschaft, Abteilung Statistik
Für die Abteilung Statistik des Amtes für Volkswirtschaft 
wurde im Berichtsjahr ein Werkzeug zur Erstellung von 
Statistiken und zur Durchführung von statistischen Ana-
lysen beschafft.

Ablösung der veralteten EDV-Lösung für die Vorsor-
geadministration beim Amt für Gesundheit
Im Berichtsjahr wurde die veraltete EDV-Lösung für die 
Administration der Vorsorgeuntersuchungen beim Amt 
für Gesundheit abgelöst. Die Neulösung ist im Gegensatz 
zur alten an die Personendatenbank der Landesverwal-
tung gekoppelt, womit der manuelle Erfassungsaufwand 
massiv reduziert wird. Die neue Lösung wurde im Be-
richtsjahr beim Amt für Gesundheit installiert, die Pro-
duktivnahme ist auf Januar 2008 geplant.

Rechenzentrum im neuen Landtagsgebäude
Im Untergeschoss des neuen Landtagsgebäudes wurde im 
Berichtsjahr ein zweites Rechenzentrum erstellt, welches 
anfangs 2008 in Betrieb genommen wird. Das Rechenzen-
trum verfügt über eine moderne Verkabelungsinfrastruk-
tur, welche für die in Zukunft zu erwartenden steigenden 
Übertragungsraten ausgelegt ist. Die Notstromversor-
gung konnte nahtlos in das Gebäudekonzept, bestehend 
aus einer USV (Unterbrechungsfreie Stromversorgung) 
und einem Notstromaggregat integriert werden.

Neben einem Teil der Serverinfrastruktur, welche 
sich heute im Rechenzentrum im Haus Real und tem-
porär im Haus Wille befindet, wird auch ein Knoten der 
neuen Telefonzentrale, welche im Jahre 2006 in Betrieb 
genommen wurde, im neuen Rechenzentrum unterge-
bracht werden.

Die beiden Rechenzentren sind über eine moderne, 
skalierbare Netzwerkinfrastruktur verbunden. Für den 
Betrieb wird ein übergreifendes neues KVM-System 
(Keyboard, Video, Mouse) realisiert, welches den Zugriff 
auf die Server direkt von den Arbeitsplätzen der Mitar-
beiter der Informatikabteilung erlaubt.
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Backoffice Migration
Nach der Einführung des Verzeichnisdienstes «Active Di-
rectory» konnte im Berichtsjahr die Migration beendet 
werden. Die alten Serversysteme wurden abgeschaltet 
und das Projekt erfolgreich abgeschlossen.

Anpassungen an der Softwarelösung Antragswesen
Die letzten grösseren Anpassungen an der Applikation 
«Antragswesen» wurden im Jahr 2002 gemacht. Seither 
haben sich nun diverse Wünsche der BenutzerInnen, 
insbesondere vom Regierungssekretariat angesammelt, 
die im Berichtsjahr umgesetzt wurden. Stellvertretend 
als Beispiel seien genannt: Die Berechtigungskontrolle 
beim Erfassen von Anträgen, die Erweiterung des Infor-
mationsgehaltes diverser Bildschirmmasken und die Be-
reinigung der Schlüsselwörter.

Netzwerk Justizgebäude
Nachdem im Vorjahr bereits die notwendigen Netzwerk-
komponenten beschafft wurden, wurde im Berichtsjahr 
mit der Realisierung des Kommunikationsnetzwerkes 
im Justizgebäude begonnen und dieses termingerecht 
in Betrieb genommen. Nachträglich wurden auch die 
Arbeitsplätze der Staatsanwaltschaft nahtlos in diesen 
Netzwerkbereich integriert.

Serverkonsolidierung
Die technische Möglichkeit, mehrere Serversysteme als 
virtuelle Maschinen auf einer zentralen physischen Platt-
form zu betreiben wurde im Berichtsjahr weiter genutzt 
und die vorhandene Virtualisierungsplattform entspre-
chend ausgebaut. Auf 10 physikalischen Serversystemen 
werden heute 45 virtuelle Maschinen für den Betrieb di-
verser Dienste und Applikationen zur Verfügung gestellt. 
Neben einer besseren Ausnutzung der Hardware können 
so auch Engpässe bei der Stromversorgung, Klimatisie-
rung und der Kabelinfrastruktur überbrückt werden.

Ersatz veralteter Server der Citrix-Serverfarm
Die CITRIX-Serverfarm der Liechtensteinischen Landes-
verwaltung besteht aus 19 Serversystemen unterschied-
lichen Alters. Diese Serverfarm muss heute täglich rund 
550 BenutzerInnen gleichzeitig bedienen und ist somit 
eine äusserst wichtige Komponente der IT-Infrastruktur 
der Liechtensteinischen Landesverwaltung. D.h., die ein-
gesetzte Hardware muss leistungsstark und zuverlässig 
sein. Um dies gewährleisten zu können, müssen alte und 
somit leistungsschwache und störungsanfällige Server 
periodisch durch aktuelle Modelle ersetzt werden. 

In der Berichtsperiode mussten einige Server der 
CITRIX-Farm ersetzt werden. Die Server waren bereits 
mehrere Jahre in Betrieb, hatten vermehrt Störungen 
und waren für die aktuellen Ansprüche zu langsam.

Update der HelpDesk Software der Abteilung Informatik
Seit Anfang 2002 ist in der Abteilung Informatik des Amtes 
für Personal und Organisation das Helpdesk-Tool «ky2help» 

der Firma Kyberna Informatik im Einsatz. Der letzte Update 
erfolgte im November 2003. Mit dieser Software-Lösung 
wird der interne Support in den Bereichen «Aufgabenver-
waltung, Inventarisierung und Reporting» unterstützt.

Die neue Version bietet neue Möglichkeiten, die ein 
Update rechtfertigten. Insbesondere wurden die Module 
an die ITIL (IT Infrastructure Library) Standards ange-
passt, welche der Organisation des Helpdesk zu Grunde 
liegen. Die Lizenzen dafür sind durch den Wartungsver-
trag abgedeckt. Da die Software nicht nur erweitert, son-
dern von Grund auf neu entwickelt wurde, gestaltete sich 
der Update-Prozess etwas aufwändig. Gleichzeitig wurde 
die Migration auf eine Oracle-Datenbankumgebung um-
gesetzt, um für die Entwicklungen im Bereich Server- 
und Datenbank-Konsolidierung gerüstet zu sein.

Prototyp zur Prüfung einer service-orientierten Archi-
tektur (SOA)
Das eGovernment Portal der Landesverwaltung Liech-
tenstein wird vermehrt für die Abwicklung von elektro-
nischem Geschäftsverkehr verwendet. Der Bedarf für die 
elektronische Abwicklung von komplexen und rechtsver-
bindlichen Prozessen mit den Bürgern und Unterneh-
men ist vorhanden und in Teilbereichen durch die EU-
Gesetzgebung zwingend gefordert.

Mittels modernen IT-Architekturen wie SOA (Service 
Orientierte Architektur) könnten die bereits vorhandenen 
Komponenten auch für andere Anwendungen nutzbar ge-
macht werden. Damit müssten diese nicht für alle Anwen-
dungen resp. eGovernment-Dienstleistung erneut imple-
mentiert werden.

Im Berichtsjahr wurde mittels eines SOA-Prototyps 
dieses Architekturkonzept im Zusammenhang mit den 
zentralen Systemen der Landesverwaltung überprüft.

Schulung und Review des neuen IT-Projektmanage-
ments
Im Februar 2007 wurde der im Vorjahr erstellte Projektleit-
faden durch die Regierung genehmigt. Um das IT-Projekt-
management weiter zu entwickeln, wurde das angewandte 
Projektmanagement inklusive Projektleitfaden im zweiten 
Halbjahr 2007 einem externen Review unterzogen. Im An-
schluss daran wurden die Anregungen und Verbesserungs-
vorschläge in den Leitfaden eingearbeitet. Zudem wurde 
ein Lernkompendium erstellt. Als weitere Massnahme 
wurde für die Projektleiter und die IT-Koordinatoren der 
Amtsstellen eine zweitätige Schulung durchgeführt.

Einführung Kompass 2
Beim Amt für Berufsbildung und Berufsberatung wurde 
im Berichtsjahr die bisher eingesetzte Individuallösung 
durch die Schweizer Standardlösung Kompass 2 ersetzt. 
Diese modular aufgebaute Lösung steht bei rund der 
Hälfte der Schweizer Kantone erfolgreich im Einsatz.

Liechtenstein nutzt zurzeit die Module Lehraufsicht, 
Lehrabschlussprüfung und Berufsberatung, weitere folgen 
bei Bedarf.
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EDV-Lösung für das Betriebliche Mobilitätsmanage-
ment (BMM)
Das Mobilitätsmanagement wurde per 1. Januar 2008 
landesverwaltungsweit eingeführt. Für die administra-
tive Abwicklung in der Fachstelle BMM musste eine 
EDV-Lösung realisiert werden. Die Lösung erlaubt die 
Belastungen und Gutschriften aus dem BMM direkt der 
Lohnbuchhaltung zuzuführen.

Erweiterung der EDV-Lösung für die Arbeitslosenver-
sicherung / Arbeitsvermittlung beim Amt für Volks-
wirtschaft
Aufgrund gesetzlicher Änderungen im Zusammenhang 
mit dem Bruttolohnprinzip bei Insolvenz musste die 
betroffene EDV-Lösung angepasst werden. Die Anpas-
sungen wurden im Berichtsjahr installiert und getestet. 
Die produktive Inbetriebnahme der angepassten Module 
ist im 1. Quartal 2008 geplant.

Anpassung der Datenbank für die Liechtensteinische 
Transporterhebung beim Amt für Volkswirtschaft, Ab-
teilung Statistik
Aufgrund vertraglicher EWR-Verpflichtungen musste für 
die Erhebung der Gütertransporte auf der Strasse die 
Liechtensteinische Transporterhebungsdatenbank im 
Berichtsjahr dementsprechend angepasst werden.

Anpassung der EDV-Lösung «Beitragsverwaltung» 
beim Amt für Volkswirtschaft
Im Berichtsjahr wurde die EDV-Lösung «Beitragsverwal-
tung» beim Amt für Volkswirtschaft angepasst, um das 
Vorschreiben, Einheben und Kontrollieren der Arbeitslo-
sen-Beiträge wesentlich effizienter als bisher durchfüh-
ren zu können. Zudem wurde die Software technologisch 
auf einen aktuellen Stand gebracht.

Neue Multimedia Anlage für den Schulungsraum des 
Amtes für Personal und Organisation
Die 10-jährige Multimedia-Anlage im Schulungsraum 
des Amtes für Personal und Organisation musste ersetzt 
werden. Der Beamer war defekt und hätte sich nur noch 
mit unverhältnismässig grossem Aufwand reparieren 
lassen. Zudem entsprach die ganze Anlage nicht mehr 
den technischen Anforderungen, welche heute an einen 
Schulungsraum gestellt werden.

Test- und Entwicklungsplattform
Die bestehende Test- und Entwicklungsplattform im Be-
reich IT-Architektur, Technologie und Sicherheit wurde 
mit einer SAN- (Storage Area Network) und einer Ser-
verkomponente erweitert. Die virtuellen Server ermög-
lichen, verschiedene Softwarekomponenten auf den 
enthaltenen Funktionalitätsumfang und mögliche Per-
formanceprobleme zu untersuchen sowie sicherheitsre-
levante Risiken zu ermitteln.

EU / EWR

«i2010» ist der neue strategische Rahmen der Europä-
ischen Kommission, mit dem die grossen politischen 
Leitlinien für die Informationsgesellschaft und die Me-
dien definiert werden. Diese neue integrierte Politik zielt 
vor allen Dingen darauf ab, Wissen und Innovation zu 
fördern, um das Wachstum und die Schaffung von mehr 
und besseren Arbeitsplätzen voranzutreiben.

Die Umsetzung der EU-Richtlinien im Bereich des 
Aufbaus der europäischen Informationsgesellschaft ist 
für den Bereich Informatik der Landesverwaltung eine 
Herausforderung aber auch eine Chance, die eGovern-
ment Infrastruktur laufend zu modernisieren und weiter 
zu entwickeln.

Die Vertretung der liechtensteinischen Interessen 
wurde bei Besprechungen, Fachtagungen, Workshops in 
verschiedenen Expertengruppen in London sowie beim 
PEGSCO (Pan-European eGovernment Services Commit-
tee) in Brüssel wahrgenommen.

Kommunikation

Ausbau Kommunikationsnetzwerk
Mit der Liegenschaft Burg im Zentrum von Vaduz wurde 
ein weiteres Gebäude an das Kommunikationsnetzwerk 
angeschlossen. Für die Landespolizei wurden die Ar-
beitsplätze beim Zollamt in Schaanwald in das Netzwerk 
der Landesverwaltung integriert.

Neue VPN-Endgeräte für die Botschaften
Die Botschaften sind heute über VPN-Verbindungen (Vir-
tual Private Network) an das Kommunikationsnetzwerk 
der Landesverwaltung angeschlossen. Um den neusten 
Sicherheitsansprüchen zu genügen, wurde im Berichts-
jahr ein Projekt gestartet, die dazu notwendigen VPN-
Endgeräte zu ersetzen. Die Endgeräte wurden noch im 
Berichtsjahr geliefert und sollen bis Ende April 2008 bei 
den Botschaften in Betrieb genommen werden.

Telefonie
Nach der Inbetriebnahme der neuen Telefonzentrale 
wurde im Berichtsjahr das Telefonvermittlungssystem 
aktualisiert und an die neue Version der Swisscom Di-
rectories Web Services angepasst (Direktzugriff auf das 
ETV direkt vom Arbeitsplatz der Telefonistinnen).

Einer der Vorteile, der mit der neuen Telefonzentrale 
eingeführten VOIP-Technologie (Voice over IP), zeigte 
sich bei der Inbetriebnahme des neuen Justizgebäudes. 
Musste bisher in jedem Gebäude eine abgesetzte Ver-
mittlungsanlage installiert werden, werden die VOIP-Te-
lefone direkt an das Kommunikationsnetz angeschlossen, 
so dass keine zusätzlichen Kosten für eine dezentrale 
Vermittlungsanlage entstehen.

Der gesamte Mobilebereich wird per Regierungsbe-
schluss zur Telecom Liechtenstein migriert werden.
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Remote Zugriff
Die Liechtensteinische Landesverwaltung stellt ihren 
Mitarbeitenden auf Antrag den Fernzugriff auf das LLV-
Netzwerk via Internet zur Verfügung. Um der stetig stei-
genden Anzahl der Mitarbeitenden, welche von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, diesen Zugriff zu ge-
währleisten, wurde die vorhandene Infrastruktur um die 
entsprechende Hardware (SecureID Token) und die not-
wendigen Lizenzen erweitert.

Verschlüsselte Datenübertragung / eMail
Für die Übertragung grosser Datenmengen ins oder vom 
Internet wurde eine Lösung des Herstellers «Accellion» 
implementiert, welche auf einfache Art und Weise die 
verschlüsselte Übertragung von Dateien ermöglicht. Das 
bisher für diesen Zweck eingesetzte System entsprach 
gemäss periodischer Überprüfung der Portalinfrastruk-
tur durch die Firma KMPG Fides Peat nicht mehr den 
Sicherheitsanforderungen.

Im Bereich eMail wurde ein zentrales Verschlüsse-
lungs-Gateway realisiert, welches die verschlüsselte 
Übertragung von eMails zulässt.

Mail Firewall
Die Mail-Firewall prüft am Übergang zum Internet sämt-
liche ein- und ausgehenden eMail auf Viren und Spam. 
Das stetig wachsende Mailvolumen hat dazu geführt, 
dass das vorhandene System die Mailflut nicht mehr 
problemlos verarbeiten konnte und daher durch ein lei-
stungsfähigeres System ersetzt werden musste.

Interne Druckerei

Vergabe von Drucksachen
Seit dem 1. Januar 2007 obliegt der internen Druckerei 
die Vergabe aller Drucksachen der Landesverwaltung. 
Die Vergabe basiert auf einem von der GWK Sektion 
Druck/Grafik und dem Amt für Personal und Organisa-
tion erarbeiteten Reglement, welches von der Regierung 
beschlossen wurde und seit Januar 2007 in Kraft ist. Dies 
gilt für alle Amtsstellen und Kommissionen, ausgenom-

men sind die Ressorts der Regierung. Durch die zentrale 
Vergabe wird einerseits eine möglichst faire Verteilung 
erreicht und andererseits werden Kosten eingespart.

Erscheinungsbild Landesverwaltung
Die neuen Gestaltungsrichtlinien für den Bereich der 
Broschüren und sonstigen Informationsmaterialien sind 
in Kraft und werden teilweise umgesetzt. Parallel dazu 
wurden von der Arbeitsgruppe kostengünstigere Alter-
nativen für die Umsetzung des Leitbildes bei den Brief-
schaften geprüft. Die Abklärungen wurden bis Ende No-
vember abgeschlossen und der Regierung vorgelegt. Die 
Regierung hat basierend auf diesen Vorschlägen im De-
zember beschlossen, das neue Erscheinungsbild bzgl. 
Briefschaften umzusetzen. Hierbei gilt der 1. September 
2008 als Stichtag für die Einführung.

Papierverbrauch
Nachdem der Papierverbrauch im Jahr 2006 gegenüber 
dem Jahr 2005 leicht angestiegen ist, ist der Papierver-
brauch im Jahr 2007 erfreulicherweise wieder auf das 
tiefe Verbrauchsniveau von 2005 gesunken. Somit hält 
die positive Tendenz an, wonach die Anstrengungen, 
welche bezüglich dem elektronischen Versand bzw. der 
Online zur Verfügung Stellung vieler Druckerzeugnisse 
unternommen wurden, Früchte tragen. Das Verhältnis 
des Verbrauchs der Papiersorten ist gegenüber dem Jahr 
2006 weniger deutlich zu Gunsten der Recycling Papiere 
ausgefallen, ist aber mit insgesamt 76.95% Recyclingpa-
pier-Anteil immer noch sehr hoch und vorbildlich.

 	 2007	  	 2006	  	 2005	  	 2004	  	 2003	

 	 kg	 %	 kg	 %	 kg	 %	 kg	 %	 kg	 %

Recycling in kg	 46 200	 76.95	 52 930	 82.25	 44 292	 72.88	 52 314	 71.3	 54 324	 73.5

Andere in kg	 13 822	 23.05	 11 420	 17.75	 16 475	 27.12	 21 685	 29.6	 19 636	 26.5

Total	 60 033		  64 350		  60 767		  73 355		  73 960	 
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Presse- und Informationsamt

Amtsleiterin: Daniela Clavadetscher

Neben der Information der Öffentlichkeit über behördliche 
Aktivitäten und Massnahmen, der Durchführung von Medi-
enanlässen und der Betreuung von Medienschaffenden ge-
hört die Organisation des Staatsfeiertages am 15. August zu 
den Hauptaufgaben des Presse- und Informationsamtes.

Redaktion

Pressemitteilungen
Im Jahr 2007 wurden 893 (2006: 716) Pressemitteilungen 
verschickt. Auf der Grundlage eines Vertrags mit einer 
Dienstleistungsfirma werden die Pressemitteilungen 
über eine Web-Maske direkt in ein Satellitennetz einge-
speist. So können die Pressemitteilungen zeitgleich an 
die Redaktionssysteme von mehr als 330 tagesaktuellen 
Medien geschickt werden. Die Pressemitteilungen finden 
auch Eingang in Presseportale. Unter www.presseportal.
ch können die Pressemitteilungen als RSS-Newsreader 
abonniert werden.

Liechtenstein-Pressebulletin
Das Liechtenstein-Pressebulletin wurde im 16. Erschei-
nungsjahr 23 (21) Mal herausgegeben. Es erscheint in 
der Regel alle 14 Tage – mit Ausnahme der Sommer-
monate – und enthält die wichtigsten Pressemitteilungen 
als Rückblick. Unter den Empfängern des Bulletins befin-
den sich die für Liechtenstein akkreditierten Botschaften 
und Konsulate, die diese regelmässige Liechtenstein-
Information sehr schätzen. Seit Januar 2005 wird das 
Liechtenstein Pressebulletin auch via Internet-Newslet-
ter verschickt. 370 (330) Empfänger machen von dieser 
Möglichkeit Gebrauch, die gedruckte Version wird an 
rund 250 (260) Abonnenten geschickt.

Medienbetreuung 

Mediengespräche und Medienkonferenzen
Das Presse- und Informationsamt organisierte im Be-
richtsjahr 16 (19) Mediengespräche der Regierung und 
123 (77) Medienkonferenzen. Die Mediengespräche fin-
den in der Regel jeweils am Tag nach der Regierungs-
sitzung statt und dienen der Information über wichtige 
Beschlüsse der Regierung und über weitere aktuelle 
Themen. Die Medienkonferenzen hingegen sind jeweils 
einem bestimmten Schwerpunktthema gewidmet und 
werden im Anlassfall durchgeführt.

Fototermine
Bei 74 (64) offiziellen Anlässen wurden den Medien Foto-
termine angeboten. Zusätzlich hat das Presse- und Infor-
mationsamt bei wichtigen offiziellen Anlässen Fotografen 
engagiert und die Fotos via Internet zugänglich gemacht.

Medienbesuche und -anlässe
Das Presse- und Informationsamt hat in Zusammenarbeit 
mit dem Liechtensteiner Presseclub (LPC) am 21. Sep-
tember die Redaktorinnen und Redaktoren der Schwei-
zerischen Depeschenagentur SDA nach Liechtenstein 
eingeladen, um ihnen den Kleinstaat Liechtenstein nä-
her zu bringen. Ebenfalls in Zusammenarbeit mit dem 
LPC wurde vom 2. bis 4. Juli eine Informationsreise für 
Medienschaffende nach Luxemburg durchgeführt.
Jeweils rund 50 Medienleute nahmen die Einladung des 
Presse- und Informationsamtes zum Medien-Sommertref-
fen am 27. Juni und zum Medien-Jahresabschluss am 19. 
Dezember an. Diese jährlich wiederkehrenden Anlässe 
bieten dem teilnehmenden Regierungsmitglied Gelegen-
heit, die Medien in ungezwungener Atmosphäre über 
Schwerpunkte der Regierungsarbeit zu informieren.

Beobachtung der Liechtenstein-Berichter-
stattung

Schwerpunkte der Berichterstattung in ausländischen 
Medien
Die Berichterstattung in den ausländischen Medien be-
fasst sich häufig mit Liechtenstein als Wirtschaftsstand-
ort und Finanzplatz. Zu den Schwerpunktthemen der Be-
richterstattung in ausländischen Medien gehörten, wie 
bereits schon im Vorjahr, die Berichte über den Wirt-
schaftsskandal bei der BAWAG (Bank für Arbeit und 
Wirtschaft) in Österreich, die verschiedene Stiftungen 
in Liechtenstein unterhielt, sowie der Korruptionsskan-
dal mit den «schwarzen Kassen» von Siemens, der u.a. 
aufgrund von Ermittlungen in Liechtenstein aufgedeckt 
wurde. Für Schlagzeilen sorgte die «Invasion» Liechten-
steins durch die Schweiz, als sich 170 Schweizer Soldaten 
am 1. März 2007 nachts und bei schlechtem Wetter über 
den Luziensteig auf Liechtensteiner Gebiet verirrten. Auf-
sehen erregte zudem das Tötungsdelikt eines Liechten-
steiner Polizisten an seinem Vater im August 2007.

Pressespiegel
Im Berichtsjahr wurden 183 (195) tagesaktuelle Pres-
sespiegel erstellt und intern (Landtag und Regierung) 
verteilt. Der Pressespiegel enthält eine Zusammenstel-
lung von interessanten, für Liechtenstein relevanten Mel-
dungen in der ausländischen Presse.

Die Presseausschnitte werden auf vertraglicher Basis 
von Medienbeobachtungsfirmen in elektronischer Form 
geliefert. Alle Presseausschnitte werden innerhalb der 
Landesverwaltung via Intranet zur Verfügung gestellt.

Landeskanal und Internet

Am Landeskanal wurden im Berichtsjahr folgende 
Sendungen ausgestrahlt: Staatsfeiertagsfilm (16. und 17. 
August), Kurzfilm über die Ausstellung «Lust for Live» im 
Kunstmuseum Liechtenstein (15. November, stündlich 
ab mittags) und Kurzfilm über den Liechtensteiner Fami-
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lientag (30. November, stündlich ab mittags). Im Auftrag 
des Landtagssekretariats wurden von einer Firma die 
Landtagseröffnung und die Landtagssitzungen als Ton-
sendungen mit Standbildern live übertragen. 

Unter www.pia.llv.li bietet das Presse- und Informati-
onsamt umfangreiche Informationen an. Insgesamt konn-
ten über 240 000 (260 000) Zugriffe verzeichnet werden. 
Sehr beliebt sind die Pressefotos und die Fotogalerie mit 
einem grossen thematisch gegliederten Angebot sowie 
die Pressemitteilungen. Über 9 (10) GB an Informationen 
wurde von den Besuchern heruntergeladen.

Informationsvermittlung

Rund 1700 (2400) Anfragen unterschiedlichster Art aus 
aller Welt gelangten an das Presse- und Informationsamt, 
der Grossteil auf elektronischem Weg. Rund 1300 An-
fragen konnten direkt vom Presse- und Informationsamt 
beantwortet werden; rund 400 wurden an die fachlich 
zuständigen Stellen zur Bearbeitung weitergeleitet. Die 
meisten Anfragen kamen aus Frankreich (560) Deutsch-
land (170) und den USA (160). Die Anfrager ersuchten 
vor allem um das Zusenden von Informations- oder Wer-
bematerial oder wünschten spezielle Informationen wie 
z.B. zu Einreise-, Aufenthalts- oder Wohnsitznahme-Be-
stimmungen.

Öffentliche Veranstaltungen

Der Staatsfeiertag wird von einem Organisationskomitee 
unter dem Vorsitz der Leiterin des Presse- und Informa-
tionsamtes durchgeführt. Das Volksfest am Staatsfeier-
tag verzeichnet jeweils über 30 000 Besucherinnen und 
Besucher und stellt somit den grössten Anlass in Liech-
tenstein dar. Das Volksfest im Zentrum von Vaduz ver-
mochte wiederum mit einem breit gefächerten Angebot 
an Musik, Unterhaltung und kulinarischen Genüssen so-
wie mit einem Feuerwerk als Abschluss zu begeistern. 

Kommissionen und Arbeitsgruppen

In verschiedenen Kommissionen, Arbeitsgruppen und 
bei Projekten wirkte (und wirkt) das Presse- und Informa-
tionsamt mit: Arbeitsgruppe Filmdokumentation, Arbeits-
gruppe Erscheinungsbild der Liechtensteinischen Lan-
desverwaltung, Arbeitsgruppe Landeskanal, Kommission 
Öffentlichkeitsarbeit der Internationalen Bodenseekon-
ferenz, Medienkommission (Geschäftsstelle), Landesfüh-
rungsstab, Projektgruppe Liechtenstein Dialog.

Ausländer- und Passamt

Amtsleiter: mag. oec. HSG Hans Peter Walch

Das Ausländer- und Passamt (APA) ist Anlaufstelle für alle 
ausländischen Staatsangehörigen, die sich in Liechtenstein 
aufhalten wollen, sei es zur Erwerbstätigkeit oder zur er-
werbslosen Wohnsitznahme. 

Grenzgänger aus der Schweiz sowie aus dem Europä-
ischen Wirtschaftsraum EWR haben sich zu melden, grund-
sätzlich steht ihnen jedoch das Recht auf eine Erwerbstätig-
keit in Liechtenstein zu. Nur eine beschränkte Anzahl von 
ausländischen Staatsangehörigen kann auch Wohnsitz in 
Liechtenstein nehmen. 

Im Berichtsjahr war neben dem üblichen Kerngeschäft die 
Erstellung eines Vernehmlassungsberichts zu einem Auslän-
dergesetz für das APA prioritär, nachdem die Schweiz ange-
kündigt hatte, auf 1. Januar 2008 ein neues Ausländergesetz 
in Kraft treten lassen zu wollen. Im November 2007 sandte 
die Regierung den Entwurf in die Vernehmlassung, nachdem 
vorab entschieden wurde, in Liechtenstein nicht mehr die ein-
schlägigen ausländerrechtlichen Regelungen der Schweiz zu 
übernehmen. Damit werden in Liechtenstein für einen derart 
zentralen Politikbereich eigenständige Rechtsvorschriften ge-
schaffen, die die Eigenheiten Liechtensteins und die künftige 
Einbindung in den Schengen-Raum berücksichtigen.

Kurz vor Jahresende verständigten sich die EFTA-Staaten 
im EWR mit der Europäischen Kommission nach langwie-
rigen Verhandlungen auf die Übernahme der Richtlinie zur 
Unionsbürgerschaft, welche die bisherigen Richtlinien zum 
Personenverkehr zusammenfasst und die Rechte der beteili-
gten Staatsangehörigen verstärkt.

Damit ist die wichtigste und mit einigem Aufwand ver-
bundene Aufgabe im Ausländerbereich für das kommende 
Jahr vorgegeben, wenn sowohl für Drittstaatsangehörige als 
auch für EWR- und schweizerische Staatsangehörige neue 
gesetzliche Regelungen in Kraft treten sollen. Das wichtigste 
Signal für beide Gruppen von ausländischen Staatsangehöri-
gen trotz teilweise unterschiedlichen Regelungen: Eine mög-
lichst umfassende Integration ist Voraussetzung für einen 
längerfristigen Aufenthalt in Liechtenstein. Der Staat fordert 
diese nicht nur ein, sondern fördert gezielt mit finanzieller 
Unterstützung das Erlernen der deutschen Sprache. 

Heimatschriften

Im Jahr 2007 wurden 1825 e-Pässe, auch bekannt als 
biometrische Reisepässe, ausgestellt. Anders als die 
Schweiz stellt Liechtenstein seit dem 26. Oktober 2006 
nur noch e-Pässe aus, die sich durch ein bisher uner-
reichtes Mass an Fälschungssicherheit auszeichnen. Die 
Personendaten sind dreifach abgespeichert, jede Art in 
sich mehrfach abgesichert. So kann beispielsweise der 
im Pass befindliche Chip nur einmal beschrieben wer-
den, ein Überschreiben ist unmöglich. 

Die Arbeiten für die Bereitstellung dieser neuen Ge-



54  |

PRÄSIDIUM

Ausgestellte…	 2007	 2006	 2005	 2004

Reiseausweise für anerkannte  

Flüchtlinge, inkl. Verlängerungen	 24	 11	 21	 6

Kostenpflichtige Ausflugscheine  

für den Kleinen Grenzverkehr  

FL - A und FL - D, ausgestellt  

durch das APA	 6	 8	 36	 14

Kostenlose Ausflugscheine für  

den Kleinen Grenzverkehr FL - A  

und FL - D, ausgestellt durch das 

APA für Schulen- und Altersausflüge	 88	 52	 53	 70 

Ausflugscheine für den Kleinen  

Grenzverkehr FL - A und FL - D,  

ausgestellt durch die Grenzwacht- 

posten	 774	 1 395	 1 630	 1 866 

Bearbeitete Anträge für Schweizer  

Pässe und Identitätskarten	 628	 902	 1 122	 918

Aufenthalt und Integration

Aufenthalt

Auslosung
Im Berichtsjahr fanden wiederum zwei Auslosungsrun-
den von Aufenthaltsbewilligungen für EWR-Staatsange-
hörige statt. An beiden Ziehungen nahmen jeweils rund 
300 Personen teil. Insgesamt erlangten schliesslich 44 
EWR-Bürger über die Auslosung eine Aufenthaltsbewil-
ligung für das Fürstentum Liechtenstein. Liechtenstein 
kommt mit den Auslosungen und der damit verbundenen 
Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen seinen EWR-
rechtlichen Verpflichtungen im Sinne der ausgehandel-
ten Sonderlösung, welche im Beschluss Nr. 191/1999 
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses festgelegt wurde, 
nach.

Vergabe durch die Regierung
Einmal pro Monat beschliesst die Regierung über die 
Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen an ausländische 
Staatsangehörige. Nach wie vor bewerben sich viele sehr 
gut qualifizierte Personen um einen Wohnsitz in Liech-
tenstein. 

Neuer Aufenthaltsausweis
Der derzeitige Ausländerausweis wird durch einen neuen, 
modernen Aufenthaltsausweis ersetzt. Der neue Aufent-
haltsausweis wird die Anforderungen an einen modernen 
Ausweis und an den Schengen-Acquis erfüllen und soll spä-
testens im Frühjahr 2009 eingeführt werden. Im Berichts-
jahr wurde das internationale Ausschreibungsverfahren 
abgeschlossen, bei welchem der Hersteller der bisherigen 
Identitätskarte, die Firma Trüb AG in Aarau, den Zuschlag 
erhielt. Der neue Aufenthaltsausweis wird im Kreditkarten-
format gehalten und mit einem Chip ausgestattet sein, wel-
cher dank digitaler Signatur die Erledigung von Amtsge-
schäften über das Internet ermöglichen wird.

neration von Reisepässen waren in technologischer Hin-
sicht besonders aufwändig. Im APA stehen heute zwei 
Einheiten von Personalisierungsinstrumenten, die es im 
Extremfall erlauben, einen Reisepass innert kürzester 
Zeit, d.h. in einer halben Stunde, auszustellen. Gemäss 
dem von der ICAO eingeforderten Grundsatz «one per-
son, one passport» werden keine Kindereintragungen 
mehr vorgenommen, da solche sowohl in der maschinen-
lesbaren Zone als auch auf dem integrierten Chip nicht 
gespeichert werden können.

Die Reisepässe der vorletzten Generation, farblich in 
Grün gehalten, konnten mit technisch einfachen Mitteln 
personalisiert werden und finden deshalb noch Einsatz 
in den schweizerischen Vertretungen für Notfälle, d.h. 
wenn einem liechtensteinischen Staatsangehörigen der 
Pass im Ausland abhanden kommt. In solchen Fällen ist 
das grössere Fälschungsrisiko vertretbar, da diese Pässe 
auch nur für eine kurze Zeit, üblicherweise für die be-
nötigte Zeit der Heimreise, ausgestellt werden. Im Jahr 
2007 waren dies 3 Notpässe und 3 Laissez-passer.

Liechtensteinische Identitätskarten
Die liechtensteinischen Identitätskarten in Kreditkarten-
format werden in der Schweiz hergestellt. Zwischen der 
Antragsstellung des Kunden und der Zustellung der Kar-
ten an den Kunden liegen ca. 10 Arbeitstage. Das APA 
verfügt nicht über die nötige Infrastruktur, um die Karten 
selbst herzustellen.

Schweizer Reisepässe und Identitätskarten
Seit Januar 2003 werden die Anträge für Schweizer Rei-
sepässe im APA EDV-technisch erfasst. Es kommt neu 
zu einem Quervergleich der bereits im Computer gespei-
cherten Daten einer Person und den Daten auf dem Hei-
matschein. Die beim APA hinterlegten Heimatscheine 
werden in jedem einzelnen Fall eigens für diesen Zweck 
ausgehoben. Allfällige Korrekturen werden dadurch un-
verzüglich im Programm vorgenommen.

Gleichzeitig werden seit Januar 2003 Anträge für 
Schweizer Identitätskarten beim APA in Liechtenstein 
entgegengenommen. Bisher mussten diese Anträge bei 
der Einwohnerkontrolle in Buchs gestellt werden. Die 
Bearbeitung der Anträge für die Identitätskarten erfolgt 
analog derjenigen für die Schweizer Pässe.

Einige Zahlen im Vergleich

Ausgestellte…	 2007	 2006	 2005	 2004

FL Reisepässe, 	 0	 1 954	 3 141	 6 637

davon e-Pässe 	 1 825	 221

Kindereinträge in FL Reisepässe	 0	 390	 498	 701

Dienstpässe	 8	 4	 4	 14

Diplomatenpässe	 11	 2	 36	 15

Identitätskarten	 2 789	 2 534	 2 449	 2 335

Staatsbürgerschaftsnachweise	 225	 256	 208	 227
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Verschiedene Bewilligungsarten im Vergleich zu den 
letzten Jahren
Nachfolgend wird die Entwicklung einiger Bewilligungen 
aufgezeigt. Die angegebenen Zahlen können von den in 
früheren Jahresberichten aufgeführten Zahlen abwei-
chen. Dies deshalb, weil sich die Zahlen durch nachträg-
liche Korrekturen verändern können. Dies geschieht bei-
spielsweise durch rückwirkende An- und Abmeldungen 
oder durch Bewilligungserteilungen, welche zum Zeit-
punkt der Auswertung noch hängig waren.

Unselbständige Grenzgänger (Grenzgängermeldebe-
stätigungen, Grenzgängerbewilligungen, Bewilli-
gungen in Briefform)
Der Bestand der meldepflichtigen Grenzgänger belief 
sich per 31.12.2007 auf 10 649 Personen. Per 31.12.2006 
waren 9922 Grenzgänger in Liechtenstein tätig. Damit 
stieg der Bestand an Grenzgängern um 727 Personen, 
was einen Anstieg von 7 % bedeutet und das kräftige 
Arbeitsplatzwachstum widerspiegelt. 

Die Anzahl der neu gemeldeten Grenzgänger stieg 
im Vergleich zum Jahr 2006 um 10 % auf 4960. Dies 
zeigt, dass im Bereich der Grenzgänger eine sehr hohe 
Volatilität herrscht. Die Ursache dafür liegt auch darin, 
dass eine Grenzgängermeldebestätigung ihre Gültigkeit 
verliert, wenn nicht innert 5 Wochen nach Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses ein neues eingegangen wird. 
Damit kann es vorkommen, dass eine Person mehrmals 
im Jahr eine Grenzgängermeldebestätigung erhält.

Da sich schweizerische Grenzgänger beim APA nicht 
zu melden haben, wird deren Bestand aufgrund der Mel-
dungen beim Liechtensteinischen Unternehmungsregi-
ster (LUR) beim Amt für Volkswirtschaft im Nachhinein 
eruiert und publiziert. 

Bestand GrenzgängerInnen in Liechtenstein (ohne 
Schweizer Staatsangehörige mit unselbständiger Tätig-
keit in Liechtenstein)

per	 Anzahl

31.12.2007	 10 649

31.12.2006	 9 922

31.12.2005	 9 564

31.12.2004	 8 939

31.12.2003	 8 620

Neue bestätigte bzw. bewilligte Grenzgängertätig-
keiten pro Jahr

Jahr	 Anzahl

2007	 4 960

2006	 4 519

2005	 4 238

2004	 4 709

2003	 4 189

Grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung, 
dauernde grenzüberschreitende Geschäftstätigkeit
Gegenüber dem Jahr 2006 haben die grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungen um rund 42 % zugenommen.

Dienstleistungserbringer haben die Möglichkeit, an-
stelle einer Bewilligung eine Bestätigung über eine län-
gere Dauer zu erhalten, wenn diese nicht in Liechten-
stein übernachten.

Der Bestand an Personen, welche eine dauernde 
grenzüberschreitende Geschäftstätigkeit (GDG) in Liech-
tenstein ausüben, veränderte sich im Berichtsjahr kaum. 
Im Rahmen dieser Bestätigung ist es EWR- und CH-
Grenzgängern möglich, in Liechtenstein Einzelfirmen zu 
eröffnen und auf diese Art und Weise kontinuierlich am 
Geschäftsleben Liechtensteins teilzunehmen.  

Neue grenzüberschreitende Dienstleistungserbrin-
gungen (Bestätigungen und Bewilligungen) pro Jahr

Jahr	 Anzahl Bestätigungen	 Anzahl Bewilligungen	 Total

2007	 1 139	 114	 1 253

2006	 801	 79	 880

2005	 936	 66	 1 002

2004	 290	 430	 720

2003	 496	 209	 705

Bestand von Personen, die mittels einer Bewilligung 
bzw. Bestätigung grenzüberschreitend und dauernd 
am Wirtschaftsleben Liechtensteins teilnehmen

per	 Anzahl

31.12.2007	 177

31.12.2006	 178

31.12.2005	 162

31.12.2004	 128

31.12.2003	 106

Kurzaufenthalter
Im Berichtsjahr wurden 79 Kurzaufenthaltsbewilligungen 
(L-Bewilligungen) mehr als im Vorjahr erteilt. Dies ent-
spricht einer Steigerung um knapp 9 %.
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Erteilte L-Bewilligungen

	 EU/EWR	 CH	 Drittstaaten	 Total

2007	 423	 43	 540	 1 006

2006	 307	 36	 584	 927

2005	 311	 36	 580	 927

2004	 380	 26	 522	 928

2003	 580	 36	 514	 1 130

2002	 707	 30	 462	 1 199

Aufenthaltsbewilligungen
Im Berichtsjahr wurden 486 Aufenthaltsbewilligungen 
erteilt. Der grösste Teil davon macht der Familiennach-
zug aus, gemäss welchem 345 Personen einen Aufenthalt 
in Liechtenstein bekamen. 105 Aufenthaltsbewilligungen 
wurden zum Stellenantritt und 36 zur erwerbslosen 
Wohnsitznahme in Liechtenstein erteilt. 

Aufgrund der bilateralen Verträge mit der Schweiz 
und dem EWR werden nur noch in sehr wenigen Fällen 
Aufenthaltsbewilligungen zur Erwerbstätigkeit an Ange-
hörige eines Drittstaates erteilt. Als Drittstaaten gelten 
Staaten, mit welchen Liechtenstein keine völkerrecht-
lichen Verträge bezüglich des Personenverkehrs hat.

Erteilte B-Bewilligungen nach Grund und Herkunft

	 CH	 EWR	 Dritt	 Total

Stellenantritt (Vergabe,  

Ersatzanstellung, Auslosung)	 16	 88	 1	 105

Familiennachzug  

(inkl. Lebenspartner)	 95	 164	 86	 345

erwerbslose Wohnsitznahme,   

Humanitäre, Anerkannte  

Flüchtlinge	 10	 21	 5	 36

Total	 121	 273	 92	 486

Bestand an B-Bewilligungen

per	 Anzahl

31.12.2007	 4 406

31.12.2006	 4 376

31.12.2005	 4 420

31.12.2004	 4 409

31.12.2003	 4 284

Niedergelassene
Aus fremdenpolizeilicher Sicht bietet die Niederlas-
sungsbewilligung, verglichen mit der Aufenthaltsbewil-
ligung, im Falle des Beibehalts der Bewilligung sowie 
von aufenthaltsbeendenden Massnahmen Vorteile. Im 
privat- und gewerberechtlichen Bereich hingegen hat 
die Niederlassungsbewilligung für EWR- und Schweizer 
Staatsangehörige sehr an Attraktivität eingebüsst. Die 
Niederlassungsbewilligung stellt heute beispielsweise 
für diese Personengruppen keine Voraussetzung mehr 
für die Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit 

oder etwa einem Eigentumserwerb dar. Der Wunsch, 
eine Niederlassungsbewilligung zu erhalten, hat da-
her bei EWR- sowie Schweizer Staatsangehörigen stark 
nachgelassen. Zudem wirken sich die Einbürgerungen, 
vor allem jene ausländischer Ehepartner und -partne-
rinnen von Liechtensteinern und Liechtensteinerinnen, 
direkt auf die Anzahl der Niederlassungsbewilligungen 
aus. Die Frist für den Erhalt der liechtensteinischen 
Staatsbürgerschaft und diejenige für den Erhalt der Nie-
derlassungsbewilligung weicht in diesen Fällen nur ge-
ringfügig voneinander ab. Der Antrag auf die Niederlas-
sungsbewilligung bleibt deshalb öfters aus

Bestand C-Bewilligungen

	 EU/EWR	 CH	 Dritt	 Total

2007	 3 150	 2 581	 1 446	 7 177

2006	 3 169	 2 663	 1 462	 7 294

2005	 3 122	 2 726	 1 397	 7 245

2004	 3 141	 2 785	 1 304	 7 230

2003	 3 114	 2 719	 1 233	 7 066

Integration

Im Berichtsjahr hat die Diskussion über die Integration 
der ausländischen Wohnbevölkerung europaweit und 
auch in Liechtenstein in den Medien breiten Raum einge-
nommen. Dazu kann bemerkt werden, dass schon lange 
bevor das Wort Integration in aller Munde war, Liech-
tenstein ohne grosses Aufsehen, aber dafür doch mit ei-
nigem Erfolg die ausländischen Staatsangehörigen in-
tegriert hat. Dies im Wesentlichen dadurch, dass auch 
die ausländischen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in 
Liechtenstein an den gesetzlich verankerten staatlichen 
Leistungen partizipieren konnten. Zusätzlich wurden 
schon früh Massnahmen zur Förderung des Spracher-
werbs von fremdsprachigen Kindern ergriffen. Das APA 
bekam mit der im Jahr 2005 in Kraft getretenen, kom-
plett erneuerten Personenverkehrsverordnung (PVO) 
die Möglichkeit, die Integration von Ausländern direkt 
finanziell zu fördern. Ziel ist es dabei, dass die liechten-
steinische und ausländische Wohnbevölkerung auf der 
Basis gemeinsamer Grundwerte und der rechtstaatlichen 
Ordnung in gegenseitiger Achtung und Toleranz zusam-
men leben. Eine grundlegende Voraussetzung hierfür ist, 
dass sich die ausländischen Staatsangehörigen mit den 
gesellschaftlichen Verhältnissen in Liechtenstein ausei-
nander setzen und über ausreichende Sprachkenntnisse 
verfügen. Im Berichtsjahr förderte das APA aus dem 
Budget zur Förderung der Integration acht Projekte mit 
insgesamt CHF 73 700.-. Zudem wurde die Integrations-
massnahme «Deutsch lernen – wir unterstützen Sie» im 
August gestartet. In nur vier Monaten konnten rund 100 
Personen mit 120 Deutschkursen gefördert werden. Ins-
gesamt 48 geförderte Kurse betrafen Personen, welche 
bereits über fünf Jahre Wohnsitz in Liechtenstein haben 
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und 21 Kurse wurden von Personen besucht, welche seit 
über zehn Jahren in Liechtenstein wohnen. Dies zeigt, 
dass die Förderung mit  einem Gutschein in der Höhe 
von CHF 200.- ihre Wirkung nicht verfehlt und doch be-
achtlich viele fremdsprachige Bewohner Liechtensteins 
zum Besuch eines Deutschkurses motivierte. 

Grossen Stellenwert wird die Integration auch im 
neuen Ausländergesetz erhalten. Sie ist ein zentrales 
Anliegen des Staates und nimmt entsprechend breiten 
Raum in der Gesetzesvorlage ein.

Recht, administrative Massnahmen 

Kontrolltätigkeit 
Die Abteilung Recht ist seit 1. April 2007 mit zwei Aussen-
dienstmitarbeitern verstärkt worden. Sie kontrollieren die 
Einhaltung der Bewilligungs- und Meldevorschriften von 
im Land tätigen und wohnhaften ausländischen Staats-
angehörigen. Damit sollen illegale Aufenthaltsverhält-
nisse und Fälle von Lohndumping verhindert werden. 

181 Fahndungsaufträge wurden erledigt. Dabei wur-
den 103 Personen wegen Verstössen und Vergehen im 
Rahmen ihrer Aufenthaltsbewilligung und 57 Personen 
wegen Aufnahme einer Arbeit ohne Bewilligung kontrol-
liert. Die Tätigkeit umfasste weiter auch die Kontrolle 
von Wohnungen, Abklärungen bei Verdacht auf Schein-
ehe, die Einhaltung der Ausreisefrist und andere Sach-
verhalte mehr.

Grenzüberschreitende Dienstleistungen GDL
Verstärktes Augenmerk wurde auf die Tätigkeit von Schwei-
zer Dienstleistungserbringern in Liechtenstein gelegt, nach-
dem die Schweiz die einseitig erlassenen so genannten 
flankierenden Massnahmen auch liechtensteinischen Dienst-
leistungserbringern gegenüber zur Anwendung brachte. 

Zusammenarbeit mit der Landespolizei und dem Amt 
für Volkswirtschaft
Mit der Landespolizei, Kommissariat Fahndung, ist wö-
chentlich ein Kontrolltag eingeplant. Diese Unterstüt-
zung ermöglicht Kontrollen von grösserem Ausmass. 
Total 214 Firmen und 386 ausländische Mitarbeiter wur-
den kontrolliert, davon 23 Firmen aus Liechtenstein, 45 
Dienstleister aus dem EWR Raum und 146 Dienstleister 
aus der Schweiz. Von diesen 146 Dienstleistern versties-
sen 90 gegen die Melde- bzw. Bewilligungsvorschriften. 
Hilfestellung leistet die Polizei auch bei so genannten 
Milieu-Kontrollen, d.h. Kontrollen von ausländischen Ar-
beitnehmerinnen in Nachtlokalen. 

Mit dem Amt für Volkswirtschaft wurde vereinbart, 
dass von den Aussendienstmitarbeitern des APA kontrol-
liert wird, ob ausländische Dienstleistungserbringer auch 
über die vom AVW ausgestellte Bewilligung zur grenzü-
berschreitenden Dienstleistungserbringung verfügen. 
Dies ist ohne grösseren Mehraufwand im Zuge der üb-
lichen Kontrolltätigkeit am Ort der Dienstleistungser-
bringung möglich.

Vollzug
Ferner verarbeitete die Abteilung Recht 331 Meldungen 
der Landespolizei (Strafanzeigen) oder der Strafgerichte 
(strafgerichtliche Verurteilungen) wegen eines Verbre-
chens oder Vergehens:
–	90 Personen mit Wohnsitz im Inland mussten infolge 

strafgerichtlicher Verurteilung wegen eines Verbre-
chens oder Vergehens verwarnt (ermahnt) werden.

–	35 Verfahren von Personen mit Wohnsitz im Inland 
sind noch bei der Staatsanwaltschaft pendent.

–	3 Personen mit Wohnsitz im Ausland wurden zufolge 
einer strafgerichtlichen Verurteilung im Inland durch 
die zuständige Behörde in der Schweiz verwarnt.

–	23 Personen mit Wohnsitz im Ausland wurden zur Ge-
währleistung der inneren Ordnung und Sicherheit mit 
einer befristeten oder unbefristeten Einreisesperre für 
die Schweiz und Liechtenstein belegt.

–	180 inländische Strafverfahren wurden den zustän-
digen kantonalen Einwohnerdiensten und/oder der zu-
ständigen Behörde in der Schweiz aufgrund der Ab-
kommen über die Zusammenarbeit mit der Schweiz 
gemeldet.

Ordnungsbussen, Verwaltungsstrafbote und Exekuti-
onsverfahren
Die Abteilung Recht verhängte 259 Ordnungsbussen we-
gen Missachtung der Meldevorschriften für Grenzgänger 
oder infolge von Unterlassungen anderer Meldepflichten 
(z.B. Adressänderungen) nach den Vorschriften der PVO. 
Es wurden 61 Exekutionsverfahren wegen fälliger und 
unbezahlter Gebührenrechnungen durchgeführt.

Verfahrenshilfe, Wegweisungen, Einreisesperren
Es wurden 21 Entscheidungen und 8 Verwaltungsbote 
wegen Abweisung von Gesuchen oder Anordnung von 
Massnahmen (Widerruf der Bewilligung oder Andro-
hung der Ausweisung) erlassen. In vier Verfahren war 
häusliche Gewalt unter Ehegatten zu berücksichtigen. 
Es wurden vier Gesuche um Verfahrenshilfe entschie-
den, wobei zwei bewilligt und zwei abgewiesen wurden. 
Insgesamt wurden 21 Personen weg gewiesen, die über 
keine Einreise- und Aufenthaltsberechtigung verfügten. 
Infolge schwerer Missachtung der Vorschriften über Ein-
reise und Aufenthalt oder schwerer Straftaten wurden 23 
Einreisesperren mit Gültigkeit für Liechtenstein und die 
Schweiz verfügt.

Grenzüberschreitende und internationale 
Zusammenarbeit Personenverkehr

Zusammenarbeit mit der Schweiz
Seit dem Abschluss des EWR-Abkommens unterste-
hen die meisten ausländischen Staatsangehörigen dem 
EWR-Acquis über die Personenfreizügigkeit und der 
Sonderlösung für Liechtenstein und nicht mehr den 
schweizerischen Bestimmungen. Trotzdem ist  die Zu-
sammenarbeit mit den Nachbarkantonen und dem Bun-
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desamt für Migration nach wie vor eng. Ausdruck dafür 
ist auch die Einbindung Liechtensteins, respektive des 
Ausländer- und Passamts, in die gesamtschweizerische 
Vereinigung der Chefs der Migrationsbehörden (VKM) 
und der Vereinigung der ostschweizerischen Fremden-
polizeichefs (VOF). Am 14. und 15. Juni 2007 weilten 
Letztere zur Jahreskonferenz in Vaduz. 

Einsitz in verschiedenen Gremien im In- und Ausland
Wie jedes Jahr standen auch im Jahr 2007 mehrere Tref-
fen zur Migrationsthematik im Ausland an. Es handelte sich 
dabei um die Teilnahme an Sitzungen der Arbeitsgruppe 
«Arbeitnehmerfreizügigkeit und Beschäftigung» sowie 
des «Fachausschusses für die Freizügigkeit von Arbeit-
nehmern» in Brüssel. Letztere Sitzungsteilnahme beschäf-
tigte sich insbesondere mit den Entwicklungen im Zusam-
menhang mit der Anwendung der Übergangsmassnahmen 
im Bereich der Freizügigkeit von Arbeitnehmern mit Staats-
angehörigkeit einer der neuen EU-Mitgliedstaaten sowie 
der Annahme eines Kooperationsverfahrens zwischen dem 
Fachausschuss und der Europäischen Kommission über 
Fragen der Anwendung des europäischen Rechts. Die erst-
genannte Arbeitsgruppe ist zusammen mit der Arbeits-
gruppe «Soziale Sicherheit» und «Gegenseitige Anerken-
nung von Diplomen» dem Subkomitee III, Personenverkehr, 
zugeordnet. Schwerpunktmässig wurde dort über die Ent-
sendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen, neue (nicht EWR-relevante) Richtlini-
envorschläge betreffend Migration von hoch qualifizierten 
Arbeitnehmern sowie gemeinsamen Regeln für Drittstaats-
angehörige, als auch über die geplanten Umsetzungsvor-
haben von Norwegen, Island und Liechtenstein bezüglich 
der ins EWR-Abkommen zu übernehmenden «Unionsbür-
gerschafts-Richtlinie» (RL 2004/38/EG vom 29. April 2004 
über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienange-
hörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten) beraten.

Auch im Berichtsjahr 2007 hatte Liechtenstein, ver-
treten durch den Leiter des APA, den Vorsitz in den Sub-
komitees II, III und IV inne, also in jenen Gremien, in 
denen die Übernahme der Rechtsakte von der Europä-
ischen Union (EU) im Bereich des Freien Kapital-, Dienst-
leistungs- und Personenverkehrs sowie im Bereich der 
Flankierenden und Horizontalen Politik in den Europä-
ischen Wirtschaftsraum (EWR) verhandelt wird. An den 
8 Sitzungen in Brüssel wurden 156 Rechtsakte behandelt 
und deren 130 in den EWR übernommen.  

Im Weiteren erfolgten zwei Teilnahmen an Sitzungen 
des CDMG (= Europäisches Komitee für Wanderarbeit-
nehmer) in Strassburg, welches dem Europarat zugeord-
net ist. Das APA nahm ebenfalls an der Vorstellung des 
2. und 3. Länderberichts unter der Antirassismuskonven-
tion vor dem UN-Ausschuss zur Beseitigung von Rassen-
diskriminierung (CERD) in Genf teil.

Landesintern hatte das APA Einsitz in der Arbeits-
gruppe gegen Rassismus, Antisemitismus und Fremden-
feindlichkeit (3 Arbeitsitzungen) und nahm am Runden 

Tisch Menschenhandel unter Vorsitz der Landespolizei 
teil (9 Arbeitssitzungen). Im Runden Tisch Menschen-
handel wurde im Wesentlichen ein liechtensteinischer 
Leitfaden zur Bekämpfung von Menschenhandel (Zu-
ständigkeiten und Abläufe) erarbeitet sowie an den Vor-
bereitungen eines Präventionsprojektes für potentielle 
Opfer von Menschenhandel gearbeitet.

Ein Arbeitstreffen der OSZE (Organisation für Zusam-
menarbeit und Sicherheit in Europa) in Wien, an welchem 
der Amtsleiter teilnahm, hatte die Entwicklung der Reise-
dokumente zum Gegenstand. Die noch stärkere Verwen-
dung von biometrischen Merkmalen zeichnet sich ab. 

Das APA nimmt als direkt betroffenes Amt intensiv an 
den Vorbereitungen der Verhandlungen zu einem allfäl-
ligen Beitritt Liechtensteins am Schengen/Dublin–Acquis 
teil. In die Zuständigkeit des APA fallen insbesondere 
der Dublin-Acquis, d.h. die Frage nach dem zuständigen 
Land für die Durchführung eines Asylverfahrens, die Eu-
rodac-Datenbank, das dublinet, sowie Teile des Schen-
gen-Acquis, wie die Erteilung von Visa und die Grenz-
kontrollen. Mit dem Wunsch, zeitgleich mit der Schweiz 
im November 2008 Schengen-Mitglied zu werden, kon-
kretisieren sich die Aufgaben. 

So zeichnen sich nun auch deutlich die Art und Weise 
der künftigen Zusammenarbeit mit der Schweiz in den 
Bereichen Grenzüberwachung, Aufenthalt und Visum
erteilung – alles Bereiche, die künftig zum grossen Teil 
für beide Staaten durch den Schengen-Acquis geregelt 
werden – ab. Eine Rahmenvereinbarung soll künftig 
Grundlage für spezielle Vereinbarungen auf Behördene-
bene in diesen drei Bereichen bilden. 

Der Amtsleiter ist ferner Vorsitzender der Arbeits-
gruppe zur Integration von Muslimen, welche im Be-
richtsjahr 3 Sitzungen durchführte.

An einem Ministertreffen der OSZE gegen Intoleranz 
und Diskriminierung von Muslimen am 9. und 10. Okto-
ber 2007 in Cordoba, Spanien konnte sich der Amtsleiter 
über die in Europa getroffenen und beabsichtigten Mass-
nahmen zur Integration von Muslimen informieren.

Am Global Forum on Migration vom 9. bis 11. Juli 
2007 in Brüssel diskutierten mehrere hundert Teilnehmer 
über die weltweite Migration und deren Auswirkungen 
im Allgemeinen und die nationalen Massnahmen im Spe-
ziellen. Solche Treffen dienen der Orientierung und Ab-
stützung der nationalen Zuwanderungspolitik und ver-
mögen immer wieder wertvolle Impulse zu geben.

Asyl und Flüchtlinge

Weiterer Rückgang der Asylgesuche 
Im Jahr 2007 wurden 32 Asylgesuche registriert, dies 
entspricht einem Rückgang von 15 Gesuchen (- 31.9 %) 
gegenüber dem Jahr 2006. Der Bestand der Personen im 
Asylbereich hat um 11 Personen (- 44 %) auf 14 abge-
nommen. 

Im abgelaufenen Jahr erhielten 2 Personen Asyl, 4 
Personen aus dem Asylbereich erhielten aus humani-
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tären Gründen eine Aufenthaltsbewilligung. 8 Personen 
wurden vorläufig aufgenommen. Deren Asylgesuche 
wurden zwar abgewiesen, eine Rückführung in ihre Hei-
mat ist auf absehbare Zeit aber nicht möglich. 4 Asylbe-
werber aus Somalia haben Liechtenstein zwischenzeit-
lich verlassen und halten sich in anderen europäischen 
Ländern auf. 

Während in den Nachbarländern Liechtensteins die 
Zahl der Asylgesuche ebenfalls abnahm, stieg die Anzahl 
in anderen Staaten an. Letzteres lässt sich mit dem er-
höhten Migrationsdruck aus afrikanischen Ländern, der 
systematischen Erfassung der Bootsflüchtlinge sowie mit 
veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen (Schwe-
den und Dänemark) erklären.   

Asylgesuche 
Wie die nachstehenden Darstellungen zeigen stammen 
die registrierten Gesuchsteller aus 18 verschiedenen 
Staaten (2006: 15), der grösste Teil aus Russland und 
den übrigen GUS-Staaten (total 8 Gesuche). 

Viele Asylsuchende tauchen nach der ersten Befra-
gung oder nach der Abnahme der Fingerabdrücke un-
ter und reisen illegal in ein anderes europäisches Land 
weiter (2007: 16 Personen). Wirtschaftliche oder private 
Gründe sowie der Umstand, dass Liechtenstein noch 
nicht Mitglied von Schengen/Dublin ist, sind die Haupt-
gründe für die Gesuchstellung. Atypischerweise wurden 
auch wieder Asylgesuche aus EU-Mitgliedsländern ge-
stellt, nämlich deren 5 (je 1 Gesuch aus Deutschland, 
Bulgarien und der Tschechischen Republik, 2 Gesuche 
aus Polen). Die EU-Staaten gelten allgemein als sichere 
Drittstaaten weshalb die Voraussetzung für die Erteilung 
von Asyl kaum gegeben ist.

Wiederaufbauhilfe
Mit der Wiederaufbauhilfe wurde ursprünglich die Rück-
kehr von Personen unterstützt, denen Liechtenstein we-
gen der Bürgerkriege im ehemaligen Jugoslawien Schutz 
gewährte. Der Schwerpunkt der Wiederaufbauhilfe lag 
dabei in der Wiederherstellung der Infrastruktur (Häu-
ser, Wohnungen, Schulen, Gesundheitszentren, Strom- 
und Wasserversorgung etc.). Rückkehrer erhielten teils 
auch individuelle wirtschaftliche Hilfe. In den letzten 
Jahren verlagerte sich der Schwerpunkt der geförderten 
Projekte auf die Unterstützung von ethnischen Minder-
heiten, Frauen und Jugendlichen. Es handelt sich dabei 
praktisch ausnahmslos um Projekte, welche die lokalen 
Strukturen verbessern und Menschen vom Verlassen 
ihres Heimatlandes abhalten sollen.

Diesem Aspekt wurde bei der Schaffung des Gesetzes 
über die Internationale Humanitäre Zusammenarbeit 
und Entwicklung (IHZEG) Rechnung getragen, indem 
die bisherige Wiederaufbauhilfe neu auf «Internationale 
Flüchtlings- und Migrationshilfe» ausgeweitet wurde. 
Sie wird neben der humanitären Hilfe und der Wieder-
aufbauhilfe auch die bilaterale Zusammenarbeit bein-
halten. Der westliche Balkan soll und wird ein Schwer-

punkt bleiben, da diese Region inzwischen nicht mehr 
nur Herkunfts-, sondern auch Transitland für Migranten 
geworden ist. Gedacht ist auch an Projektfinanzierungen 
an Staaten oder Regionen , welche bis heute nicht unter-
stützt wurden (z.B. Maghreb-Staaten oder Naher Osten), 
um damit einen Beitrag zur Minimierung der illegalen 
Migration zu leisten. 

Schwerpunkte der Wiederaufbauhilfe im Jahre 2007 
waren die Fortsetzung eines Minderheitenprojektes im 
Kosovo und ein Beitrag Liechtensteins an die Migrati-
onspartnerschaft Westlicher Balkan 2007 bis 2009 des 
Bundesamtes für Migration (BFM). Mit dieser Unterstüt-
zung leistet Liechtenstein einen wichtigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stabilität in die-
ser Region. Schwerpunkte sind der migrationspolitische 
Dialog mit den zentralen Behörden dieser Region, die 
Fortsetzung der individuellen Rückkehrhilfe und Struk-
turhilfe. Liechtenstein plant, für den Zeitraum 2007 bis 
2009 einen Beitrag von CHF 1.5 Mio. an die Migrations-
partnerschaft zu leisten.

Weiters wurden Beiträge für Renovationen und Neu-
bauten von Kindergärten und Schulen, Beiträge an Schul-
bildungsprojekte für Roma-Jugendliche und an eine Be-
tagtenbetreuung gesprochen. Der weitaus grösste Teil 
der Projektfinanzierungen erfolgte in der Region des 
westlichen Balkans (Bosnien und Herzegowina, Serbien 
inkl. Kosovo und Mazedonien). 

Asylgesuche nach Herkunftsstaaten
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Regierungskanzlei

Stabsstellenleiter: lic. ès sc. pol. Norbert Hemmerle

Im Berichtsjahr machten die Tagesgeschäfte einen Gros-
steil der Arbeit in der Regierungskanzlei aus. Daneben bil-
deten vor allem die Programmvorbereitungen für Interreg 
IV Arbeitsschwerpunkte. Die Führung der Geschäfte der 
Regierungskanzlei erfolgte selbständig durch die stellver-
tretende Leiterin, Anita Senti (ab Dezember Peter Sele), un-
ter der Aufsicht des Regierungssekretärs.

Kanzleiaufgaben

In der Regierungskanzlei sind die Bereiche Regierungs-
kanzlei mit dem Schalter, die Registratur, die Telefon-
zentrale sowie die Beratungs- und Beschwerdestelle 
zusammengefasst. Die Kanzlei ist Ausgabestelle für ver-
schiedene Publikationen der Regierung wie Staatska-
lender und Rechenschaftsbericht sowie Drucksachen 
im Gesetzgebungsprozess wie Vernehmlassungen, Be-
richte und Anträge der Regierung an den Landtag, Re-
ferendumsvorlagen, Landesgesetzblätter. Zudem ist sie 
Bewilligungsbehörde für diverse Themenbereiche.

Tagesgeschäfte
Die Beratungen und Hilfeleistungen, die von allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Regierungskanzlei, der 
Telefonzentrale und der Registratur geleistet werden, kön-
nen nicht oder nur schwer statistisch erfasst werden, sind 
aber ein sehr wichtiger Teil der täglichen Arbeit. Sie sind 
in den folgenden Ausführungen deshalb nicht enthalten.

Drucksachen
Die Regierungskanzlei koordiniert die Publikation des 
Rechenschaftsberichtes und des Staatskalenders. Die 
Drucksachen erschienen im Berichtsjahr zum ersten Mal 
nach den Vorgaben der anfangs 2006 in Kraft gesetzten 
Gestaltungsrichtlinien der Regierung.
–	Der Rechenschaftsbericht 2006 wurde Anfang Mai 

2007 fertig gestellt.
–	Der Staatskalender wurde im Juli 2007 publiziert. Der 

Staatskalender wird auch im Internet in einer regelmässig 
aktualisierten Fassung als PDF-Download zur Verfügung 
gestellt. Auf der Internet-Seite www.rk.llv.li ist der Staats-
kalender das am häufigsten abgerufene Dokument.

Versand im Abonnement	 2007	 2006

(Anzahl Abonnenten per 31.12.2007)

–	Landesgesetzblätter	 246	 268

–	chronologische Sammlung (gebunden)	 96	 106

–	Systematische Sammlung der  

liechtensteinischen Rechtsvorschriften (LR)	 126	 124

–	EWR-Register	 71	 70

–	Rechenschaftsberichte	 191	 216

In der Auflistung nicht erfasst sind alle Drucksachen, 
welche am Schalter bezogen oder telefonisch bestellt 
und verschickt wurden. Darunter fallen vor allem Lan-
desgesetzblätter, Berichte und Anträge der Regierung 
an den Landtag, Vernehmlassungen, Publikationen der 
Regierung wie Staatskalender, Rechenschaftsberichte, 
EWR-Register, LR sowie diverse Antragsformulare, Li-
sten und Verzeichnisse.

Beglaubigungen	 2007	 2006

–	Apostillen	 16 075	 13 555

–	Superbeglaubigungen	 745	 1 155

–	Beglaubigungen Total	 16 820	 14 710

Bewilligungen	 2007	 2006

Bewilligungen für das Offenhalten von  

Geschäften an Sonn- und Feiertagen		

–	Einzelbewilligungen	 21	 20

–	Halbjahresbewilligungen	 4	 5

–	Jahresbewilligungen	 30	 29

Aufführungsbewilligungen		

–	Konzerte, Unterhaltungsanlässe,  

Sportveranstaltungen, Ausstellungen	 59	 89

–	Tanzshows in Dancings  

(Monatsbewilligungen)	 81	 84

Lottomatches	 86	 90

Hausierbewilligungen	 5	 14

Konzessionen	 2007	 2006

–	Konzessionen für den Kleinhandel mit  

nicht gebrannten alkoholischen Getränken	 55	 52

–	Konzessionen für den Kleinhandel mit  

gebrannten alkoholischen Getränken	 48	 45

Bewilligungen	 2007	 2006

Wappengesetz		

–	Anfragen, Ablehnungen, Anzeigen,  

Verwarnungen	 16	 30

–	Erteilte Bewilligungen	 7	 7

Im Berichtsjahr wurden keine neuen Bewilligungen nach 
dem Gesetz über die Zulassung von Dolmetschern und 
Übersetzern vor liechtensteinischen Gerichten und Ver-
waltungsbehörden erteilt. Auf der von der Regierungs-
kanzlei geführten und im Internet unter www.rk.llv.li pu-
blizierten Liste waren per 31.12.2007 somit elf Personen 
geführt, welche die Sprachen Englisch, Französisch, Italie-
nisch, Russisch, Weissrussisch und Ukrainisch abdecken.
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Rechtshilfe in Zivilsachen	 2007	 2006

– Weiterleitung an FL-Botschaft bzw.  

an ausländische Behörden 	 60	 42

–	Zustellungen	 106	 89

	 davon Amtshilfe	 5	 23

Anerkennung ausländischer Zivilstandsereignisse
Im Ausland eingetretene Zivilstandsereignisse (Ehe-
schliessung, Ehescheidung, Adoption, Vaterschaftsaner-
kennung) werden von der Regierungskanzlei anerkannt. 
Die genauen Zahlen können dem Bericht des Zivilstand-
samtes entnommen werden.

Politische Volksrechte

Die Regierungskanzlei nimmt alle Aufgaben im Zusam-
menhang mit den politischen Volksrechten, d.h. mit 
Wahlen und Abstimmungen, wahr. Im Jahr 2007 fan-
den keine Wahlen oder Abstimmungen auf Landesebene 
statt. Bei den Gemeindewahlen im Januar 2007 war die 
Regierungskanzlei vor allem organisatorisch tätig.

Diverses

Interreg IV A
Im Januar 2006 wurde von den Programmverantwort-
lichen eine international besetzte Programmierungsgruppe 
«Interreg Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein 2007–2013» 
eingerichtet.

Der stellvertretende Leiter der Regierungskanzlei ist 
Mitglied der Programmierungsgruppe und nimmt auch 
den Einsitz Liechtensteins im Lenkungsausschuss wahr. 
Zu den Aufgaben gehört unter anderem die Funktion als 
Informations- und Anlaufstelle.

Weiters sind in diesem Gremium vertreten: Das Amt 
der Vorarlberger Landesregierung, Bregenz, für Öster-
reich; die Ostschweizer Regierungskonferenz (ORK) – Se-
kretariat, Kanton St. Gallen, für die Schweizer Kantone; das 
Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruk-
tur, Verkehr und Technologie, München, für den Freistaat 
Bayern; die Regierung von Schwaben, Augsburg, für den 
Regierungsbezirk Schwaben und das Regierungspräsi-
dium Tübingen für das Land Baden-Württemberg. 

An den zwei Sitzungen des Lenkungsausschusses im 
August und November 2007 wurden 104 Projektskizzen 
behandelt und deren Förderfähigkeit beurteilt. Die An-
zahl der geförderten Projekte kann zu diesem Zeitpunkt 
nicht angegeben werden, da diverse Abklärungen und 
Verhandlungen noch im Gange sind 

Beratungs- und Beschwerdestelle
Die Beratungs- und Beschwerdestelle ist Anlauf- und 
Auskunftsstelle für rat- und hilfesuchende Personen. Sie 
übernimmt meist die Funktion einer Triage zwischen 
der Bevölkerung und den zuständigen Regierungs- und 
Amtsstellen, wo qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter spezifische Auskünfte erteilen können. Es wen-
den sich aber auch Personen an die Beratungs- und Be-
schwerdestelle, welche auf Grund von Entscheidungen 
von Amtsstellen nach deren Entscheidungsgrundlagen 
suchen. Sie möchten sich an einer «neutralen» Stelle 
nach den gesetzlichen Hintergründen erkundigen.

Die von der Beratungs- und Beschwerdestelle ent-
gegengenommenen Anfragen betrafen Auskünfte zu Tä-
tigkeiten in einzelnen Amtsstellen. Weil auch die Regie-
rungskanzlei oft Anlaufstelle für allgemeine Auskünfte ist 
und die Beratungs- und Beschwerdestelle personell in 
die Regierungskanzlei integriert ist, sind die Übergänge 
fliessend. Viele Anfragen und Hilfeleistungen werden 
deshalb nicht statistisch erfasst.

Rechtsdienst der Regierung

Amtsleiterin: Dr. iur. Marion Frick-Tabarelli

Die Aufgaben des Rechtsdienstes bestehen gemäss Verord-
nung LGBl. 1987 Nr. 5 idgF schwerpunktmässig aus den 
Bereichen 1. Ausarbeitung von Rechtsgutachten zuhanden 
der Regierung, 2. legistische Überprüfung von Rechtsvor-
schriften und 3. Publikation der Landesgesetzblätter. Da-
neben ist der Rechtsdienst für eine Vielzahl weiterer An-
gelegenheiten zuständig, wie bspw. für die innerstaatliche 
Umsetzung von Sanktionsmassnahmen, die Bereinigung der 
Anlagen zum Zollvertrag und zu den anderen Verträgen mit 
der Schweiz, die Kontrolle der Unterhaltsbevorschussungen 
als Vertreter des öffentlichen Rechts sowie die Aktualisie-
rung und Betreuung der verschiedenen Rechtsdatenbanken, 
wie insbesondere der auf der Website www.gesetze.li ange-
botenen Gesetzesdatenbank LILEX. Schliesslich unterstützt 
der Rechtsdienst die Regierung durch seine Mitarbeit in 
zahlreichen Arbeitsgruppen und Kommissionen.

Im Berichtsjahr wurden wiederum zahlreiche Rechts-
gutachten unterschiedlichen Umfangs erstattet. Sie stan-
den meist in engem Zusammenhang mit Gesetzgebungs-
vorhaben oder aktuellen Fragestellungen der Regierung 
und betrafen sämtliche Bereiche der liechtensteinischen 
Rechtsordnung.

Im Legistikbereich sind vorrangig zu nennen die Total-
revisionen bzw. umfassenden Revisionen im Bereich der 
Verwaltungs- und Gerichtsorganisation (Richterdienstge-
setz, Gerichtsorganisationsgesetz), der Finanz- und Wirt-
schaftsgesetzgebung (Finanzhaushaltsgesetz, Gesetz über 
die Finanzkontrolle, Finanzkonglomeratsgesetzgebung, 
Bankengesetzgebung/MiFID), des öffentlichen Auftragswe-
sens (ÖAWG, ÖAWSG), der Berufsbildung und Berufsaner-
kennung (Berufsbildungsgesetz, Berufsqualifikation-An-
erkennungs-Gesetz, Gesetz über die Berufsausübung der 
im Bauwesen tätigen Ingenieure und der Architekten), des 
Strassenverkehrsrechts (u.a. Fahrlehrerverordnung, Chauf-
feurverordnung), des Strafprozessrechts (Reform der Un-
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tersuchungshaft), der Energie und Umwelt (Energieeffizi-
enzgesetz, Umweltschutzgesetz, Emissionshandelsgesetz, 
Landes-Mobilitätsmanagement-Gesetz) sowie die Gesetz-
gebung im Bereich der Landwirtschaft (u.a. Milchmengen-
regelungsgesetz, Sömmerungsverordnung), der sozialen 
Sicherheit (Pensionsversicherungsgesetz), der Gesundheit 
(u.a. Gesundheitsgesetz, Tabakpräventionsgesetz) und des 
Gesellschaftsrechts (u.a. Stiftungsrecht). Besonders her-
vorzuheben sind auch die zahlreichen Sanktionsmassnah-
men gegenüber verschiedenen Staaten, die insbesondere 
wegen der bestehenden Sensibilität in Sachen Finanzplatz 
Liechtenstein und Terrorismusbekämpfung vom Rechts-
dienst durch Ausarbeitung entsprechender Sanktionsver-
ordnungen umgehend innerstaatlich umgesetzt wurden.

Das Opferhilfegesetz, welches unter der Federführung 
des Rechtsdienstes ausgearbeitet wurde, wurde im Juni 
vom Landtag verabschiedet.

Statistische Kurzübersicht

Bearbeitete Akten� 504

Herausgegebene Landesgesetzblätter� 365

Begutachtete Rechtsvorschriften� 350

Rechtsgutachterliche Stellungnahmen� 51

Unterhaltsvorschussfälle� 80

Nachlieferungen LR� 4

Register zur LR� 2

Textausgaben� 2

Bereinigung der Anlagen� 2

Ausbildung Praktikanten� 7

Personalbestand
Das Rechtsdienst-Team umfasste im Berichtsjahr 2007 
insgesamt sieben Juristinnen und Juristen zu 600 Stel-
lenprozenten und eine Sekretärin/Sachbearbeiterin.

Der Rechtsdienst hat im Jahr 2007 sechs Rechtsprak-
tikanten und einen Ferialpraktikanten ausgebildet.

Aufgaben gemäss Rechtsdienst-Verordnung
Im Berichtsjahr 2007 wurden vom Rechtsdienst insge-
samt 504 neue Akten, insbesondere für rechtsgutachter-
liche Stellungnahmen, legistische Belange und grössere 
Verwaltungsaufgaben bearbeitet.

Rechtsgutachterliche Stellungnahmen
Der Rechtsdienst hat 51 schriftliche Rechtsabklärungen 
(Gutachten, Stellungnahmen, Äusserungen zu Vernehm-
lassungsberichten, usw.) von unterschiedlichem Umfang 
erarbeitet. Es handelt sich dabei vor allem um Abklä-
rungen zuhanden der Regierung bzw. der verschiedenen 
Ressorts. Daneben wurde eine Vielzahl von mündlichen 
Beratungen und Auskunftserteilungen vorgenommen, 
die statistisch nicht eigens erfasst werden.

Legistische Überprüfungen
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 350 Rechtsvorschriften 
(insbesondere Gesetzesvorlagen in Berichten und Anträ-

gen, Verordnungsentwürfe usw.) legistisch begutachtet. 
Einige der wichtigsten und komplexesten Legistikprojekte 
wurden eingangs erwähnt. Die legistische Begutachtung 
durch den Rechtsdienst umfasst gemäss Regierungsbe-
schluss vom 18. Juli 2006 (RA 2006/1942–0030) die for-
melle Überprüfung der definitiven Entwürfe zu Rechtsvor-
schriften auf der Grundlage der Legistischen Richtlinien 
sowie die materielle Kontrolle in Bezug auf offensichtliche 
Unstimmigkeiten rechtlicher und inhaltlicher Natur. Da-
mit verbunden sind regelmässige Besprechungen mit den 
zuständigen Sachbearbeitern/innen sowie die Mitarbeit in 
verschiedenen Kommissionen und Arbeitsgruppen.

Schliesslich wurden auch im Legistikbereich im Vor-
feld der eigentlichen Begutachtung durch den Rechts-
dienst eine Vielzahl von mündlichen Beratungen, In-
formationen und Auskünften vorgenommen, die nicht 
eigens vermerkt wurden.

Herausgabe der Liechtensteinischen Landesgesetz-
blätter
365 Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen, Finanz-
beschlüsse, Staatsverträge usw.) im Umfang von 3297 
Seiten wurden legistisch aufbereitet, publikationstech-
nisch formatiert und im Liechtensteinischen Landesge-
setzblatt (LGBl.) kundgemacht. Besonders aufwendig 
sind vor allem die Staatsverträge und Rechtsvorschriften 
mit tabellarischen Anhängen sowie die Umsetzung des 
EWR-Rechtes.

In Zusammenhang mit dieser Publikationstätigkeit 
hat der Rechtsdienst an allen Landtagssitzungen teilge-
nommen.

Sanktionsmassnahmen der Vereinten Nationen und 
der Europäischen Union gegenüber anderen Staaten
Der Rechtsdienst hat die Aufgabe, im Rahmen der Um-
setzung von Verpflichtungen aus Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates und aus Embargomassnahmen der EU 
Detailabklärungen hinsichtlich notwendiger Umset-
zungsmassnahmen vorzunehmen, Entwürfe zu entspre-
chenden liechtensteinischen Rechtsvorschriften zu ver-
fassen und dem Ressort Äusseres zur Antragstellung zu 
unterbreiten (RA 99/2929-9714.3/3/1).

Im Jahr 2007 waren einerseits die Sanktionen gemäss 
den Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Na-
tionen bzw. den Beschlüssen der UN-Sanktionenkomitees 
gegenüber Personen und Organisationen mit Verbin-
dungen zu Usama bin Laden, der Gruppierung «Al-Qaida» 
oder den Taliban, Iran, Liberia, Côte d’Ivoire, Kongo und 
Sudan sowie andererseits die Sanktionen aufgrund der 
Gemeinsamen Standpunkte des EU-Rates gegenüber 
Myanmar, Usbekistan und Simbabwe umzusetzen. Der 
Rechtsdienst nahm die erforderlichen Überprüfungen vor 
und arbeitete zum Zwecke der innerstaatlichen Umset-
zung insgesamt 29 Sanktionsverordnungen aus.

Aufgrund der staatsvertraglichen Bindungen mit der 
Schweiz mussten dabei insbesondere die gestützt auf 
den Zollvertrag und die Fremdenpolizeilichen Vereinba-
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rungen in Liechtenstein anwendbaren schweizerischen 
Rechtsvorschriften miteinbezogen werden.

Nebst dieser rechtlichen Abstimmung mit der 
Schweiz berücksichtigte der Rechtsdienst auch die ent-
sprechenden Umsetzungsbestimmungen der Europä-
ischen Union, insbesondere die aufgrund Gemeinsamer 
Standpunkte des Rates erlassenen Durchführungsver-
ordnungen, die von Liechtenstein mitgetragen wurden.

Die jeweiligen Resolutionen bzw. Beschlüsse wurden 
umgesetzt gegenüber:
–	Personen und Organisationen mit Verbindungen zu 

Usama bin Laden, der Gruppierung «Al-Qaida» oder 
den Taliban mit Verordnungen vom 30. April 2007,  
8. Mai 2007, 22. Mai 2007, 12. Juni 2007, 26. Juni 
2007, 17. Juli 2007, 14. August 2007, 21. August 2007,  
4. September 2007, 18. September 2007, 25. Septem-
ber 2007, 9. Oktober 2007, 23. Oktober 2007, 30. Okto-
ber 2007 und 20. November 2007 (LGBl. 2007 Nr. 91, 
LGBl. 2007 Nr. 112, LGBl. 2007 Nr. 125, LGBl. 2007 
Nr.135, LGBl. 2007 Nr.150, LGBl. 2007 Nr. 172, LGBl. 
2007 Nr. 203, LGBl. 2007 Nr. 217, LGBl. 2007 Nr. 242, 
LGBl. 2007 Nr. 243, LGBl. 2007 Nr. 251, LGBl. 2007 
Nr. 256, LGBl. 2007 Nr. 259, LGBl. 2007 Nr. 282 und 
LGBl. 2007 Nr. 307);

–	Iran mit Verordnungen vom 13. Februar 2007 und  
3. April 2007 (LGBl. 2007 Nr. 29 und LGBl. 2007 Nr. 66);

–	Liberia mit Verordnungen vom 8. Mai 2007 und 4. Dezem-
ber 2007 (LGBl. 2007 Nr. 113 und LGBl. 2007 Nr. 316);

–	Côte d’Ivoire mit Verordnung vom 6. Februar 2007 
(LGBl. 2007 Nr. 27);

–	der Demokratischen Republik Kongo mit Verordnungen 
vom 13. Februar 2007, 3. April 2007, 14. August 2007 
und 25. September 2007 (LGBl. 2007 Nr. 28, LGBl. 2007 
Nr. 65, LGBl. 2007 Nr. 201 und LGBl. 2007 Nr. 252);

–	Sudan mit Verordnung vom 14. August 2007 (LGBl. 
2007 Nr. 200);

Daneben wurden im Jahre 2007 auf der Grundlage von 
Gemeinsamen Standpunkten des EU-Rates und seiner 
Durchführungsverordnungen autonom Sanktionen ver-
hängt gegenüber:
–	Myanmar mit Verordnung vom 22. Mai 2007 (LGBl. 

2007 Nr. 126);
–	Usbekistan mit Verordnung vom 29. Mai 2007 und  

20. November 2007 (LGBl. 2007 Nr. 127 und LGBl. 
2007 Nr. 308);

–	Simbabwe mit Verordnung vom 14. August 2007 (LGBl. 
2007 Nr. 202).

Im Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung 
haben sich insbesondere hinsichtlich der Resolution 
1373 (2001) des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen weitere Umsetzungsverpflichtungen ergeben, die 
auch im Jahre 2007 eine enge Zusammenarbeit des 
Rechtsdienstes mit der speziell hiefür eingesetzten Ko-
ordinationsgruppe «Terrorismusbekämpfung» erforder-
lich machten. In diesem Zusammenhang ist vor allem 
die Mitarbeit des Rechtsdienstes im Bereich der Terro-

rismusfinanzierung anlässlich des IWF-Assessments in 
Liechtenstein hervorzuheben.

Schliesslich ist noch auf die Beteiligung des Rechts-
dienstes in der von der Regierung am 11. März 2003 ein-
gesetzten Arbeitsgruppe betreffend Neuregelung und 
Koordination des Vollzugs von Sanktionen hinzuweisen. 
Ein entsprechender Gesetzesentwurf ist im Jahre 2007 
in die Vernehmlassung geschickt worden und soll nach 
Auswertung der Vernehmlassungsergebnisse voraus-
sichtlich in der ersten Hälfte des Jahres 2008 dem Land-
tag vorgelegt werden.

Gesetzgebungsprojekt
Die Arbeiten am Opferhilfegesetz konnten erfolgreich 
abgeschlossen werden. Nach der Verabschiedung der 
Totalrevision in der Schweiz am 23. März 2007 wur-
den letzte Anpassungen der Vorlage vorgenommen und 
die Stellungnahme entsprechend überarbeitet. Dadurch 
konnte dem Ziel der vollumfänglichen Nutzbarmachung 
der schweizerischen Literatur und Rechtsprechung in 
jenen Bereichen, in denen sich das Opferhilfegesetz an 
der schweizerischen Rezeptionsvorlage orientiert, weit-
gehend entsprochen werden. Im Mai wurde die Stel-
lungnahme zu Handen des Landtags fertiggestellt. Am 
22. Juni wurde das Opferhilfegesetz vom Landtag in 2. 
Lesung beraten und verabschiedet.

Bereinigung der Anlagen zu den Verträgen mit der 
Schweiz
Im Rahmen der regelmässig stattfindenden Bereini-
gungen der Anlagen zum Zollvertrag, zum Währungs-
vertrag, zum Patentschutzvertrag, zu den Vereinba-
rungen über die Stempelabgaben und betreffend die 
Zusammenarbeit im Bereich der Zivilluftfahrt sowie zu 
den Fremdenpolizeilichen Vereinbarungen wird vom 
Rechtsdienst in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Ämtern die Anwendbarkeit schweizerischen Rechts in 
Liechtenstein überprüft und die bereinigten Anlagen 
kundgemacht.

Sechzehnte Bereinigung 2006/2007
Schwerpunkt dieser mit LGBl. 2007 Nr. 77 bis 82 kund-
gemachten Anlagenbereinigung (Stand: 31. Dezember 
2006) bildete die vorgezogene Bereinigung der neuen 
schweizerischen Zollgesetzgebung, SR 631.0f., per 30. 
April 2007. Mit der Integration dieser Revision in die 16. 
Bereinigung (Anlage I zum Zollvertrag) wurde gewähr-
leistet, dass das Zollrecht in Liechtenstein gleichzeitig 
mit der Schweiz am 1. Mai 2007 in Kraft treten konnte.

Siebzehnte Bereinigung 2007
Ausserdem konnte die siebzehnte Bereinigung mit Stand 
30. Juni 2007 zum erfolgreichen Abschluss gebracht und 
am 17. Dezember 2007 publiziert werden (LGBl. 2007 
Nr. 323 bis 328).

Wichtigste Themen dieser Bereinigung waren u.a. 
die neue schweizerische Transplantationsgesetzgebung, 
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SR 810.21f, sowie die CO2-Gesetzgebung, SR 641.71f., 
die zu prüfen und in die Anlage I zum Zollvertrag aufzu-
nehmen waren. Weiters sind neue Verordnungen zum 
schweizerischen Tierseuchengesetz, SR 916.443.10f., 
hervorzuheben.

Vertreter des öffentlichen Rechts gemäss Unterhalts-
vorschussgesetz (UVG)
Seit dem Jahre 1990 (Regierungsbeschluss vom 30. Ja-
nuar 1990 zu RB 448/110/90 idF des Beschlusses vom 4. 
April 1995 zu RA 95/1313) übt der Rechtsdienst als Ver-
treter des öffentlichen Rechts das Beschwerderecht im 
Sinne des Unterhaltsvorschussgesetzes, LGBl. 1989 Nr. 
47, aus und ist insbesondere auch für die Antragstellung 
bezüglich Rückzahlungs- und Ersatzpflichten zuständig.

Die Zahl der durch den Rechtsdienst als Vertreter 
des öffentlichen Rechts zu betreuenden Unterhaltsvor-
schussakten belief sich im Berichtsjahr auf 80 Fälle. Der 
Rechtsdienst erhob in einem Fall Rekurs, erstattete zwei 
Gegenäusserungen und stellte in zwei weiteren Fällen 
Antrag auf Ersatz zu Unrecht gewährter Unterhaltsvor-
schüsse.

Systematische Sammlung der liechtensteinischen 
Rechtsvorschriften (LR)
Dem Rechtsdienst obliegt die Koordination, insbeson-
dere hinsichtlich der Ausführung (Form und Inhalt) der 
LR samt Nachlieferungen, des Registers zur LR sowie 
der Textausgaben.

Die Systematische Sammlung wurde im Berichtsjahr 
um einen Ordner auf 39 Ordner erweitert (23 Ordner 
Landesrecht, 16 Ordner Staatsvertragsrecht) und mit 4 
Nachlieferungen aktualisiert.
Im Jahr 2007 hat der Rechtsdienst zwei neue Register zu der 
Systematischen Sammlung der liechtensteinischen Rechts-
vorschriften mit Stand 1. Juli 2007 (bis LGBl. 2007 Nr. 150) 
bzw. 1. Januar 2008 (bis LGBl. 2007 Nr. 365) herausgege-
ben – überdies Textausgaben der Verfassung in deutscher 
und englischer Sprache (Stand 1. Januar 2007) sowie eine 
Textausgabe des Steuerrechts (Stand 1. Juli 2007).

Gesetzesdatenbank LILEX unter www.gesetze.li
Im Berichtsjahr wurde die vom Rechtsdienst auf der 
Website www.gesetze.li angebotene Gesetzesdatenbank 
LILEX wiederum monatlich aktualisiert. Die Datenbank 
ermöglicht dem Rechtsanwender die unentgeltliche 
Volltextsuche im gesamten Bestand der Systematischen 
und der Chronologischen Sammlung des Liechtenstei-
nischen Landes- und Staatsvertragsrechts.
Die Webseite www.gesetze.li verzeichnete im Jahre 2007 
einen Anstieg der Besucherzahl auf durchschnittlich 191 
(nicht identische) Besucher pro Tag. Laut Webstatistik 
wurden im Berichtsjahr auf der Webseite insgesamt 
375 802 Detail-Abfragen getätigt und 232 508 Doku-
mente aufgerufen.

Rechtsdienst online
Seit Februar 2006 ist der Rechtsdienst der Regierung mit 
seinem Internetauftritt im Portal der Liechtensteinischen 
Landesverwaltung bzw. unter www.rdr.llv.li online. Die 
Homepage bietet nicht nur einen Einblick in sämtliche 
Tätigkeitsgebiete des Rechtsdienstes, sondern ermögli-
cht es dem Anwender auch, die neuesten Landesgesetz-
blätter bereits am Tage ihrer Kundmachung einzusehen 
und herunterzuladen oder diese per Newsletter zu abon-
nieren.

Auch das jeweils aktuelle Register zur Systema-
tischen Sammlung (LR) und die neuesten Textausgaben 
werden auf der Webseite des Rechtsdienstes unentgelt-
lich angeboten.

Stabsstelle EWR

Stabsstellenleiterin: Dr. iur. Andrea Entner-Koch, 
LL.M.

Die Tätigkeiten der Stabsstelle EWR können vereinfacht in 
drei Hauptgruppen eingeteilt werden: Koordinationsaufga-
ben bei der Übernahme und der Umsetzung von neuem 
EWR-Recht, Ansprechstelle für die EFTA-Überwachungs-
behörde (ESA) und Unterstützung und Beratung der Regie-
rung in EWR-Angelegenheiten. Zur Erfüllung dieser Auf-
gaben wurden verschiedene Koordinierungsverfahren und 
-instrumente eingeführt, deren Überwachung und Steue-
rung der Stabsstelle EWR obliegen. Diese beziehen nicht 
nur die Landesverwaltung sondern auch Interessenver-
bände, Experten und Behörden in anderen Mitgliedstaaten, 
insbesondere deren Vertretungen in Brüssel, mit ein. 

Übernahme und Umsetzung von neuem 
EWR-Recht

Übernahme von EWR-Recht
Sämtliche zur Übernahme anstehenden EU-Rechtsakte 
werden von den Fachexperten der Ämter und ergänzend 
von der Stabsstelle EWR auf die jeweiligen faktischen 
und rechtlichen Auswirkungen hin überprüft. Wo erfor-
derlich, werden im Zuge einer Übernahme in das EWR-
Abkommen entsprechende Anpassungen an den Rechts-
akten vorgenommen. Diese Überprüfung umfasst auch 
die Abklärung, ob die Übernahme des betreffenden EU-
Rechtsaktes die Zustimmung des Landtages erfordert. 
Alle Vorarbeiten für die EWR-Kommission des Landtages 
werden von der Stabsstelle EWR koordiniert und die ent-
sprechenden Unterlagen bereitgestellt. Die EWR-Kom-
mission des Landtages hat im Jahr 2007 insgesamt 416 
EU-Rechtsakte behandelt (ergänzend wird auf den Bericht 
der EWR-Kommission des Landtages verwiesen).

Im Jahr 2007 wurden durch 170 Beschlüsse des Ge-
meinsamen EWR-Ausschusses 416 EU-Rechtsakte über-
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nommen, womit sich die Zahl der rechtsverbindlichen 
EU-Rechtsakte im EWR-Abkommen auf insgesamt 5110 
erhöht hat. Von den 416 neuen EU-Rechtsakten unter-
lagen insgesamt 10 dem Zustimmungserfordernis des 
Landtages gemäss Art. 8 Abs. 2 Landesverfassung. Diese 
entstammen den Bereichen Gesellschaftsrecht, Energie, 
Finanzdienstleistungen, Umweltschutz, Anerkennung 
von beruflichen Qualifikationen, Aufenthaltsrecht. 

Umsetzungsquote
Die ins EWR-Abkommen übernommenen EU-Rechts-
akte verlangen in vielen Fällen eine Umsetzung ins 
liechtensteinische Recht. Die Koordination der dies-
bezüglichen Arbeiten erfolgt über die zweimal jährlich 
erstellten EWR-Arbeitslisten für die Ressorts, anhand 
welcher die Regierung den von der Stabsstelle EWR 
aufgezeigten Handlungsbedarf zur Kenntnis nimmt und 
die entsprechenden Massnahmen für eine rechtzeitige 
Umsetzung gutheisst. Die EU-Staaten haben sich ver-
pflichtet, eine Umsetzungsquote von 98.5 % anzustre-
ben. In Liechtenstein liegt die Umsetzungsquote derzeit 
bei 98,4 % (2007: 99 %). Das zeigt, dass Liechtenstein 
ein verlässlicher Partner im Europäischen Integrations-
szenario ist. 

Umsetzungsdefizite
Umsetzungsdefizite bestehen derzeit in den Bereichen 
Umwelt, Arbeitsrecht, Technische Vorschriften, Normen, 
Prüfung und Zertifizierung, Verkehr und Energie.

Umsetzungserfolge
Im Bereich Telekommunikation konnte im Mai 2007 eine 
Vollumsetzung des Telekompaketes notifiziert werden. 

Im Bereich Finanzdienstleistungen konnte die Um-
setzung der Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheit 
sowie die Umsetzung der Richtlinie 2002/87/EG über 
Finanzkonglomerate und die Umsetzung der Richtlinie 
2003/41/EG betreffend Pensionsfonds abgeschlossen 
werden. Zudem konnten in diesem Bereich noch die Um-
setzungsarbeiten betreffend die Marktmissbrauchsricht-
linie 2003/6/EG und die Prospektrichtlinie 2003/71/EG 
abgeschlossen werden.
Mit der Abänderung des Gesetzes über die Rechtsan-
wälte, des Gesetzes über die Patentanwälte, des Gesetzes 
über die Treuhänder sowie des Gesetzes über die Wirt-
schaftsprüfer und Revisionsgesellschaften wurde den 
EWR-rechtlichen Anforderungen an die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen Rechnung getragen. Ebenso 
wurden die in den erwähnten Gesetzen aufgeführten 
Wohnsitzerfordernisse mit der Niederlassungs- und Ar-
beitnehmerfreizügigkeit in Einklang gebracht.

Im Bereich Energie und Bauwesen konnte durch den 
Erlass eines neuen Energieausweisgesetzes sowie durch 
die Abänderung der Energieverordnung die Umsetzung 
der Richtlinie 2002/91/EG über die Gesamtenergieeffizi-
enz von Gebäuden abgeschlossen werden.

In Bezug auf das Gesellschaftsrecht konnte die Richt-

linie 2003/58/EG über Offenlegungspflichten von Gesell-
schaften bestimmter Rechtsformen und die Richtlinie 
2003/72/EG betreffend Beteiligungen an der Europä-
ischen Genossenschaft umgesetzt werden.

Im Bereich Umwelt wurde mit dem Gesetz über 
die Strategische Umweltprüfung (SUPG) die Richtlinie 
2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme in liechtensteinisches 
Recht übernommen. Zudem konnte die Umsetzung der 
Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel 
mit Treibhausgas-Emissionszertifikaten mit dem Erlass 
des Emissionshandelsgesetzes (EHG) weitgehend abge-
schlossen werden. Weiters konnte in intensiver Zusam-
menarbeit mit dem Amt für Umweltschutz (AFU) sowie 
der ESA erreicht werden, dass Letztere noch vor Start 
der Handelsperiode 2008 – 2012 den liechtensteinischen 
Allokationsplan (NAP) gutgeheissen hat.

Ansprechstelle für die EFTA-Überwachungsbehörde
Die ESA kontrolliert die rechtzeitige und inhaltlich kor-
rekte Umsetzung und Anwendung des EWR-Rechts in 
den EWR/EFTA-Staaten. Die Stabsstelle EWR fungiert 
in diesem Zusammenhang als direkter Ansprechpartner. 
Im Jahr 2007 waren bei der ESA neben verschiedenen 
Auskunftsersuchen auch 8 formelle Mahnschreiben (Let-
ters of Formal Notice), 5 begründete Stellungnahmen 
(Reasoned Opinions) und zwei Klagen gegen Liechten-
stein beim EFTA-Gerichtshof hängig. Diese betrafen ins-
besondere die Bereiche Diplomanerkennung, Soziale 
Sicherheit, Niederlassungsfreiheit, Umwelt, Arzneispe-
zialitäten, Telekommunikation, Finanzdienstleistungen 
und Transport. 

EFTA-Gerichtshof
Die Stabsstelle EWR vertritt die Regierung auch in Ver-
fahren vor dem EFTA-Gerichtshof sowie dem Europä-
ischen Gerichtshof (EuGH). Im Jahr 2007 entschied der 
EFTA-Gerichtshof in drei liechtensteinischen Fällen 
(E-5/06, E-6/06 und E-1/07). In E-5/06 hat der EFTA-Ge-
richtshof verkündet, dass das liechtensteinische Wohn-
sitzerfordernis für die Hilflosenentschädigung gemäss 
dem Gesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) gegen 
das EWR-Abkommen verstösst. In E-6/06 verurteilte der 
EFTA-Gerichtshof Liechtenstein wegen verspäteter Um-
setzung der Richtlinie 2002/49/EG über Umgebungs-
lärm. Schliesslich hat der EFTA-Gerichtshof in E-1/07 auf 
Ersuchen des Fürstlichen Landgerichts zur EWR-Konfor-
mität des Rechtsanwaltszwangs im Rahmen des Dienst-
leistungsverkehrs sowie zur direkten Anwendbarkeit von 
EWR-Richtlinien eine gutachterliche Stellungnahme ab-
gegeben. In all diesen Verfahren hat die Stabsstelle EWR 
im Auftrag der Regierung schriftlich sowie mündlich vor 
dem EFTA-Gerichtshof interveniert.

Ein gutes Abschneiden Liechtensteins bei der Erfül-
lung der EWR-Verpflichtungen liegt  im Gesamtinteresse 
des Landes. Vertragsverletzungsverfahren beeinträchti-
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gen nicht nur das politische Ansehen des Landes, son-
dern verursachen auch einen enormen Arbeitsaufwand 
für die Stabsstelle EWR bzw. die Verwaltung allgemein. 
Die Stabsstelle EWR ist daher in ihrer Koordinationsauf-
gabe bemüht, die Zusammenarbeit innerhalb der Lan-
desverwaltung zu intensivieren sowie die internen Ar-
beitsabläufe stetig zu überprüfen und zu verbessern.

Unterstützung und Beratung der Regierung in EWR-
Angelegenheiten

In einer vom Europarecht zunehmend tangierten Ver-
waltung ist die Stabsstelle EWR zentrale Anlaufstelle bei 
EWR-rechtlichen Fragen. Die Stabsstelle EWR erstellt in 
diesem Zusammenhang Gutachten im Auftrag der Regie-
rung oder wirkt in verschiedenen Arbeitsgruppen bera-
tend oder als Vorsitz mit (z.B. Dienstleistungsrichtlinie).

Eine weitere zentrale Aufgabe der Stabsstelle EWR 
liegt darin, EWR-rechtliche Kenntnisse all jenen Lan-
desangestellten zu vermitteln, die durch ihre Arbeit mit 
dem Europarecht in Berührung kommen. Die Stabsstelle 
EWR führt zu diesem Zweck alljährlich eine allgemeine 
EWR-Schulung für die Landesangestellten bzw. lau-
fend spezielle EWR-Schulungen für die Experten in den 
Ämtern durch. Des Weiteren wurde 2007 erneut ein LLV-
internes Seminar zur aktuellen Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs (EuGH) organisiert.

Weiters ist die Stabsstelle EWR der «Nationale IMI 
Koordinator» im von der EU-Kommission geschaffenen 
Binnenmarktinformationssystem, welches der EWR-wei-
ten Erleichterung der Verwaltungszusammenarbeit in 
bestimmten Bereichen dienen soll.

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit
Nicht unerwähnt bleiben sollen die zahlreichen Infor-
mations- und Dokumentationsdienstleistungen für die 
Öffentlichkeit, welche von der EWR-Dokumentation der 
Stabsstelle EWR wahrgenommen werden. Ihr obliegt u. a. 
die kontinuierliche Führung der EWR-Rechtssammlung 
und des EWR-Registers sowie die Betreuung der Inter-
netseite der Stabsstelle EWR (www.sewr.llv.li) und des 
EWR-Teils im Liechtenstein-Portal (www.liechtenstein.
li), welcher unter dem Menüpunkt «Staat / Europäischer 
Wirtschaftsraum (EWR)» zu finden ist. Hervorzuhe-
ben sind die drei von der Stabsstelle EWR angebote-
nen Newsletter: vierteljährlich erscheint der «Newsletter 
SEWR-News» (sobald eine neue Ausgabe der Onlinepu-
blikation «SEWR-News», welche aktuelle Themen zum 
EU/EWR-Recht behandelt und vierteljährlich heraus-
gegeben wird, verfügbar ist). Bei Bedarf erscheint der 
«Newsletter EWR-Register» (nach jeder Aktualisierung 
der Onlineausgabe des EWR-Registers) und der «News-
letter EU-Programme» (bei Einlangen von Aufforde-
rungen zur Einreichung von Vorschlägen für laufende 
Projekte von EU-Programmen, an denen Liechtenstein 
im Rahmen des EWR-Abkommens teilnimmt). Alle drei 
Newsletter können unter www.sewr.llv.li (Rubrik: Allge-
meines / Newsletter) abonniert werden.

Darüber hinaus wird die Informationstätigkeit auch durch 
Vorträge bei öffentlichen und privaten Organisationen 
wahrgenommen. Das System der EWR-Kontaktpersonen, 
bei welchem die Interessensverbände über neue Entwick-
lungen im EWR-Recht informiert werden bzw. die Mög-
lichkeit haben, Stellungnahmen zu neuen EU-Rechtsakten 
abzugeben, wurde auch im Jahr 2007 mit Erfolg weiter-
geführt. Die Stabsstelle EWR ist zudem Kontaktstelle für 
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen, welche 
sich durch ausländische Behörden in ihren Rechten ge-
mäss EWR-Abkommen beschränkt fühlen. In diesem Zu-
sammenhang beteiligt sich die Stabsstelle EWR auch am 
EWR-weiten Problemlösungsnetz «SOLVIT».

Stabsstelle für Kommunikation 
und Öffentlichkeitsarbeit
Stabsstellenleiterin: Dr. Gerlinde Manz-Christ

Die mit RA 2001/2262-0333 vom 7. August 2001 einge-
richtete Stabsstelle für Kommunikation und Öffentlichkeits-
arbeit ist dem Regierungschef direkt unterstellt.

Die Stabsstelle hat die nachhaltige Öffentlichkeitsar-
beit für Liechtenstein mit dem Kommunikationskonzept II 
(2005–2009) kontinuierlich fortgesetzt und weiter ausge-
baut. Schwerpunkte der Umsetzung des Konzepts waren 
2007 die  Pflege internationaler Medienkontakten, gezielte 
Einladungen von Medienvertretern nach Liechtenstein, 
Liechtenstein-Sonderbeiträgen und -Artikeln  in den Ziel-
märkten, Erarbeitung und Publikation zahlreicher ziel-
gruppenspezifischer Informationstexte, sowie Erarbeitung 
themenspezifischer Kommunikationskonzepte. Dadurch 
konnte der Multiplikatoreffekt der professionellen Darstel-
lung des Landes Liechtenstein weiter verstärkt und wieder 
zahlreiche  positive Medienberichte verzeichnet werden.

Kommunikationskonzept
Als oberstes Ziel des Kommunikationskonzeptes wurde zu 
Beginn die Nachhaltigkeit und verstärkte Integration aller 
Kräfte in der Öffentlichkeitsarbeit für das Fürstentum Liech-
tenstein definiert. Alle Massnahmen der Stabsstelle im Be-
reich der Öffentlichkeitsarbeit stehen im Kontext zum vorlie-
genden gesamtheitlichen Kommunikationsmodell – ergänzt 
und verfeinert durch Kommunikationskonzept II für das 
Land Liechtenstein (2005-2009) – und sind entsprechend 
abgestimmt. Die sechs Kernbotschaften werden konse-
quent mit Informationen aus der Regierungstätigkeit ausge-
staltet und kommuniziert, z.B. mit dem einmal wöchentlich 
erscheinenden «Thema der Woche» sowie TV- und Online-
Medientauglichem Bildmaterial auf  www.liechtenstein.li.

Aktive Kommunikation
Die Stabsstelle hat im Jahr 2007 schwerpunktmässig in-
ternationale Medienkontakte mit ca. 50 Hintergrundge-
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sprächen gepflegt, ca. 15 Artikel und Gastkommentare 
verfasst und Interviews in deutscher, englischer und 
französischer Sprache gegeben, durch Lobbying und 
Networking nachweislich einen guten Multiplikatoreffekt 
in der Öffentlichkeitsarbeit bewirkt, positive Präsenz für 
das Land Liechtenstein erzielt und Liechtenstein einem 
neuen breiten Kreis von Multiplikatoren aus Politik und 
Wirtschaft näher gebracht (Schweiz, Deutschland, Öster-
reich, Frankreich, Russland, China, uvm.)

Basis-Informationsmaterialien
Seit Januar 2007 erscheint durchschnittlich alle zwei 
Monate ein LI-Newsletter in deutscher und englischer 
Sprache, der aktiv an ca. 1500 Meinungsmittler und 
Multiplikatoren im Ausland versandt wird. Die Stabs-
stelle hat darüber hinaus die Informationsmaterialien um 
den Ländervergleich «Liechtenstein – Russland» erwei-
tert. Sämtliche bisherigen Informationsmaterialien der 
SKOE wurden inhaltlich aktualisiert. Im Jahr 2007 wur-
den 9000 Liechtensteinbücher («Begegnung mit einem 
Kleinstaat»), 2000 Liechtenstein CD-ROMs und DVDs, 
15 000 Liechtenstein-Booklets, 20 000 Basisartikel und 
2000 bilaterale Ländervergleiche ausgegeben. Die bila-
teralen Ländervergleiche erfreuen sich weiterhin gros-
ser Beliebtheit im In- und Ausland. Dem Wunsch aus 
Landesverwaltung und Verbänden nach weiteren Län-
dervergleichen konnte wegen Kapazitätsmangel nicht 
entsprochen werden. Die Stabsstelle überarbeitete In-
formationstexte zu Liechtenstein in deutsch- und eng-
lischsprachigen Websites und beantwortete monatlich 
ca. 80 Anfragen zu Liechtenstein allgemein sowie zum 
Wirtschafts- und Finanzstandort Liechtenstein, die nicht 
der vertieften fachlichen Antwort der zuständigen Amts-
stellen bedürfen.

Organisation von Informationsveranstaltungen
Im Berichtsjahr übernahm die Stabsstelle wieder die 
Konzeption, inhaltliche Vorbereitung und Umsetzung 
von diversen Informations- und Spezialveranstaltungen, 
wie z.B. den Holocaust-Gedenktag, der 2006 erstmals 
durchgeführt wurde.

Beratung und Unterstützung der Regierung in infor-
mationspolitischen Angelegenheiten
Die Stabsstelle für Kommunikation und Öffentlichkeits-
arbeit hat für die Regierung und diverse Amtsstellen 
ca. zehn Kommunikationskonzepte erarbeitet und um-
gesetzt. Sie hat die Regierung und die Mitarbeiter der 
Regierung in der Öffentlichkeitsarbeit beraten und sie 
in der Durchführung von Massnahmen unterstützt (z.B. 
Egmont Group Arbeitstreffen, Elektronische Steuererklä-
rung, Steuerreform etc).  Der Stabsstelle oblag weiters 
die Organisation, inhaltliche Vorbereitung und Betreu-
ung von Interviews sowie die inhaltliche Vorbereitung 
von Medienkonferenzen und das Verfassen von Pres-
seaussendungen.

Stiftung Image Liechtenstein und Marke Liechtenstein
Die Stabsstelle arbeitet im Stiftungsrat der Stiftung Image 
Liechtenstein mit und leitet das Expertengremium, das 
die Entscheidungen des Stiftungsrates inhaltlich vorbe-
reitet. Der Geschäftsleiter setzt die im Gesamtkommuni-
kationskonzept definierten Massnahmen gemeinsam mit 
der Stabsstelle um.

Die Stabsstelle hat, in Abstimmung mit dem Exper-
tengremium der SIL, eine Balanced Scorecard (BSC) als 
Steuerungs- und Kontrollinstrument für die Arbeit der SIL 
erarbeitet. Darauf aufbauend hat die Stabsstelle eine de-
taillierte Communication Scorecard (CSC) ausgearbeitet.

Liechtenstein-Portal im Internet
Die Stabsstelle hat das Liechtenstein-Portal www.liech-
tenstein.li mit neuen Informationsinhalten, Videofilmen 
erweitert sowie regelmässig mit aktuellem TV- und On-
line-Medientauglichem Bildmaterial versorgt. Die Stabs-
stelle ist für Inhalt und Aktuellhaltung des Liechtenstein-
Portals verantwortlich.

Auf- und Ausbau von Kommunikationsnetzwerken
Durch den verstärkten systematischen Einbezug so-
wohl der liechtensteinischen Aussenstellen als auch der 
in Liechtenstein akkreditierten Botschaften und Konsu-
late in die Informations- und Kommunikationslinien bei 
Schwerpunktthemen der Regierung konnte die proaktive 
Öffentlichkeitsarbeit erheblich erweitert und intensiviert 
werden.

Mitwirkung in amtsstellenübergreifenden Arbeits-
gruppen und Projekten
Die Stabsstelle arbeitet in zahlreichen Arbeitsgrup-
pen mit, wie Neues Erscheinungsbild für LLV, Koordi-
nierungsgruppe Finanzplatz, Terrorismusbekämpfung, 
Gymnaestrada 2007, Restrukturierung Kommunikations-
abteilungen.

Stabsstelle öffentliches Auftrags-
wesen
Stabsstellenleiter: Dipl. Ing. HTL Wendelin Lampert

Kernaufgaben der Stabsstelle bildeten die Beratung und In-
formation sämtlicher Auftragnehmer und Auftraggeber im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens. Mit der Aufsicht 
über die öffentlichen Auftragsvergaben hat sie eine wichtige 
Kontrollfunktion. Weitere Schwerpunkte der Tätigkeiten la-
gen im Berichtsjahr bei der Auswertung der Stellungnah-
men, welche zu den Vernehmlassungsberichten betreffend 
die Abänderung des Gesetzes über die Vergabe öffentlicher 
Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge (Gesetz über das 
Öffentliche Auftragswesen, ÖAWG) und die Abänderung 
des Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- 
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und Dienstleistungsaufträge im Bereich der Wasser-, En-
ergie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommunika-
tionssektor (Gesetz über das Öffentliche Auftragswesen im 
Bereich der Sektoren, ÖAWSG) eingereicht wurden, sowie 
die Erarbeitung der entsprechenden Berichte und Anträge 
betreffend die Abänderung des Gesetzes über das Öffent-
liche Auftragswesen und die Abänderung des Gesetzes 
über das Öffentliche Auftragswesen im Bereich der Sek-
toren. Des Weiteren wurden im Rahmen von Informations-
veranstaltungen die neu gewählten Gemeinderäte über die 
gesetzlichen Bestimmungen im Bereich des öffentlichen 
Auftragswesens informiert. In der Auftragsstatistik wurden 
im Jahr 2006 gesamthaft Auftragsvergaben von CHF 114 
Mio. erfasst. Der Vergleich zum Vorjahr zeigt eine Reduk-
tion um 31 %.

Die Stabsstelle dient als zentrale Anlauf- und Beratungs-
stelle für sämtliche öffentlichen Auftraggeber innerhalb 
der Landesverwaltung den Gemeinden und für alle wei-
teren von den Gesetzen erfassten Auftraggeber sowie 
Auftragnehmer. Zu den Aufgaben der Stabsstelle gehört 
weiters die Erarbeitung von Strategien, Konzepten, Mass-
nahmen und Instrumenten für eine optimale Umsetzung 
und Weiterentwicklung des Sachbereiches «Öffentliches 
Auftragswesen». Überdies erstellt sie jährlich eine Stati-
stik der öffentlichen Auftragsvergaben und wertet diese 
aus. Des Weiteren zählt zum Tätigkeitsbereich der Stabs-
stelle die Mitarbeit bei der Ausarbeitung von Richtlinien 
der Europäischen Union sowie die Erarbeitung von Vor-
schlägen für die Umsetzung dieser Richtlinien in das na-
tionale Recht.

Die Stabsstelle nimmt auch die grenzübergrei-
fende Koordination mit den Nachbarstaaten und Kan-
tonen wahr und beobachtet die Weiterentwicklung des 
Auftragswesens in der Schweiz, in der WTO sowie im 
EWR. Die Mitarbeit in Arbeitsgruppen des Landes und 
insbesondere in grenzübergreifenden Arbeitsgruppen, 
wie beispielsweise im Forum «Beschaffungswesen» der 
Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltschutzdi-
rektorenkonferenz (BPUK) und in der Arbeitsgruppe «Öf-
fentliches Auftragswesen» der EFTA, erweist sich gerade 
im Hinblick auf die Dynamik des Auftragswesens und der 
öffentlichen Märkte als anspruchsvoll.

Der Stabsstelle oblag im Berichtsjahr insbesondere 
die Durchführung von Informationsveranstaltungen für 
die neu gewählten Gemeinderäte. Des Weiteren wurden 
die Stellungnahmen, welche im Rahmen der Vernehm-
lassungsberichte betreffend die Abänderung des Ge-
setzes über die Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge (Gesetz über das Öffentliche 
Auftragswesen, ÖAWG) und betreffend die Abänderung 
des Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Telekommu-
nikationssektor (Gesetz über das Öffentliche Auftrags-
wesen im Bereich der Sektoren, ÖAWSG) eingereicht 
wurden, ausgewertet. Anschliessend an die Auswertung 

der Vernehmlassungsstellungnahmen erfolgte die Mitar-
beit bei der Erstellung der Berichte und Anträge an den 
Landtag betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
das Öffentliche Auftragswesen sowie des Gesetzes über 
das Öffentliche Auftragswesen im Bereich der Sektoren. 
Der Onlineschalter der Homepage www.saw.llv.li wurde 
an die neuen Vorgaben der EU angepasst, wonach Be-
kanntmachungen für internationale Ausschreibungen 
nur noch online erstellt werden können. Um eine effizi-
ente und speditive Umsetzung dieser Neuerung zu ge-
währleisten, erfolgte eine Information mittels Newslet-
ter an alle interessierten Marktteilnehmer. Für Vergaben 
des Landes wurden die Spezialrichtlinien betreffend die 
Beschaffung von Motorfahrzeugen und der Vergabe von 
Druck- und Grafikaufträgen überarbeitet.

Die Statistik über die öffentlichen Auftragsvergaben 
wurde termingerecht erfasst und an die zuständigen Stel-
len in Genf (WTO) und Brüssel (EFTA) weitergeleitet. Die 
gesamthaft erfassten Auftragssummen sind im Bezugs-
jahr 2006 um ca. 31 % zurückgegangen. Dabei wurden 
76 % sämtlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf-
träge an liechtensteinische Auftragnehmer erteilt. Von 
den restlichen 24 % aller Aufträge wurden 23 % an Auf-
tragnehmer aus der Schweiz und 1 % an Auftragneh-
mer aus der EU vergeben. Mittels Pressemitteilung er-
folgt jährlich eine Information der Öffentlichkeit über die 
Vergaben des Landes Liechtenstein. Im Weiteren wird 
die Homepage www.saw.llv.li jährlich mit der aktuellen 
Statistik ergänzt.

Vergleich Auftragssummen 1999 bis 2006
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Staatsanwaltschaft

Leitender Staatsanwalt: Dr. Robert Wallner

Die Staatsanwaltschaft hat alle Offizialdelikte, die zu ih-
rer Kenntnis kommen, von Amts wegen zu verfolgen (§ 21 
StPO), in Rechtshilfeverfahren mitzuwirken und die Inte-
ressen des Landes zu wahren. Im Jahr 2007 sind insgesamt 
2290 Straffälle angefallen, das sind um 177 weniger als 
im Vorjahr. Weiters sind 243 Rechtshilfeersuchen aus dem 
Ausland eingelangt, das sind um 23 mehr als im Vorjahr.

Geschäftsausweis
Der Gesamtanfall von Straffällen gegen bekannte und 
unbekannte Täter ist im Jahr 2007 mit 2290 Fällen im 
Vergleich zum Vorjahr um 177 Fälle zurückgegangen. 
Der Rückgang betrifft hauptsächlich die Straffälle wegen 
Übertretungen und Vergehen sowie gegen unbekannte 
Täter. Bei den Verfahren wegen Verbrechen und Verge-
hen, die mit einer 6 Monate übersteigenden Freiheits-
strafe bedroht sind, also bei den schweren Straftaten, hat 
der Anfall von 407 auf 404, also nur um 3 Verfahren ab-
genommen. Im Jahr 2007 sind 243 Rechtshilfeersuchen 
eingelangt, um 23 mehr wie im vergangenen Jahr. 

Es wurden 19 Anklageschriften, 53 Strafanträge und 
816 Bestrafungsanträge eingebracht. Die Zahl der Ankla-
geschriften entspricht dem langjährigen Durchschnitt. 
Die Strafanträge sind allerdings von 105 auf 53 und die 
Bestrafungsanträge von 1086 auf 816 zurückgegangen. 
Dies ist mit der Einführung der Diversion per 1. Januar 
2007 (LGBl 2006 Nr 99) zu erklären. Die Staatsanwalt-
schaft hat in insgesamt 343 Straffällen Diversionsange-
bote gemacht. Davon entfallen 129 auf Zahlung eines 
Geldbetrages, 16 auf gemeinnützige Leistungen, 147 auf 
Einstellung nach Ablauf einer Probezeit und 51 auf Durch-
führung eines aussergerichtlichen Tatausgleichs. Insge-
samt 124 Fälle konnten bereits erfolgreich abgeschlossen 
werden. 182 Fälle sind noch pendent, von diesen entfal-
len jedoch 137 auf Angebote zur Einstellung nach Ablauf 
einer Probezeit. Diese können erfahrungsgemäss in den 
allermeisten Fällen erfolgreich abgeschlossen werden. In 
37 Fällen ist die Diversion aus unterschiedlichen Gründen 
gescheitert, beispielsweise weil das Angebot abgelehnt 
wurde, Auflagen nicht eingehalten wurden oder der Ver-
dächtige erneut straffällig geworden ist. Insgesamt kann 
gesagt werden, dass die Diversion in Zusammenarbeit mit 
der Bewährungshilfe erfolgreich gestartet ist. Sowohl Tä-
ter als auch Opfer haben die Angebote der Staatsanwalt-
schaft in vielen Fällen angenommen. Dadurch konnten 
aufwändige Verfahren vermieden werden.

Staatsanwälte haben im Berichtsjahr insgesamt an 
290 Verhandlungen und Tagsatzungen vor dem Landge-
richt und Obergericht teilgenommen. Trotz Einführung 
der Diversion sind damit die Verhandlungen nur unwe-
sentlich zurückgegangen. Dies ist mit der gleichzeitigen 

Abschaffung der Strafverfügung zu erklären. In 5 Fällen 
wurde Untersuchungs-, in 5 weiteren Fällen die Ausliefe-
rungs- und in 2 Fällen eine Ausschaffungshaft verhängt.

Straffälle (Geschäfte)	 Anzahl	 davon 

im Berichtsjahr neu 		  Haftfälle 

angefallen		

ST	 404	 5

UT	 257	 2 Ausschaffungshaften

		  5 Auslieferungshaften

SU	 1629	

Gesamt	 2290	 12

Straffälle ST gegen bekannte Täter (Geschäfte)	  

(Vergehen mit Strafdrohung von 6 Monate bis  

3 Jahre Freiheitsstrafe und Verbrechen)	 Anzahl

1   aus dem Jahre 2006 unerledigt übernommen  	 221

2   im Berichtsjahr neu angefallen	 407

3   Gesamtzahl der Straffälle	 625

4   im Berichtsjahr von der StA erledigt	 360

5   unerledigt geblieben am 31. Dezember 2007	 265

Straffälle UT gegen unbekannte Täter 	  

(Vergehen mit Strafdrohung von 6 Monate  

bis 3 Jahre Freiheitsstrafe und Verbrechen)� Anzahl

1   aus dem Jahre 2006 unerledigt übernommen  	 21

2   im Berichtsjahr neu angefallen	 257

3   Gesamtzahl der Straffälle	 278

4   im Berichtsjahr von der StA erledigt	 264

5   unerledigt geblieben am 31. Dezember 2007	 14

Straffälle SU gegen bekannte und unbekannte 

Täter (Übertretungen und Vergehen mit Strafdrohung  

bis sechs Monate Freiheitsstrafe)� Anzahl

1   aus dem Jahre 2006 unerledigt übernommen	 113

2   im Berichtsjahr neu angefallen	 1629

3   Gesamtzahl der Straffälle	 1742

4   im Berichtsjahr von der StA erledigt	 1486

5   unerledigt geblieben am 31. Dezember 2007 	 256

Anklageschriften	 Anzahl	 davon Haftfälle

Im Berichtsjahr neu eingebracht	 19	 1

Strafanträge	 Anzahl	 davon Haftfälle

Im Berichtsjahr neu eingebracht	 53	 0  
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Bestrafungsanträge (ST und SU)	  

(Übertretungen und Vergehen mit  

Strafdrohung bis zu 6 Monaten)	 Anzahl

Im Berichtsjahr neu eingebracht	 816

Einstellungen (ST und SU)	 Anzahl

§ 1 Abs. 2 StPO	 5

§ 21 Abs. 2 StPO	 28

§ 22 Abs. 2 StPO	 790

§ 64 StPO	 6

§ 42 StGB	 40

 

Erledigungen anderer Art	

§ 283 und 294 StPO (Abbrechungen)	 486

Vereinigungen	 27

Abtretungen	 20

Rechtshilfeverfahren (RSt)	 Anzahl

Anfall im Berichtsjahr	 243

Rechtsmittel (von StA eingebracht)	 Anzahl

Berufungen	 11

Beschwerden 	 13

Revisionen	 2

Revisionsbeschwerden	 4

Einspruch gg. Strafverfügung	 0

Justizverwaltungssachen (Jv)	 Anzahl

Anfall im Berichtsjahr 	 213

Geschäftsfälle Nst	 Anzahl

Anfall im Berichtsjahr	 14

Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung	 Anzahl

(Im Berichtsjahr gestellt)	 31

Personelles
Per Januar 2007 wurde lic.iur. Anton Eberle zum Staats-
anwalt ernannt. Mit 22. September 2007 ist ein Staats-
anwalt aus dem Dienst ausgeschieden. Die Stellvertre-
terin des Leitenden Staatsanwaltes lic. iur. Alma Willi ist 
per 31. August 2007 in den Ruhestand getreten. Mit Be-
schluss der Regierung vom 11. September 2007 wurde 
Staatsanwalt Dr. Dietmar Baur zum neuen Stellvertreter 
des Leitenden Staatsanwaltes bestellt. Die Staatsanwalt-
schaft besteht daher aus dem Leiter und 5 Staatsanwäl-
ten (600 Stellenprozent). Für die Geschäftsstelle stehen 
410 Stellenprozente zur Verfügung.

Internationale Kontakte
Einen Höhepunkt im Berichtsjahr stellte die vom 17. bis 
20. April 2007 in Davos und Vaduz gemeinsam mit dem 
amerikanischen Justizministerium und dem schweize-
rischen Bundesamt für Justiz organisierte Tagung zum 
Thema Verfallsverfahren dar, die von ca. 50 spezialisier-
ten Staatsanwälten aus 17 Nationen besucht wurde. Der 
Leitende Staatsanwalt hat darüber hinaus an der Jahres
konferenz der Internationalen Vereinigung der Staats-
anwälte in Hongkong, an der Eurojustice Konferenz in 
Slowenien, an der Ostschweizer Staatsanwälte-Konfe-
renz und der Europäischen Staatsanwälte-Konferenz in 
Warschau teilgenommen. Er begleitete Regierungsrat 
Stellvertreter Dr. Klaus Tschütscher bei einem bilate-
ralen Besuch der Bundesministerin für Justiz in Berlin. 
Als mit Beschluss der Regierung vom 14. Februar 2006 
bestellter Delegierter vertrat er Liechtenstein an der Jah-
restagung des Konsultativrates der Europäischen Staats-
anwälte (CCPE) in Strassburg. Der Leitende Staatsanwalt 
hat weiters an den Arbeitsgesprächen aus Anlass der Be-
suche des luxemburgischen Justizministers Luc Frie-
den, des EU-Botschafters für die Schweiz und Liechten-
stein, Prof. Dr. Michael Reiterer und des Besuches des 
polnischen Justizministers Zbigniew Ziobro in Vaduz 
teilgenommen. Von der Stellvertreterin des Leitenden 
Staatsanwaltes oder anderen Staatsanwälten wurden die 
Tagung der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für 
Kriminologie, die Konferenz der Schweizerischen Staats-
anwälte, die Jahrestagung der Schweizerischen Krimina-
listischen Gesellschaft, das Forum der Österreichischen 
Staatsanwälte in Innsbruck, der Europäische Juristentag 
in Wien, das Juristentreffen der Bodenseeländer in Vaduz 
und Treffen des Europäischen Justiziellen Netzwerkes 
besucht. Staatsanwalt Dr. Dietmar Baur hat als Experte 
am Länderexamen von Malta im Rahmen der Organisa-
tion Moneyval des Europarates fungiert. In mehreren 
Strafsachen haben Staatsanwälte bei im Rechtshilfeweg 
durchgeführten Zeugenvernehmungen in Österreich, der 
Schweiz, Deutschland und Frankreich teilgenommen.

Zusammenarbeit mit inländischen Behörden
Im Berichtsjahr fanden regelmässige Koordinationssit-
zungen des Leitenden Staatsanwaltes mit dem Leiter der 
Kriminalpolizei, dem Leiter der Stabsstelle FIU, einem 
Vertreter der Untersuchungsrichter und dem Vorsitzen-
den der Geschäftsleitung der Finanzmarktaufsicht statt.

Mitarbeit in Kommissionen und Arbeitsgruppen der 
Regierung
Die Arbeitsbelastung durch Mitarbeit in Arbeitsgruppen 
oder Verhandlungsdelegationen der Regierung war im Be-
richtsjahr weiterhin hoch. Der Leitende Staatsanwalt wurde 
von der Regierung in die Verhandlungsdelegation zum 
Abschluss eines Betrugsabkommens mit der EU bestellt. 
Auch in die Evaluation Liechtensteins durch den IWF war 
die Staatsanwaltschaft eingebunden und zwar bei der Be-
antwortung des aufwändigen Fragebogens als auch durch 
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Gespräche mit den Experten des IWF. Der Leitende Staats-
anwalt hat weiters in den Arbeitsgruppen Umsetzung der 3. 
Geldwäscherei-Richtlinie, der PEP-Richtlinie und der IWF-
Empfehlungen, Koordinationsgruppe Terrorismus-Finan-
zierung, Korruptionsbekämpfung, Koordinations- und Vor-
bereitungsgruppe Finanzplatz, Arbeitsgruppe Schengen 
und der Reform des U-Haftrechtes mitgearbeitet. Andere 
Staatsanwälte waren in den Arbeitsgruppen zur Überprü-
fung des Revisionsbedarfes des strafprozessualen Vorver-
fahrens, der Gewaltschutzkommission, der gesetzlichen 
Neuregelung der Vermittlungstätigkeiten, Jugendschutz, 
Umsetzung des Vertrages zwischen Liechtenstein und der 
Schweiz betreffend die gemeinsame Nutzung von polizei-
lichen Datenbanken, in der Drogenkommission, Menschen-
handel sowie der Arbeitsgruppe Reform des Rechtshilfege-
setzes tätig. Die Sitzungstätigkeit und die Mitarbeit in den 
Arbeitsgruppen stellt eine erhebliche Arbeitsbelastung für 
die Staatsanwaltschaft dar.

Stellungnahmen zu Gesetzesvorschlägen
Die Staatsanwaltschaft hat im Rahmen der Vernehmlas-
sung zu folgenden Gesetzen Stellungnahmen abgegeben: 
Gesetz für die Bearbeitung von Personendaten, Nichtrau-
cherschutzgesetz, Antirassismus-Strafnorm, Stiftungs-, 
Personen- und Gesellschaftsrecht, Wirtschaftsmassnah-
mengesetz, Gesetz über den Erwerb und den Verlust des 
Landesbürgerrechtes, Zustellgesetz und Statistikgesetz.

Kommissionen

Beschwerdekommission für  
Verwaltungsangelegenheiten

Präsident: lic.iur. Christian Ritter M.B.L.-HSG

Der Aufgabenbereich der Beschwerdekommission für Ver-
waltungsangelegenheiten wurde im Berichtsjahr 2007 wie-
derum erweitert. Insgesamt sind 46 Fälle anhängig gewor-
den. Die Pendenzen haben sich leicht erhöht.

Zuständigkeit
Die Beschwerdekommission wurde auf Grund des Be-
schwerdekommissionsgesetzes vom 25. Oktober 2000, 
LGBL. 2000 Nr. 248, eingerichtet. Die Beschwerdekom-
mission für Verwaltungsangelegenheiten besteht aus 
fünf Mitgliedern, welche vom Landtag gewählt werden; 
der Präsident und der Vize-Präsident müssen rechtskun-
dig sein. Die Beschwerdekommission für Verwaltung-
sangelegenheiten war 2007 zuständig für Beschwerden 
gegen Verfügungen und Entscheidungen im Bereich

a) Bauwesen:
1. �des Hochbauamtes oder der Gemeinden auf Grund 

des Baugesetzes sowie der darauf gestützten Verord-
nungen und der Gemeindebauordnungen mit Aus-
nahme aller Belange der Raum- und Zonenplanung;

2. �des Hochbauamtes oder der Gemeinden auf Grund 
des Brandschutzgesetzes und der darauf gestützten 
Verordnung;

3. �der Vermessungskommission und des Ingenieur-Ge-
ometers auf Grund des Vermessungsgesetzes und 
der darauf gestützten Verordnung;

b) Strassenverkehr:
1. �der Amtsstellen oder Gemeindevorsteher auf Grund 

des Strassenverkehrsgesetzes und der darauf ge-
stützten Verordnung;

2. �der Motorfahrzeugkontrolle und der Landespolizei 
aufgrund des Schwerverkehrsabgabegesetzes und 
der darauf gestützten Verordnungen;

c) Telekommunikation und elektronische Signaturen:
1. �des Amtes für Kommunikation in seiner Funktion als 

weisungsunabhängige Regulierungsbehörde auf-
grund des Telekommunikationsgesetzes sowie die 
darauf gestützten Verordnungen;

2. �des Amtes für Kommunikation in seiner Funktion als wei-
sungsunabhängige Aufsichtsstelle aufgrund des Signa-
turgesetzes und der darauf gestützten Verordnungen;

d) Wohnungswesen:
	 des Amtes für Wohnungswesen auf Grund des Ge-

setzes über Mietbeiträge für Familien sowie des Ge-
setzes zur Förderung des Wohnungsbaues und der 
darauf gestützten Verordnungen;

e) Hochschulwesen:
1. �der Beschwerdeinstanz einer Hochschule auf Grund 

des Gesetzes über das Hochschulwesen und der da-
rauf gestützten Verordnungen;

2. �des Hochschulrates der Hochschule Liechtenstein 
auf Grund des Gesetzes über die Hochschule Liech-
tenstein und der darauf gestützten Verordnungen.

f)	öffentliches Auftragswesen:
1. �der Auftraggeber aufgrund des Gesetzes über das 

öffentliche Auftragswesen und der darauf gestützten 
Verordnung;

2. �der Auftraggeber aufgrund des Gesetzes über das 
öffentliche Auftragswesen im Bereich der Sektoren 
und der darauf gestützten Verordnung.

g) Grundbuch- und Öffentlichkeitsregister:
1. �des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramtes 

aufgrund des Personen- und Gesellschaftsrechts und 
des Sachenrechts sowie der darauf gestützten Ver-
ordnungen.
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Beschwerdefälle 2007

Im Berichtsjahr waren 46 neue Eingänge zu verzeich-
nen, davon 42 Beschwerden und 4 Vorstellungen. Die 
Eingaben erstreckten sich auf die nachfolgenden Rechts-
gebiete:
a. Bauwesen:� 17
b. Strassenverkehr: � 11
c. Telekommunikation und elektronische Signaturen:� 2
d. Wohnungswesen: � 5
e. Hochschulwesen: � 0
f. öffentliches Auftragswesen: � 3
g. Grundbuch- und Öffentlichkeitsregister: � 8

Die im Berichtsjahr bereits anhängigen Fälle aus den 
Vorjahren wurden wie folgt behandelt:

Nummer	 Gegenstand	 Erledigung	 Stand/Entscheid

VBK 2005/26	 Baubewilligung	 26.07.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2006/49	 Baubewilligung	 27.03.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2006/52	 Wohnbauförderung	 22.02.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2006/53	 Strassensignalisation	 27.03.2007	 Beschwerde zurückgewiesen

VBK 2006/54	 Mietbeihilfe	 24.05.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2006/55	 Führerausweisentzug	 22.02.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2006/56	 Baubewilligung	 27.03.2007	 Beschwerde abgewiesen

Die im Berichtsjahr neu anhängig gewordenen Fälle sind wie folgt behandelt worden:

Nummer	 Gegenstand	 Erledigung	 Stand/Entscheid

VBK 2007/01	 Baubewilligung	 25.01.2007	 auf Vorstellung nicht eingetreten

VBK 2007/02	 Baubewilligung	 06.03.2007	 Beschwerde verworfen

VBK 2007/03	 Wohnbauförderung	 27.03.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/04	 öffentliches Auftragswesen	 18.04.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/05	 Strassensignalisation	 29.03.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/06	 Führerausweisentzug	 04.04.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/07	 Mietbeihilfe	 27.03.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/08	 Strassensignalisation	 24.05.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/09	 Baubewilligung	 18.04.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/10	 Mietbeiträge	 24.05.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/11	 Führerausweisentzug	 24.05.2007	 auf Vorstellung nicht eingetreten

VBK 2007/12	 öffentliches Auftragswesen	 24.05.2007	 auf Vorstellung nicht eingetreten

VBK 2007/13	 Baubewilligung	 14.06.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/14	 Öffentlichkeitsregistersache	 26.07.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/15	 Baubewilligung	 26.07.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/16	 Baubewilligung	 26.07.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/17	 Baubewilligung	 26.07.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/18	 Führerausweisentzug	 30.08.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/19	 Wohnbauförderung	 30.08.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/20	 Öffentlichkeitsregistersache	 30.08.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/21	 Baubewilligung	 08.11.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/22	 Telekommunikation	 30.08.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/23	 Baubewilligung	 08.11.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/24	 Öffentlichkeitsregistersache	 27.09.2007	 Beschwerde zurückgewiesen

VBK 2007/25	 Baubewilligung	 30.08.2007	 Auf Vorstellung nicht eingetreten

VBK 2007/26	 Entzug der Kontrollschilder	 27.09.2007	 Beschwerde verworfen
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Nummer	 Gegenstand	 Erledigung	 Stand/Entscheid

VBK 2007/27	 Baubewilligung	 30.08.2007	 Auf Vorstellung nicht eingetreten

VBK 2007/28	 Öffentlichkeitsregistersache	 27.09.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/29	 Telekommunikation	 27.09.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/30	 Baubewilligung	 17.08.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/31	 Baubewilligung	 26.10.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/32	 Führerausweisentzug		  hängig

VBK 2007/33	 Auflage bei Baubewilligung	 13.12.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/34	 Baubewilligung	 13.12.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/35	 Öffentlichkeitsregistersache	 13.12.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/36	 Strassensignalisation	 13.12.2007	 Beschwerde stattgegeben

VBK 2007/37	 öffentliches Auftragswesen		  hängig

VBK 2007/38	 Wohnbauförderung		  hängig

VBK 2007/39	 Führerausweisentzug	 13.12.2007	 Beschwerde abgewiesen

VBK 2007/40	 Strassensignalisaton		  hängig

VBK 2007/41	 Strassensignalisation		  hängig

VBK 2007/42	 Bauvorschriften		  hängig

VBK 2007/43	 Führerausweisentzug		  hängig

VBK 2007/44	 Baubewilligung		  hängig

VBK 2007/45	 Baubewilligung		  hängig

VBK 2007/46	 Führerausweisentzug		  hängig

Pendenzen 2007
Im Berichtsjahr wurden alle aus den Vorjahren resul-
tierenden Beschwerdefälle verhandelt und entschieden. 
Von den im Berichtsjahr neu anhängig gewordenen 46 
Fällen konnten im Berichtsjahr selbst 36 verhandelt und 
entschieden werden. Aus dem Berichtsjahr sind zehn 
Fälle pendent, wobei alle Pendenzen erst seit Oktober 
2007 anhängig wurden.

Personalkommission

Die Personalkommission, welche sich paritätisch aus 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern beiderlei Ge-
schlechts zusammensetzt, schlichtet auf Antrag einer 
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters bei allen Streitig-
keiten, die im Zusammenhang mit der Zuordnung der 
Stelle, der Festlegung der Besoldung oder der Bewer-
tung der Leistung stehen.

In der Berichtsperiode konnte die Personalkommis-
sion ein Schlichtungsverfahren betreffend Stellenzuord-
nung zum Abschluss bringen und der Regierung als Ent-
scheidungsgrundlage eine Empfehlung unterbreiten.

Prüfungskommission für  
Rechtsanwälte
Vorsitzender: Dr. Hilmar Hoch

Die Prüfungskommission für Rechtsanwälte hat im Ge-
schäftsjahr 2007 zwei Prüfungssessionen im Frühjahr und 
im Herbst 2007 abgehalten. 

Frühjahrssession 2007
Für die im Frühjahr abgehaltene Rechtsanwaltsprüfung 
meldeten sich drei Kandidaten an:
–	zwei Kandidaten zur Rechtsanwaltsprüfung
–	ein Kandidat zur Eignungsprüfung für ausländische 

Rechtsanwälte (EWR)
Die schriftlichen Prüfungen wurden vom 5. bis 12. März 
2007 und die mündlichen Prüfungen am 23. April 2007 
abgehalten. Zwei Rechtsanwaltsprüfungskandidaten ha-
ben die Prüfung bestanden.

Herbstsession 2007
Für die im Herbst abgehaltene Rechtsanwaltsprüfung 
meldeten sich zwölf Kandidaten an:
–	neun Kandidaten zur Rechtsanwaltsprüfung
–	drei Kandidaten zur Eignungsprüfung für ausländische 

Rechtsanwälte (EWR)
Die schriftlichen Prüfungen wurden vom 10. bis 17. Sep-
tember 2007 und die mündlichen Prüfungen am 22. und 
23. Oktober 2007 abgehalten. Sieben Rechtsanwaltsprü-
fungskandidaten und drei EWR-Prüfungskandidaten ha-
ben die Prüfung bestanden.
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Prüfungskommission für  
Treuhänder
Vorsitzender: Dr. Walter Kert

Die Kommission hat im Jahre 2007 insgesamt zwei Sit-
zungen abgehalten.

Die Treuhänderprüfungen wurden in der Zeit vom 15. 
bis 19. Oktober 2007 (schriftlich) und am 20. November 
2007 (mündlich) abgehalten. Von den elf angetretenen 
Kandidaten haben sieben die Prüfung bestanden.

Prüfungskommission für  
Wirtschaftsprüfer
Vorsitzender: Bernhard Büchel, Mauren

Die schriftliche Prüfung fand am 25. Oktober 2007 und die 
mündliche Prüfung am 28. November 2007 statt. Für die Prü-
fung wurden sieben Kandidaten zugelassen, davon haben vier 
Kandidaten die Prüfungen bestanden. Drei Kandidaten erreich-
ten bei den schriftlichen Prüfungen die erforderliche Punktezahl 
nicht und wurde somit zur mündlichen Prüfung nicht eingela-
den. Die Prüfung ist als Zusatzprüfung anzusehen, da von den 
Kandidaten ein ausländisches Diplom als Wirtschaftsprüfer 
oder ein gleichwertiger Ausbildungsnachweis als Zulassungs-
bedingung gefordert wird. Die Zulassungsbedingungen sind in 
den jeweiligen Verordnungen ersichtlich.

Prüfungskommission
Als Mitglieder der Prüfungskommission für die Man-
datsperiode 2005 bis 2009 wurden die nachfolgenden 
Personen von der Regierung bestellt: Bernhard Büchel, 
Mauren, als Vorsitzender; Arno Catrina, Haldenstein, 
und Martin Nigg, Landrichter als Mitglieder. Ersatzmit-
glieder sind: Roger Frick, Triesen, Uwe Öhri, Landrich-
ter, und Hans-Peter Urscheler, Laax.

Nebst den Sitzungen vor und nach den Prüfungen fan-
den am 20. August und 7. November 2007 Treffen statt. An 
den Sitzungen wurden die definitiven Termine, die Prüfge-
biete und verschiedene organisatorische Abläufe festgelegt. 
Die Erstellung der Prüfungsaufgaben und die Korrektur der 
Prüfungen wurden unter den Mitgliedern aufgeteilt.

Prüfung
Die schriftliche Prüfung dauerte 6.5 Stunden und um-
fasste die Prüfungsfächer «Revision und Gesellschafts-
recht», «Gesellschafts- und Sachenrecht» oder «Steu-
errecht und Abgabenrecht» je nach Wahlfach des 
Kandidaten. Die mündliche Prüfung dauerte ca. 50 Minu-
ten und umfasste das Pflichtfach «Berufsrecht» und das 
jeweilige Wahlfach «Gesellschafts- und Sachenrecht» 

oder «Steuerrecht und Abgabenrecht». Die Prüfungsauf-
gaben konzentrierten sich auf liechtensteinische Bege-
benheiten, jedoch wurden ebenfalls Fragen in Bezug auf 
Revisionen geprüft. 

Diplomübergabe
Die Diplome wurden am 8. Januar 2008 anlässlich eines 
Aperitifs an die erfolgreichen Kandidaten übergeben.

Pensionsversicherung für das 
Staatspersonal
Präsident: Peter Mella
Geschäftsleitung: Ralph Büchel

Aus dem Stiftungsrat
Der Stiftungsrat traf sich im Berichtsjahr zu 5 Sitzungen, 
in welchen insgesamt 39 Traktanden behandelt wurden. 
Schwerpunktmässig befasste sich der Stiftungsrat mit 
folgenden Geschäften:

Jahresrechnung und Jahresbericht, Revisionsbericht 
für das Jahr 2006
Der Stiftungsrat genehmigte in der Sitzung vom 24. Mai 2007 
die Jahresrechnung und den Jahresbericht für das Jahr 2006. 
Gleichzeitig nahm der Stiftungsrat den Revisionsbericht der 
Ostschweizerischen Treuhandgesellschaft zur Kenntnis.

Versicherungsmathematische Bilanz per 1. Januar 2007
Die versicherungsmathematische Bilanz per 1. Januar 2007 
wurde vom Stiftungsrat in der Sitzung vom 24. Mai 2007 
zur Kenntnis genommen. Gestützt auf diese Bilanz und auf-
grund der versicherungstechnischen Lage der Kasse hat 
der Stiftungsrat gemäss den Empfehlungen des Versiche-
rungsexperten beschlossen, für das laufende Jahr die Lei-
stung eines Sonderbeitrages von 1% bei der Regierung zu 
beantragen und für das Jahr 2008 einen Sonderbeitrag von 
1% vorzusehen. Ein definitiver Entscheid, ob ein Sonder-
beitrag für das Jahr 2008 notwendig ist, soll nach Vorlage 
der versicherungsmathematischen Bilanz per 1. Januar 
2008 getroffen werden. Der Landtag hat in seiner Sitzung 
vom 24. Oktober 2007 die Ausrichtung eines Sonderbei-
trages von 1% der versicherten Besoldung für 2007 bewil-
ligt und den Nachtragskredit genehmigt.

Vermögensanlagestrategie, Anlagereglement
Der Stiftungsrat hat sich im Geschäftsjahr mit Einbezug 
verschiedener Experten mit der Überarbeitung des Anlage-
reglements, dem Funktionendiagramm und den Bandbrei-
ten beschäftigt. Auf den 1.1.2008 wurde das überarbeitete 
Anlagereglement inkl. Anhang I und II in Kraft gesetzt.
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Revision des Gesetzes über die Pensionsversicherung 
für das Staatspersonal
Die Vernehmlassung ergab insgesamt 52 Rückmel-
dungen, die in der Arbeitsgruppe überarbeitet wurden. 
Der Stiftungsrat hat in der Sitzung vom 5. November 
2007 den Entwurf für einen Bericht und Antrag an den 
Landtag zur Kenntnis genommen und an die Regierung 
weitergeleitet.

Betriebliches Gesundheitsmanagement
Die Möglichkeiten der Pensionsversicherung zur Unter-
stützung des betrieblichen Gesundheitsmanagements 
wurden abgeklärt. Da viele verschiedene Vorstösse und 
Umsetzungen von den angeschlossenen Institutionen 
gemacht wurden und verschiedene Sozialversicherungs-
anbieter in dieser Sache aktiv wurden, hat sich der Stif-
tungsrat entschieden, vorläufig auf ein entsprechendes 
Förderprogramm zu verzichten.

Umstellung der Rechnungslegung nach SWISS GAAP 
FER 26
Der Stiftungsrat hat beschlossen, die Rechnungslegung 
per 1. Januar 2007 auf die neuen Grundlagen umzustel-
len. Für die Pensionsversicherung gilt nun der überge-
ordnete Grundsatz von Swiss GAAP FER 26, wonach die 
Jahresrechnung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage (true & fair view) zu vermitteln hat. Dies bedeutet 
die konsequente Anwendung von aktuellen Werten (im 
wesentlichen Marktwerte) für alle Vermögensanlagen. 
Aufgrund der besonderen Langfristigkeit in der Vorsor-
gezielsetzung ist die Bildung einer Wertschwankungs-
reserve erlaubt. Die statische Berechnung der Vorsor-
gekapitalien und technischen Rückstellungen wird aus 
praktischen Gründen zugelassen.

Der Abschluss nach Swiss GAAP FER 26 umfasst Bi-
lanz, Betriebsrechnung und Anhang mit Vorjahreszahlen.

Neues Pensionsversicherungsprogramm
Der Stiftungsrat hat beschlossen, eine neue Software 
anzuschaffen, weil das heutige System verschiedene 
Schwachstellen aufweist. Es verfügt über keine Window-
soberfläche und die Administration ist mit einem hohen 
Aufwand verbunden. Ausserdem ist das System nur auf 
einen Arbeitsplatz ausgerichtet. Durch die gestiegene An-
zahl Versicherte und Rentner gelangte das System zudem 
an die Leistungsgrenzen. Die Anforderungen an das neue 
System wurden in einem Pflichtenheft zusammengestellt. 
Es erfolgte eine Ausschreibung unter den in der Schweiz 
vorhandenen Software-Anbietern. Das Ausschreibungs-
verfahren konnte abgeschlossen werden. Die Einführung 
des neuen Programms ist im Frühjahr 2008 vorgesehen. 

Statistisches

Bestand und Veränderung der aktiven Versicherten 
und der Pensionsbezüger

Aktive Versicherte

	 31.12.2007	 in %	 31.12.2006	 in %	 31.12.2005	 in %

Männer	 1 615	 +4.3	 1 548	 +1.8	 1 520	 +2.9

Frauen	 1 469	 +5.1	 1 398	 +3.1	 1 356	 +4.2

Total	 3 084	 +4.7	 2 946	 +2.4	 2 876	 +3.5

Pensionsbezüger

Pensionsart	 31.12.2007	 31.12.2006	 31.12.2005

Alterspensionen	 387	 353	 311 

Hinterlassenenpension	 145	 141	 141

Invalidenpension	 72	 70	 69

Total	 604	 564	 521

Die Anzahl ist inkl. Kinder

Vermögensentwicklung 
Die im Vorjahr festgestellte positive Vermögensentwick-
lung hat sich im Jahre 2007 leider nicht im selben Masse 
fortgesetzt. Per Ende 2007 beträgt der Vermögensstand 
der Kasse inkl. Immobilien rund 535 Mio. Franken.




